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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

 
damit Demokratie kein abstraktes Konzept bleibt, sondern vielmehr 
die Lebenswelt der Menschen bestimmt, müssen demokratisches 
Handeln und ein demokratisches Bewusstsein unseren Lebensall-
tag prägen. Es ist die Aufgabe von politischer Bildung, das demokra-
tische Bewusstsein der Menschen in Nordrhein-Westfalen und die 
demokratische Kultur im Land zu fördern. 

Unsere Demokratie steht vor großen Herausforderungen und unter 
großem Druck: Die Bewältigung der Corona-Pandemie und von de-
ren Folgen, Angriffe von demokratiefeindlichen Bewegungen, ge-
samtgesellschaftliche Probleme wie Rassismus, Antisemitismus 
und Rechtsextremismus – es ist offensichtlich, dass unsere Demo-
kratie tagtäglich verteidigt werden muss. Damit dies gelingt, darf 
Demokratie keine Floskel oder Redensart, sondern muss unsere ge-
meinsame Lebenswelt und unser Handeln prägendes Konzept sein. 

Im Mai 2019 hat der Landtag von Nordrhein-Westfalen die Landesregierung gebeten, einen regelmäßigen 
Demokratiebericht als Instrument zur Stärkung der Demokratiebildung sowie der politischen Bildung 
vorzulegen. Ich sehe in der Bitte des Parlaments eine willkommene Initiative. Besonders freue ich mich, 
dass diese Initiative eine fraktionsübergreifende ist und somit von der großen demokratischen Mehr-
heit des Parlaments getragen wird. Mit dem Demokratiebericht haben wir in Nordrhein-Westfalen die 
Möglichkeit, anhand einer empirischen Grundlage konkrete Bedarfe für weiteres politisches Handeln 
aufzuzeigen und dadurch die Demokratie und die Weiterentwicklung der Angebote politischer Bildung 
zu stärken. 

Eine erfolgreiche politische Bildung vermittelt mehr als nur reines Wissen über das Politische: Sie moti-
viert die Menschen, sich aktiv in das gesellschaftliche und politische Leben einzubringen und ermutigt 
dazu, Beteiligung und Selbstwirksamkeit zu erleben. Hier in Nordrhein-Westfalen existiert eine leben-
dige und plurale Landschaft der politischen Bildung mit einer Vielzahl an engagierten Akteurinnen und 
Akteuren, die die Menschen in Nordrhein-Westfalen bei der Herausbildung einer demokratischen Hal-
tung unterstützen und ihre politische Urteils- und Handlungsfähigkeit fördern. Diese Landschaft der 
politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen hat in den vergangenen Monaten der Pandemie Großartiges 
geleistet. All denjenigen, die sich auch und gerade in der Pandemie für die Stärkung der Demokratie 
eingesetzt haben, möchte ich an dieser Stelle meinen großen Dank und meinen Respekt aussprechen. 

Ich freue mich sehr, mit diesem ersten Demokratiebericht zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-
Westfalen den ersten Meilenstein in einer Reihe von Demokratieberichten setzen zu können. Damit leis-
ten wir einen Beitrag zur Zukunftsfähigkeit der Demokratie. 

Ich hoffe auf eine breite gesellschaftliche Diskussion und wünsche viel Freude beim Lesen! 

 
Klaus Kaiser

Parlamentarischer Staatssekretär  
im Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

 
die Veröffentlichung des ersten Demokratieberichts fällt zusammen 
mit dem 75-jährigen Jubiläum des Landes Nordrhein-Westfalen so-
wie der Landeszentrale für politische Bildung. 1946 hat der erste  
Ministerpräsident Nordrhein-Westfalens, Rudolf Amelunxen, die 
heutige Landeszentrale für politische Bildung gegründet – damals 
noch unter dem Namen „Staatsbürgerliche Bildungsstelle“. Sein 
Ziel, „die Mitbürger für die Demokratie zu gewinnen, von der Not-
wendigkeit der Demokratie zu überzeugen und für die Demokratie 
zu begeistern“ (vgl. Amelunxen 1946, zitiert nach Courts 1994: 20), 
hat an Bedeutung und Aktualität keineswegs verloren. Seit 75 Jah-
ren setzt sich die Landeszentrale für politische Bildung dafür ein, de-
mokratisches Bewusstsein und politische Partizipation zu fördern. 

Mit dem Demokratiebericht liegt uns nun ein Instrument zur weite-
ren Stärkung der Demokratie vor, das uns konkrete Anhaltspunkte 
liefert, um politische Bildungsangebote zu vertiefen und weiterzuentwickeln. Der erste Demokratie-
bericht schafft die Grundlage für weitere Berichte mit unterschiedlichen Schwerpunkten. Er folgt daher 
nicht dem Anspruch eines abgeschlossenen Formats, sondern möchte auch Fragen aufwerfen, an wel-
chen Stellen tiefergehende Betrachtungen notwendig sind. 

Ein Teil des Berichts stellt die Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage unter der Bevölkerung Nord-
rhein-Westfalens ab 14 Jahren dar. Insgesamt zeichnen die Ergebnisse kein „alarmierendes“ Bild von 
der Haltung der Menschen zur Demokratie. Gleichermaßen machen die Ergebnisse deutlich, wie viel 
Arbeit noch vor politisch Bildenden in Nordrhein-Westfalen liegt. So zeigt sich, dass Demokratie bisher 
insbesondere als Staatsform von den Menschen im Land getragen wird, während Demokratie weitaus 
weniger als Haltung und Lebensform verstanden wird. 

Darüber hinaus muss politische Bildung konkrete Bedrohungslagen für die Demokratie, die in diesem 
Bericht nicht den Schwerpunkt bilden, stärker in den Blick nehmen. So stellen Rechtsextremismus,  
Rassismus und Antisemitismus weiterhin die größten Bedrohungen für die Sicherheit im Land dar. 
Gleichzeitig sind derzeit auch hybride Formen des Extremismus zu beobachten, die sich in die Mitte 
der Gesellschaft tragen und dort ein Geflecht bilden, das die demokratische Ordnung aus verschiede-
nen Perspektiven angreift. Beispielhaft ist hier das Nebeneinander von extremistischen und Friedens-
symbolen auf Corona-Demos zu nennen: Neben „Reichskriegsflaggen“ und anderen rechtsextremen 
Symbolen waren dort auch Regenbogenfahnen und Friedenstauben zu sehen. Hier liegen unter an-
derem die maßgeblichen Zukunftsaufgaben, an deren Bewältigung sich auch die politische Bildung in 
Nordrhein-Westfalen messen lassen muss. 

Die politische Bildungslandschaft in Nordrhein-Westfalen wird auch angesichts der genannten Heraus-
forderungen und Bedrohungslagen nicht müde, die Menschen für das Demokratielernen und -leben zu 
begeistern – ganz im Sinne des ersten Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Ich wünsche Ihnen gute und ermutigende Erkenntnisse bei der Lektüre!

 
Dr. Guido Hitze 
Leiter der Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen
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Dieser erste Demokratiebericht soll als Grundlage für die Weiterentwicklung und Stärkung der Demo-
kratie sowie der politischen Bildung dienen. Er zeigt, dass eine funktionierende Struktur mit einer Viel-
zahl an Akteurinnen und Akteuren der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen vorhanden ist. Gleich-
wohl muss diese Struktur gestärkt und ausgebaut werden. Gleichzeitig liefert der Bericht anhand der 
politischen und demokratischen Lebenswelten der nordrhein-westfälischen Bevölkerung Anhaltspunk-
te für die Weiterentwicklung politischer Bildungsangebote und somit für die Stärkung der Demokratie:

• Die Lebenszufriedenheit unter der Bevölkerung Nordrhein-Westfalens ist stark ausgeprägt: 
Eine große Mehrheit der Menschen in Nordrhein-Westfalen ist mit den heutigen Lebensbedingungen 
und Lebensverhältnissen zufrieden. Noch zufriedener sind die Menschen mit ihrer persönlichen Le-
benssituation. 

• Das Idealbild einer Demokratie scheitert an der politischen Realität: Die Menschen in Nordrhein-
Westfalen sind mit der Demokratie, so wie sie im Grundgesetz festgelegt ist, zufriedener als mit der 
demokratischen Praxis. 

• Demokratische Alltagskompetenzen sind ausbaufähig: Während die verfassungsrechtlichen  
Aspekte einer Demokratie, wie zum Beispiel Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, Presse- und Mei-
nungsfreiheit, häufiger als zwingende Bestandteile einer Demokratie angesehen werden, gilt das we-
niger häufig für lebensweltliche Aspekte einer Demokratie, wie zum Beispiel Kompromissfähigkeit, 
Chancengleichheit oder Respekt vor Andersdenkenden. 

• Das politische Geschehen auf Bundes- und Landesebene prägt die Lebenswelt der Menschen 
im Land: Rund drei Viertel der Befragten interessieren sich jeweils stark oder sehr stark für das poli-
tische Geschehen auf Bundes- sowie auf Landesebene. 

• Große Offenheit für Partizipation an politischen Beteiligungsformen: Gleichwohl dominieren nie-
derschwellige und kurzfristige Partizipationsformen. Zeitlich aufwändige und mit persönlichem Enga-
gement verbundene Möglichkeiten werden seltener genutzt. Nichtsdestotrotz war oder ist mehr als 
die Hälfte der Befragten ehrenamtlich aktiv. 

• Das politische Informationsverhalten der Menschen spiegelt die jeweiligen Lebensrealitäten: 
Über politische Themen informieren sich ältere Menschen in Nordrhein-Westfalen nach wie vor haupt-
sächlich über das Fernsehen, die jüngeren Befragten informieren sich häufiger im Internet und den 
sozialen Medien. 

• Die von der Bevölkerung genannten Herausforderungen korrespondieren mit ihrer als existen-
ziell empfundenen Bedeutung: Die größten Herausforderungen für Deutschland sehen die Befrag-
ten in der Bewältigung der Corona-Pandemie, dem Klimawandel, der wirtschaftlichen Stabilität, der  
Migration und Integration von Zugewanderten. Für Nordrhein-Westfalen spielt auch das landes-
hoheitliche Thema Bildung und Schule eine große Rolle. Mehr als neun von zehn Befragten finden es 
zudem wichtig, dass beim Vorgehen gegen Rassismus, Antisemitismus und jede Form von Extremis-
mus in den nächsten Jahren Verbesserungen erreicht werden. 

Auf einen Blick
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• Klassische Rollenbilder bestimmen das Themeninteresse der Befragten: So interessieren sich 
Frauen häufiger für die Themen Bildung und Schule, Männer für den Bereich Wirtschaft und Finanzen.

• Kennen und nutzen die Menschen im Land politische Bildungsangebote? Je höher der Bildungs-
abschluss der Befragten, desto eher kennen die Befragten Institutionen, die politische Informations-
angebote zur Verfügung stellen. Dabei werden die Angebote der Landeszentrale für politische Bildung 
häufiger von Jüngeren und von Menschen mit formal höherer Bildung nachgefragt. 

• Die Auseinandersetzung mit der jüngeren sowie der Zeitgeschichte hat eine hohe Relevanz für 
die Menschen in Nordrhein-Westfalen: Rund drei Viertel der Befragten haben schon einmal eine Ge-
denkstätte oder ein zeitgeschichtliches Museum besucht oder können sich einen Besuch vorstellen. 
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Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. De-
mokratie existiert nicht von alleine. Demokratie 
muss gelernt, gelebt und kontinuierlich gefestigt 
und verteidigt werden. Demokratie braucht De-
mokratinnen und Demokraten. Dazu bedarf es 
einer politischen Bildungslandschaft, die dazu 
beiträgt, dass demokratisches Handeln erfah-
ren, geübt, gelernt und umgesetzt werden kann. 
Denn politisch gebildete Menschen, die von der 
Möglichkeit zur Nutzung demokratischer Mit-
wirkungs- und Gestaltungsräume Gebrauch ma-
chen, sind eine wichtige Basis der Demokratie. 
Politische Bildung ist somit ein essenzieller Be-
standteil einer freien und offenen Gesellschaft, 
weil sie eine streitbare und wehrhafte Demokra-
tie stärkt (vgl. Bundesministerium des Innern 
2020).

Auch vor diesem Hintergrund forderten die Frak-
tionen der CDU, der SPD, der FDP und von Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN die Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen am 14. Mai 2019 dazu auf, 
regelmäßig einen „Demokratiebericht zur Lage 
der politischen Bildung vorzulegen“ (LT-Drs. 
17/6245 2019: 3). Der Antrag wurde am 23. Mai 
2019 in der 58. Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen gegen die Stimmen der Fraktion der 
AfD gebilligt (PIBPr 17/58 2019). Mit dem regel-
mäßig erscheinenden Bericht liegt künftig eine 
Beratungsgrundlage für den federführend zu-
ständigen Hauptausschuss sowie andere inter-
essierte Ausschüsse vor, der Veränderungen im 
Zeitverlauf und im Wandel der politischen Kultur 
aufzeigen kann. 

Für die Erstellung des Berichts ist die Landes-
zentrale für politische Bildung Nordrhein-West-
falen verantwortlich. Als überparteilich arbei-
tende Einrichtung hat sich die Landeszentrale in 
den vergangenen Jahrzehnten insbesondere in 
der Demokratiebildung sowie der strukturellen 
Förderung der politischen Bildungslandschaft 
in Nordrhein-Westfalen profiliert. Programme, 
Projekte und Maßnahmen in diesem Bereich der 
politischen Bildung werden fortlaufend weiter-
entwickelt und an aktuelle gesellschaftliche He-
rausforderungen angepasst. 

Ein Demokratiebericht als Grundlage zur Stärkung 
der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen

Dieser Bericht bildet den Auftakt einer regel-
mäßigen Berichterstattung zum Stand der De-
mokratie und zur Lage der politischen Bildung 
in Nordrhein-Westfalen. In den nächsten Jahren 
folgen weitere Berichte, um aktuelle Aspekte und 
neue Schwerpunktthemen zu ergänzen und Ent-
wicklungen im Zeitverlauf zu beobachten. Dies 
erscheint schon deshalb notwendig, weil es nicht 
möglich ist, in diesem ersten Demokratiebericht 
abschließend auf die Vielfalt und den Umfang 
politischer Bildung in Nordrhein-Westfalen ein-
zugehen. Der vorliegende Bericht dient daher 
als Grundlage für eine kontinuierliche Weiter-
entwicklung der gesamten politischen Bildung in 
Nordrhein-Westfalen in den nächsten Jahren. 

In diesem ersten Bericht liegt der Fokus auf dem 
Status quo staatlich verantworteter Angebote so-
wie aktueller Herausforderungen politischer Bil-
dung in Nordrhein-Westfalen. Er macht unter an-
derem deutlich, inwiefern politische Bildung das 
Zusammenspiel von Demokratie als Staats- und 
Lebensform stärken kann. 

Wie ist politische Bildung in Nordrhein-Westfalen 
organisiert? Welche Rolle spielt politische Bildung 
bzw. die Beschäftigung mit politischen Themen 
in der alltäglichen Lebenswelt der Menschen in 
Nordrhein-Westfalen? Welchen Herausforderun-
gen sieht sich die politische Bildung gegenüber-
gestellt und wie können diese bewältigt werden? 

Der Demokratiebericht möchte sich den Antwor-
ten auf diese Fragen nähern. Dafür braucht es 
Kenntnisse über die Menschen im Land, über ihre 
Einstellungen und Themeninteressen, über ihre 
politischen und demokratischen Lebenswelten. 
Diese sollen Aufschluss darüber geben, ob poli-
tische Bildung die Menschen in Nordrhein-West-
falen erreicht und an welchen Stellen angesetzt 
werden muss, um sie noch stärker in ihrer jewei-
ligen Lebenswirklichkeit abzuholen und bei der 
Herausbildung einer demokratischen Haltung 
zu unterstützen. Denn: Politische Bildungsarbeit 
hilft niemandem, wenn sie diejenigen, die sie an-
sprechen will, trotz aller Mühen letztlich nicht 
erreicht. Schließlich soll der Bericht Bedarfe zur 
Weiterentwicklung bestehender Angebote sowie 
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zur Entwicklung zusätzlicher Angebote politi-
scher Bildung identifizieren und Handlungsmög-
lichkeiten aufzeigen. 

Klar ist: Nicht alle drängenden gesellschafts-
politischen Fragen können vom vorliegenden, 
ersten Demokratiebericht aufgegriffen werden. 
Dieser Bericht kann sich vielen Fragen nähern, 
anderen aber aufgrund der Vielschichtigkeit des 
Themas auch nicht. Wesentliche Themenschwer-
punkte und Bedrohungslagen können nur an-
gerissen werden. So müssen beispielsweise das 
Potenzial für extremistische Einstellungen unter 
der Bevölkerung Nordrhein-Westfalens1, die An-
fälligkeit für Verschwörungsmythen oder auch 
die für viele Menschen wichtige Frage nach den 
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die ei-
gene Biografie und auf unser gesellschaftliches 
Zusammenleben an anderer Stelle intensiver 
diskutiert werden. Der Bericht kann ferner keine 
Aufschlüsselung nach Regionen oder Quartieren 
in Nordrhein-Westfalen, in denen die Demokratie 
besonders herausgefordert wird bzw. in denen 
politische Bildung forciert werden muss, geben. 
Darüber hinaus wird der Bericht keine Analysen 
und Interpretationen zu Besonderheiten der Situ-
ation politischer Bildung bei Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte anbieten – all dies wäre 
vor dem Hintergrund der Fragestellungen des 
ersten Demokratieberichts zu ambitiös.

Aufbau des Berichts: 

• Politische Bildung in Nordrhein-Westfalen – 
ein Überblick: Der erste Teil des Berichts gibt 
einen Überblick über strukturelle Rahmenbe-
dingungen und konkrete Angebote politischer 
Bildung in Nordrhein-Westfalen. Ergänzt wird 
dieser Teil des Berichts durch einen umfas-
senden Anhang (Anhang 1), der die konkreten 
Angebote staatlich verantworteter politischer 
Bildung bündelt und umreißt.

• Politische Bildung vor dem Hintergrund der 
politischen und demokratischen Lebenswel-
ten der Menschen in Nordrhein-Westfalen: 
Die Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage 
unter der Bevölkerung Nordrhein-Westfalens 
und die daraus resultierenden Herausforde-
rungen für die Demokratie und die politische 
Bildung werden im zweiten Teil des Berichts 
dargestellt und analysiert. Die dort präsen-
tierten Ergebnisse zeigen, an welchen Stellen 
politische Bildung ansetzen muss, um die Men-
schen im Land noch besser zu erreichen und 
für die Angebote politischer Bildung zu gewin-
nen. 

• Handlungsmöglichkeiten zur Weiterent-
wicklung der politischen Bildung in Nord-
rhein-Westfalen: Der Demokratiebericht zeigt 
schließlich Bereiche auf, in denen die Verant-
wortlichen politischer Bildung Akzente für eine 
demokratische Weiterentwicklung der Gesell-
schaft setzen können. 

1 Im Hinblick auf die Bedrohungslage durch Antisemitismus kann auf die Studie „Antisemitismus in Nordrhein-Westfalen – Wahr-
nehmungen und Erfahrungen jüdischer Menschen“ verwiesen werden. Diese wurde im Auftrag der Antisemitismusbeauftragten des 
Landes Nordrhein-Westfalen durch SABRA NRW gemeinsam mit Bagrut e. V., der Kölnischen Gesellschaft für Christlich-Jüdische 
Zusammenarbeit und dem Bundesverband RIAS e. V. erstellt (vgl. Antisemitismusbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen 
2020). 
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Zum methodischen Vorgehen: 

Grundlage dieses Berichts stellen die Ergebnisse 
einer repräsentativen Umfrage unter der Bevöl-
kerung Nordrhein-Westfalens ab 14 Jahren dar. 
Diese hatte zum Ziel, Einschätzungen zur Demo-
kratie und zu Lebensverhältnissen sowie zentra-
len gesellschaftlichen Herausforderungen zu er-
mitteln. 

Mit dieser repräsentativen Umfrage hat die Lan-
deszentrale für politische Bildung Nordrhein-
Westfalen das Umfrageinstitut „forsa Politik- und 
Sozialforschung GmbH“ beauftragt. Die Befra-
gung von 1.000 Personen in Nordrhein-Westfa-
len ab 14 Jahren wurde vom 14. bis 22. Dezember 
2020 mithilfe computergestützter Telefoninter-
views und des repräsentativen Online-Panels 
„forsa.Omninet“ durchgeführt, es wurden also 
jeweils 500 Personen der Grundgesamtheit tele-
fonisch und 500 online befragt. Die durchschnitt-
liche Befragungsdauer betrug 25 Minuten bei den 
telefonischen Interviews bzw. 18 Minuten bei den 
Online-Interviews. Die Ergebnisse wurden anhand 
der offiziellen Bevölkerungsfortschreibung von 
Dezember 2018 bzw. der Daten des Mikrozensus 
2017 repräsentativ nach Alter, Geschlecht und 
Bildungsstand gewichtet. Aufgrund der Stichpro-
bengröße und Zusammensetzung ist die Umfrage 
repräsentativ für die Bevölkerung ab 14 Jahren in 
Nordrhein-Westfalen. Um die Ergebnisse jedoch 
richtig einschätzen zu können, müssen die bei al-
len Stichprobenerhebungen möglichen Fehlerto-
leranzen von +/- 3 Prozentpunkten mit bedacht 
werden. Zudem fand die Befragung während der 
zweiten Welle der Corona-Pandemie statt. Zwar 
sind daraus resultierende Einflüsse auf das Ant-

wortverhalten bei den meisten Fragen anhand 
der Daten nicht erkennbar, aber an den (weni-
gen) Stellen, an denen ein „Corona-Einfluss“ zu 
vermuten ist, ist dies entsprechend angemerkt. 
Die Interpretation und Einordnung der Ergebnis-
se wurde von Prof. Dr. Thomas Goll (Lehrstuhl für 
integrative Fachdidaktik Sachunterricht und So-
zialwissenschaften an der Technischen Universi-
tät Dortmund) wissenschaftlich begleitet. 

Darüber hinaus umfasst der Bericht Erkenntnisse 
aus Fachliteratur, sozialwissenschaftlichen Stu-
dien, parlamentarischen Dokumenten sowie die 
Beiträge folgender für Bildungsfragen zuständi-
gen Ressorts der Landesregierung2: 

• Staatskanzlei

• Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration

• Ministerium des Innern

• Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

• Ministerium für Schule und Bildung

• Ministerium für Kultur und Wissenschaft

• Landeszentrale für politische Bildung im Minis-
terium für Kultur und Wissenschaft

2 Die vollständigen Textbeiträge der einzelnen Ressorts sind im Anhang 1 zu finden. Im Demokratiebericht selbst werden die Themen-
schwerpunkte der Ressorts zusammengefasst. 
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Politische Bildung stellt einen essenziellen Be-
standteil unserer freien und offenen Gesellschaft 
dar. Klimakrise, extremistische Bedrohungslagen 
und Digitalisierung sind nur einige der Stichwor-
te, die den enormen Bedarf an Information, Auf-
klärung und Orientierung beschreiben, die im 
Rahmen der politischen Bildung ermöglicht wer-
den sollen. Auch der Umgang mit den historisch 
einmaligen, wenn auch befristeten Einschrän-
kungen unserer Grundrechte im Rahmen der Be-
kämpfung der Corona-Pandemie wirft Fragen auf, 
die das Selbstverständnis unserer Demokratie 
berühren und von der politischen Bildung aufge-
griffen werden müssen. Politische Bildung kann 
Angebote machen, um in diesen gesellschaftli-
chen Debatten Orientierung zu stiften und eine 
aufmerksame und aufgeklärte Zivilgesellschaft 
zu stärken.

In Nordrhein-Westfalen erhielt die politische Bil-
dung durch das Ende des Nationalsozialismus 
und den damit zusammenhängenden Neuaufbau 
demokratischer Institutionen in der Zeit nach 
1945 einen großen Entwicklungsschub. So haben 
sich in der Nachkriegszeit zahlreiche Initiativen, 
Verbände und Vereine der politischen Jugend- 
und Erwachsenenbildung in freier Trägerschaft 
entwickelt. Besonders im Jahr 1974 kam es mit 
der Verabschiedung des Weiterbildungsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen zur Neugrün-
dung zahlreicher Bildungseinrichtungen und da-
mit zu einer erheblichen Erweiterung der Ange-
bote politischer Bildung. 

Auch die Entstehung der Landeszentrale für poli-
tische Bildung Nordrhein-Westfalen ist auf die 
unmittelbare Nachkriegszeit zurückzuführen. So 
wurde bereits lange vor Gründung der Bundes-
republik Deutschland die heutige Landeszentra-
le für politische Bildung des Landes Nordrhein-
Westfalen am 2. Oktober 1946 vom ersten Minis-
terpräsidenten des Landes, Rudolf Amelunxen, 
in Düsseldorf errichtet – damals noch unter dem 
Namen „Staatsbürgerliche Bildungsstelle“. 

Anlass waren zum einen die Erfahrungen mit dem 
Zusammenbruch der Weimarer Demokratie und 

der darauffolgenden nationalsozialistischen Dik-
tatur sowie zum anderen die Reeducation-Politik 
der westlichen Alliierten nach 1945 mit dem Ziel, 
die Deutschen zu Demokratinnen und Demo-
kraten zu erziehen und ein Fortbestehen der na-
tionalsozialistischen Ideologie zu verhindern. So 
sollten staatliche Behörden geschaffen werden, 
die mit ihren Bildungsangeboten den Gedanken 
der Demokratie und die Rahmenbedingungen de-
mokratischen Handelns verbreiten sollten (vgl. 
Courts 1994: 13-20).

In der konstituierenden Sitzung des ersten Land-
tags im provisorisch wieder instandgesetzten 
Opernhaus der neuen Landeshauptstadt Düssel-
dorf formulierte Ministerpräsident Amelunxen in 
seiner ersten Regierungserklärung die Zielvorga-
ben für eine staatsbürgerliche Bildungsstelle: 

„Wir wollen unsere Mitbürger für die Demokratie 
gewinnen, von der Notwendigkeit der Demokra-
tie überzeugen und für die Demokratie begeis-
tern. […] Aufklärung tut not über das, was war, 
was ist und was sein muss. Es ist notwendig, 
die nazistische und militaristische Ideologie, 
die das Unterbewusstsein vieler Zeitgenossen 
noch belastet, auszumerzen. Daher werden wir 
in der Landesregierung eine Staatsbürgerliche 
Bildungsstelle einrichten, die im westfälischen 
Raum sich gut bewährt und die Aufgabe der 
staatsbürgerlichen Aufklärung übernommen 
hat, selbstverständlich frei von jeder Parteipo-
litik“ (vgl. Amelunxen 1946, zitiert nach Courts 
1994: 20).

Im Laufe der Jahre änderten sich Name und 
Schwerpunkte der Institution: 1967 wurde aus 
der Staatbürgerlichen Bildungsstelle die Landes-
zentrale für politische Bildung Nordrhein-West-
falen. An den Grundsätzen der Amelunxenschen 
Maximen hat sich aber im Grundsatz nichts geän-
dert. Seine Zielvorgaben für eine staatliche poli-
tische Bildung im Jahr 1946, wie der Grundsatz 
der Überparteilichkeit, das Werben für die Demo-
kratie und ihre Institutionen sowie die Auseinan-
dersetzung mit der Zeit des Nationalsozialismus 
sind auch heute noch von großer Aktualität. 

A.   Politische Bildung in Nordrhein-Westfalen –  
ein Überblick 

A
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Dieses Beispiel der Entstehung und Entwicklung 
der Landeszentrale für politische Bildung Nord-
rhein-Westfalen zeigt exemplarisch, dass die „Er-
folgsgeschichte der deutschen Nachkriegsdemo-
kratie“ (Kalina 2014: 17) eng mit den Beiträgen 
der politischen Bildung verbunden ist. Die Institu-
tionen und Einrichtungen politischer Bildung als 
eine Art „Werbeagentur für Demokratie“ (Kalina 
2014: 17) unterstützen die Menschen dabei, de-
mokratische Spielregeln zu beherrschen, Struk-
turen in Politik und Gesellschaft kennenzulernen 

und über das aktuelle Geschehen informiert zu 
sein. Diese Aspekte bilden wiederum wichtige 
Voraussetzungen, um sich politisch beteiligen zu 
können. 

Um die politische Bildung und ihre Ausprägung 
in Nordrhein-Westfalen verständlich zu erfassen, 
wird im Folgenden ein Überblick über die Rah-
menbedingungen und Angebote politischer Bil-
dung gegeben. 

1. Rahmenbedingungen politischer Bildung in Nordrhein-Westfalen 

Politische Bildung in Nordrhein-Westfalen er-
folgt nicht im luftleeren Raum, sondern steht in 
Abhängigkeit zu gegebenen Strukturen sowie 
Anforderungen und Qualitätsstandards. Doch 
welchen Anforderungen sieht sie sich gegenüber-
gestellt und wie ist sie in Nordrhein-Westfalen or-
ganisiert? Und was ist unter politischer Bildung 
eigentlich zu verstehen? 

 
1.1  Was ist politische Bildung?

„Demokratie ist die einzige politisch verfasste 
Gesellschaftsordnung, die gelernt werden muss 
– immer wieder, tagtäglich und bis ins hohe Al-
ter hinein“ (Negt 2010: 174). 

Diese bekannte und viel zitierte Aussage des So-
ziologen Oskar Negt macht das Verhältnis von 
politischer Bildung3 und Demokratie sehr deut-
lich. Ihr liegt die Annahme zugrunde, dass Demo-
kratinnen und Demokraten nicht einfach geboren 
werden, sondern demokratische Prinzipien von 
Generation zu Generation neu erlernt werden 
müssen (vgl. Bundeszentrale für politische Bil-
dung 2015). Demokratie lebt darüber hinaus von 
der Bereitschaft, Verantwortung für die Gesell-
schaft zu übernehmen. Sie ist daher auf infor-
mierte, engagierte, urteilsfähige, politisch gebil-
dete und mündige Menschen angewiesen. 

Das übergeordnete Ziel politischer Bildung ist 
die Förderung der politischen Mündigkeit der 
Bevölkerung, die Befähigung und der Wille zum 
vernünftigen und selbstständigen Denken (einen 
Überblick über Kompetenzentwicklung und Kom-
petenzmodelle bietet Detjen 2013, Teil III). Im 
Vordergrund stehen „die Entwicklung politischer 
Urteilsfähigkeit, eines demokratischen Bewusst-
seins und gesellschaftlichen Verantwortungsge-
fühls sowie der Erwerb politischer Handlungs-
kompetenzen“ (Netzwerk Stiftungen und Bil-
dung 2020). Die Gesellschaft für Politikdidaktik 
und politische Jugend- und Erwachsenenbildung 
(GPJE) definiert dementsprechend neben einem 
auszubildenden konzeptuellen Deutungswissen 
die politische Urteils- und Handlungsfähigkeit so-
wie die zugehörigen methodischen Fähigkeiten 
als Kernbereiche einer politischen Kompetenz-
entwicklung. Die politische Urteilsfähigkeit er-
möglicht es mündigen Bürgerinnen und Bürgern, 
politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Probleme unter Heranziehung unterschiedlicher 
Aspekte analysieren und bewerten zu können, 
während politische Handlungsfähigkeit durch 
die Befähigung zur Interessenvertretung und das 
Aushandeln von Kompromissen realisiert wird. 
Die Grundlage der Urteils- und Handlungsfähig-
keit bilden neben dem notwendigen Wissen vor 
allem auch die methodischen Kompetenzen, sich 

A

3 Die Begriffsbezeichnungen rund um die politische Bildung sind sehr vielfältig. Die Rede ist häufig von Demokratiebildung, Demo-
kratielernen, Demokratieerziehung, Demokratiepädagogik etc. Dieser Bericht beschränkt sich auf die Begrifflichkeit der politischen 
Bildung. Einen Überblick über die unterschiedlichen Akzentuierungen von politischer Bildung ermöglichen u. a. folgende Publikatio-
nen: Sander, Wolfgang (Hrsg.) (2014): Handbuch politische Bildung, 4. Auflage, Schwalbach/Ts., Wochenschau Verlag sowie Pohl, 
Kerstin (Hrsg.) (2016): Positionen der politischen Bildung, 2. Auflage, Schwalbach/Ts., Wochenschau Verlag.
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selbstständig und kontinuierlich mit aktuellen 
politischen Themen fachgerecht auseinanderset-
zen zu können (vgl. GPJE 2004: 13).

Vor diesem Hintergrund werden in dem vorlie-
genden Demokratiebericht unter dem Begriff der 
politischen Bildung „alle bewusst geplanten und 
organisierten, kontinuierlichen und zielgerich-
teten Maßnahmen von Bildungseinrichtungen“ 
verstanden, die zum Ziel haben, Bürgerinnen und 
Bürger „mit den zur Teilnahme am politischen und 
gesellschaftlichen Leben notwendigen Vorausset-
zungen auszustatten“ (Massing 2003: 501).4 

 
Standards und Anforderungen an die poli-
tische Bildung

Den bis heute anerkannten Rahmen der politi-
schen Bildung stellt der sogenannte Beutels-
bacher Konsens von 1976 dar, der seinerzeit als 
Minimalkonsens vor dem Hintergrund einer in Öf-
fentlichkeit und Wissenschaft stark polarisierten 
Diskussion um die Grundlagen und Zielsetzungen 
politischer Bildung formuliert werden konnte (vgl. 
Sutor 2002: 24). Trotz unterschiedlichster wis-
senschaftstheoretischer, politischer und didak-
tischer Positionen gelang es den Beteiligten der 
Fachtagung im schwäbischen Beutelsbach, eine 
Einigung über drei Grundprinzipien politischer 
Bildung zu erzielen. Obwohl nie formal beschlos-
sen und in erster Linie mit Blick auf die Schule 
formuliert, wird der Beutelsbacher Konsens auch 
im Bereich der außerschulischen politischen Bil-
dung „im Grundsatz bis heute von allen Vertre-
tern der politischen Bildung anerkannt“ (Detjen 
2013: 189). Der Beutelsbacher Konsens im Wort-
laut:

• „Überwältigungsverbot: ‚Es ist nicht erlaubt, 
den Schüler – mit welchen Mitteln auch immer 
– im Sinne erwünschter Meinungen zu über-
rumpeln und damit an der ,Gewinnung eines 
selbstständigen Urteils‘ zu hindern. Hier genau 
verläuft nämlich die Grenze zwischen Politi-
scher Bildung und Indoktrination. Indoktrina-
tion aber ist unvereinbar mit der Rolle des Leh-
rers in einer demokratischen Gesellschaft und 
der – rundum akzeptierten – Zielvorstellung 
von der Mündigkeit des Schülers. 

• Was in Wissenschaft und Politik kontrovers 
ist, muss auch im Unterricht kontrovers 
erscheinen: Diese Forderung ist mit der vor-
genannten aufs engste verknüpft, denn wenn 
unterschiedliche Standpunkte unter den Tisch 
fallen, Optionen unterschlagen werden, Alter-
nativen unerörtert bleiben, ist der Weg zur In-
doktrination beschritten. Zu fragen ist, ob der 
Lehrer nicht sogar eine Korrekturfunktion ha-
ben sollte, d. h. ob er nicht solche Standpunk-
te und Alternativen besonders herausarbeiten 
muss, die den Schülern (und anderen Teilneh-
mern politischer Bildungsveranstaltungen) 
von ihrer jeweiligen politischen und sozialen 
Herkunft her fremd sind. Bei der Konstatie-
rung dieses zweiten Grundprinzips wird deut-
lich, warum der persönliche Standpunkt des 
Lehrers, seine wissenschaftstheoretische Her-
kunft und seine politische Meinung verhältnis-
mäßig uninteressant werden. Um ein breites 
genanntes Beispiel erneut aufzugreifen: Sein 
Demokratieverständnis stellt kein Problem dar, 
denn auch dem entgegenstehende andere An-
sichten kommen ja zum Zuge. 

• Der Schüler muss in die Lage versetzt wer-
den, eine politische Situation und seine 
eigene Interessenlage zu analysieren sowie 
nach Mitteln und Wegen zu suchen, die vorge-
fundene politische Lage im Sinne seiner Inter-
essen zu beeinflussen. Eine solche Zielsetzung 
schließt in sehr starkem Maße die Betonung 
operationaler Fähigkeiten ein, was eine logi-
sche Konsequenz aus den beiden vorgenann-
ten Prinzipien ist. Der in diesem Zusammen-
hang gelegentlich – etwa gegen Herman Giese-
cke und Rolf Schmiederer – erhobene Vorwurf 
einer „Rückkehr zur Formalität“, um die eige-
nen Inhalte nicht korrigieren zu müssen, trifft 
insofern nicht, als es hier nicht um die Suche 
nach einem Maximal-, sondern nach einem  
Minimalkonsens geht.“ (Wehling 1977: 179 f.).5

Die Eignung als zentrales Prinzipiengebäude und 
fachliches Selbstverständnis wird gleichwohl im-
mer wieder hinterfragt. Zum einen sei, so die Kri-
tiker, das Feld politischer Bildung „deutlich brei-
ter, als dass es in einer Profession und schon gar 
nicht reduziert auf den kleinen Ausschnitt unter-

A

4 Eine vertiefte Auseinandersetzung mit dieser Vorstellung von politischer Bildung ermöglicht unter anderem die Publikation „Politi-
sche Bildung: Geschichte und Gegenwart in Deutschland“ von Prof. Dr. J. Detjen.

5 Ergänzt wurde der Beutelsbacher Konsens 1997 durch das Münchner Manifest, mit dem der Bildungsauftrag der Bundeszentrale 
sowie der Landeszentralen für politische Bildung für das 21. Jahrhundert festgeschrieben wurde (vgl. Golz/Kost 2014: 159).
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richtsbezogener Bildung in den Blick käme. Zum 
anderen definiert der Beutelsbacher Konsens 
kein fachliches Selbstverständnis, weil er für ein 
demokratisch verfasstes Bildungs- und Wissen-
schaftssystem schlicht selbstverständlich (und 
beinahe trivial) sein sollte.“ (Eis 2016: 132). 

Ein Beispiel solcher Überlegungen stellt die im 
Juni 2015 veröffentlichte „Frankfurter Erklärung“ 
dar, in der die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner mit dem Ziel einer Neujustierung der 
Prinzipien und Standards politischer Bildung ihre 
„Positionen einer kritisch-emanzipatorischen 
politischen Bildung deutlich machen“ (Frankfur-
ter Erklärung 2015). In einer fachdidaktischen 
Positionierung wird darin ein „professionelles 
Selbstverständnis, das sich nicht auf einen pro-
zeduralen Minimalkonsens (»agree to disagree«) 
reduzieren lässt“ (Eis 2016: 135), formuliert. Als 
inhaltlicher Ausgangspunkt politischer Bildung 
sollten demnach die „Umbrüche und vielfältigen 
Krisen unserer Zeit“ (Frankfurter Erklärung 2015) 
dienen, vor deren Hintergrund dann Konflikte und 
Dissens sichtbar gemacht werden müssten. Im 
Beutelsbacher Konsens kaum berücksichtigte 
Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die auch in 
Bildungsprozessen wirken, gelte es wahrzuneh-
men und zu analysieren. Dies sei insbesondere 
für das Verhältnis von Lehrenden und Lernen-
den von Relevanz, da erst die Thematisierung 
gesellschaftlicher Machtstrukturen eine Über-
wältigung der Lernenden verhindere. Politische 
Bildung müsse dabei an die konkreten Lebensbe-
dingungen der Beteiligten anknüpfen und Macht- 
und Ohnmachtserfahrungen thematisieren, um 
schließlich Wege der politischen Mitbestimmung 
aufzeigen zu können (vgl. Eis 2016: 135 ff.).

Die außerschulische politische Bildung in Nord-
rhein-Westfalen wird zudem über das „Weiter-
bildungsgesetz Nordrhein-Westfalen“ (WbG 
NRW) gefördert. Dieses setzt den Rahmen für die 
Förderung der Erwachsenenbildung durch das 
Land. Zentrales Ziel ist die Sicherstellung eines 
bedarfsdeckenden Angebots. Auf dieser gesetz-
lichen Grundlage steht in Nordrhein-Westfalen im 
Bereich der politischen Bildung ein breites Wei-
terbildungsangebot der Einrichtungen der poli-
tischen Bildung sowie der kommunalen Volks-
hochschulen zur Verfügung.

Um die Weiterbildung zu stärken und zukunfts-
fest aufzustellen, haben die Fraktionen der CDU, 
SPD, FDP und von Bündnis 90/Die GRÜNEN am  

3. März 2021 einen gemeinsamen Gesetzesent-
wurf zur Weiterentwicklung des Weiterbildungs-
gesetzes (LT-Drs. 17/12755) eingebracht. Die 
Weiterentwicklung des Gesetzes wurde in einem 
breiten und dialogisch angelegten Beteiligungs-
prozess mit Einrichtungen und Trägern vorbe-
reitet. Der Dialogprozess hat gezeigt, dass die 
nach dem WbG geförderte gemeinwohlorientier-
te plurale Weiterbildung strukturell gestärkt und 
in Bezug auf neue Herausforderungen, die sich 
beispielsweise aus der Integration neu Zugewan-
derter in Arbeitswelt und Gesellschaft oder den 
im Kontext der Digitalisierung veränderten Qua-
lifizierungsbedarfen ergeben, zukunftsfähig auf-
gestellt werden muss. Im Zuge der Änderung des 
WbG soll u. a. die bisherige Förderung von Einrich-
tungen der politischen Bildung der Landeszentra-
le für politische Bildung, die schwerpunktmäßig 
auf diesem Gebiet tätig sind, auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt und damit auch die Rahmen-
bedingungen ihrer Arbeit verbessert werden. Der 
Landtag hat das Gesetz zur Weiterentwicklung 
des WbG am 30. Juni 2021 beschlossen (Vor-
abdruck 17/153). Das novellierte WbG tritt zum  
1. Januar 2022 in Kraft.

 
1.2  Landschaft der Träger und Einrich-
tungen politischer Bildung in Nord-
rhein-Westfalen

Der Komplexität der Aufgaben politischer Bildung 
sowie des politischen Pluralismus entsprechend 
ist die Landschaft der Strukturen und Träger im 
Bereich der politischen Jugend- und Erwachse-
nenbildung außerordentlich vielfältig. Eine Seg-
mentierung, die durchaus gewollt ist: „Denn der 
Bereich der politischen Bildung soll ganz bewusst 
ein pluralistisches und subsidiär gestaltetes ko-
operatives System darstellen, in dem ein breites 
Spektrum an gesellschaftlichen und politischen 
Orientierungen und Grundüberzeugungen der 
politischen Bildnerinnen und Bildner zum Tragen 
kommen“ (Kalina 2014: 21).

Bei den Trägern der politischen Bildung lassen 
sich zur Vereinfachung zwei grundsätzliche Grup-
pen unterscheiden. Zum einen sind dies die staat-
lichen Akteure politischer Bildung, zum anderen 
die sogenannten freien Träger. Gleichwohl gibt es 
auch Akteure, die nicht ausschließlich einer der 
Gruppen zuzuordnen sind, sondern zum Teil in 
freier, aber auch in öffentlicher Trägerschaft sind. 

A
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Ein Beispiel hierfür sind die Gedenkstätten und 
Erinnerungsorte in Nordrhein-Westfalen: Einige 
Einrichtungen befinden sich zwar in kommunaler 
Trägerschaft, andere werden hingegen von einem 
Verein getragen. Die Gedenkstätten und Erinne-
rungsorte in Nordrhein-Westfalen setzen sich ins-
besondere mit der Geschichte des Nationalsozia-
lismus auseinander und leisten einen wichtigen 
Beitrag zur historisch-politischen Bildung und Er-
innerungskultur im Land. Die Profile der Einrich-
tungen sind dabei sehr vielfältig und reichen von 
Orten, an denen die Geschichte des jüdischen Le-
bens im heutigen Nordrhein-Westfalen beispiel-
haft dokumentiert wird, über Stätten, an denen 
Opfer des NS-Regimes misshandelt und ermor-
det wurden, bis hin zu Orten, an denen national-
sozialistische Eliten indoktriniert wurden oder 
Verbrechen befohlen haben. Die 29 NS-Gedenk-
stätten und -Erinnerungsorte in Nordrhein-West-
falen haben sich in einem Arbeitskreis zusam-
mengeschlossen und werden von der Landeszen-
trale für politische Bildung gefördert. Grundlage 
der Gedenkstättenarbeit sind fundierte Recher-
che- und Forschungserkenntnisse. Nur so kann 
gesichertes Wissen darüber entstehen, was am 
authentischen Ort und in der Region geschehen 
ist. Von großer Bedeutung für die historisch-poli-
tische Bildungsarbeit der Gedenkstätten ist die 
Frage nach der Verantwortung des Einzelnen. Die 
Beschäftigung mit dieser Frage berührt unmittel-
bar auch die Grundlagen unseres heutigen Zu-
sammenlebens und ist damit wichtiger Bestand-
teil einer lebendigen Erinnerungskultur. 

Weitere Akteure politischer Bildung in Nordrhein-
Westfalen werden im Folgenden vorgestellt. 

 
1.2.1  Akteure politischer Bildung in freier 
Trägerschaft

In Nordrhein-Westfalen existieren zahlreiche Ini-
tiativen, Verbände und Vereine der politischen Ju-
gend- und Erwachsenenbildung in freier Träger-
schaft, die nach 1945 entstanden sind. Ohne die-
se wäre die Landschaft der politischen Bildung in 
Nordrhein-Westfalen nicht vorstellbar.

In den Bildungsangeboten der Akteure politischer 
Bildung in freier Trägerschaft kommen die jewei-
ligen politischen, gesellschaftlichen und weltan-
schaulichen Profile unter dem einenden Dach der 

freiheitlich-demokratischen Grundordnung aus-
drücklich zum Tragen (vgl. Kalina 2014: 23-24). 
Dabei spiegeln die Aktivitäten und Bildungsange-
bote meist die Kontexte der jeweiligen Anbieter 
bzw. Auftraggeber – Stiftungen, Verbände, Unter-
nehmen, religiöse Gemeinschaften – wider. Bei-
spiele hierfür sind: 

• Bildungseinrichtungen der parteinahen 
Stiftungen: Die parteinahen Stiftungen leisten 
einen wichtigen Beitrag zur politischen Bildung 
in Nordrhein-Westfalen. Ihre Bildungsmaßnah-
men richten sich – wie ihre gesamte Tätigkeit 
– an den politischen Grundwerten der ihnen 
nahestehenden Parteien aus und stehen allen 
Menschen offen. Die parteinahen Stiftungen 
haben das Ziel, die Menschen für die Beschäf-
tigung mit politischen Fragen zu begeistern so-
wie ihr politisches Engagement zu fördern und 
zu vertiefen (vgl. Massing 2015). Zur Durchfüh-
rung des breiten Spektrums von gesellschafts-
politischen Bildungsveranstaltungen besitzen 
die parteinahen Stiftungen eigene Bildungsein-
richtungen, wie zum Beispiel Akademien und 
Bildungswerke. In Nordrhein-Westfalen werden 
in der aktuellen Legislaturperiode folgende 
parteinahe Stiftungen von der Landeszentrale 
für politische Bildung gefördert6: 

• Die der CDU nahestehende Konrad-Adenau-
er-Stiftung mit dem „Politischen Bildungs-
forum Nordrhein-Westfalen“ sowie die Karl-
Arnold-Stiftung mit ihrem „Karl-Arnold-Bil-
dungswerk“. 

• Die der SPD nahestehende Friedrich-Ebert-
Stiftung mit der „Politischen Akademie in 
NRW“.

• Die der FPD nahestehende Friedrich-Nau-
mann-Stiftung für die Freiheit mit der „Theo-
dor-Heuss-Akademie“.

• Die der Partei Bündnis 90/DIE GRÜNEN na-
hestehende Heinrich-Böll-Stiftung mit dem 
„Bildungswerk der Heinrich-Böll-Stiftung 
NRW e. V.“. 

• Bildungseinrichtungen in gewerkschafts-
naher Trägerschaft: Die gewerkschaftliche 
Bildungsarbeit versteht sich ausdrücklich als 
politische Erwachsenenbildung. Aus Sicht der 
gewerkschaftlichen politischen Bildung stärke 

A

6 Die der Linkspartei nahestehende Rosa-Luxemburg-Stiftung NRW wird in dieser Legislaturperiode nicht gefördert. 
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das Engagement im Betrieb und das damit 
zusammenhängende Erleben von Verände-
rungen von Bedingungen zum Positiven das 
Selbstwirksamkeitsgefühl. Dadurch brächten 
sich diese Beschäftigten auch in andere demo-
kratische Prozesse konstruktiv ein. In der De-
mokratie sei der Betrieb mehr als ein Ort der 
Wertschöpfung. Er sei ein Ort der Solidarisie-
rung und Demokratiebildung. Die wichtigsten 
Zielgruppen der gewerkschaftlichen Bildungs-
arbeit sind Betriebs- und Personalräte, aber 
auch Mitglieder ohne Funktionen (vgl. Wentzel 
2015). Als größter Anbieter der politischen Bil-
dung in Nordrhein-Westfalen ist hier das „DGB 
Bildungswerk NRW“ sowie „Arbeit und Leben“ 
zu nennen. 

• Bildungswerke in kirchennaher Träger-
schaft: Die politische Bildung ist auch in den 
Evangelischen sowie den Katholischen Aka-
demien, den sozialen Bildungswerken, den 
gemeindebezogenen kirchlichen Erwachse-
nenbildungswerken sowie in zielgruppenbe-
zogenen Einrichtungen und Bildungswerken 
mit spezifischen Bildungsangeboten verankert 
(vgl. Beer 2015). Beispielhaft ist hier das „Poli-
tische Forum“ des Evangelischen Erwachse-
nenbildungswerks Westfalen und Lippe e. V. zu 
nennen. 

• Heimvolkshochschulen: Die in Nordrhein-
Westfalen ansässigen Heimvolkshochschulen, 
wie zum Beispiel die „Europäische Tagungs- 
und Bildungsstätte Bonn“ des Gustav-Strese-
mann-Instituts e. V. oder die „Akademie Big-
gesee“, schaffen mit ihren mehrtägigen Ange-
boten im Bereich der politischen Bildung die 
Möglichkeit, sich tiefgehend und differenziert 
mit politischen und gesellschaftlichen Themen 
auseinanderzusetzen. Damit einhergehend ist 
ebenso das soziale Lernen der Teilnehmenden 
von besonderer Bedeutung.

• Bildungseinrichtungen der Wohlfahrtsver-
bände: Unter den Werten und dem Leitbild 
der Wohlfahrtsverbände bieten diese mit ihren 
jeweiligen Bildungseinrichtungen – häufig auf 
regionaler Ebene – Angebote im Bereich der 
politischen Bildung an, so zum Beispiel der 
Verband Arbeiterwohlfahrt (AWO). 

• Bildungseinrichtungen mit europäischer 
Ausrichtung: Vor dem Hintergrund der Euro-
päischen Integration spielen Einrichtungen mit 
EU-spezifischen Themen eine wichtige Rolle 
in der Vermittlung demokratischer Werte und 
europapolitischer Inhalte (vgl. Kalina 2014: 
25). Beispielhaft sind hier das „Deutschland- 
und Europapolitische Bildungswerk“ sowie die 
„Europäische Akademie Nordrhein-Westfalen“ 
zu nennen. 

• Bildungseinrichtungen von Bürgerbewegun-
gen, Initiativen, Vereinen und Zivilgesell-
schaft: Neben den bereits genannten existie-
ren in Nordrhein-Westfalen zahlreiche weitere 
Bildungseinrichtungen von Bürgerbewegun-
gen, Initiativen, Vereinen und Zivilgesellschaft, 
die sich aus unterschiedlichen Beweggründen 
entwickelt haben und das breite Angebot der 
politischen Bildung komplettieren.

Alle Einrichtungen der politischen Bildung in 
Nordrhein-Westfalen sind in Abbildung 1 darge-
stellt.7 

A

7 Einen umfassenden Einblick in durchgeführte Veranstaltungen der Einrichtungen der politischen Bildung bietet der Jahresbericht 
der Landeszentrale für politische Bildung zur Förderung der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen (https://www.politische- 
bildung.nrw.de/wir-partner/weiterbildung/materialien). 
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1 Attendorn 
– Akademie Biggesee

2 Bad Oeynhausen 
– Institut für politische Weiterbildung (IPW) 
– ESTA Europa-Forum 

3 Beverungen 
– IG Metall Bildungszentrum

4 Bielefeld 
– Haus Neuland 
– Interkulturelles Bildungswerk „Friedenshaus“ (IBF) 
– ver.di – Institut für Bildung, Medien und Kunst

5 Bochum 
– Bildungswerk des Instituts für Umwelt- und Zukunftsforschung (IUZ) e. V.

6 Bonn 
– Europäische Akademie NRW 
– Europäische Tagungs- und Bildungsstätte Bonn des Gustav- 
    Stresemann-Instituts e. V. 
– IKAB-Bildungswerk e. V. 
– Politische Akademie der Friedrich-Ebert-Stiftung in NRW e. V. 
– Politisches Bildungswerk: Junge Erwachsene machen Politik (JumP) 
– Studiengemeinschaft des Politischen Arbeitskreises Schulen (PAS) e. V.

7 Dortmund 
– Forum Eltern und Schule (FESCH) 
– Heinz-Kühn-Bildungswerk 
– Institut für politische Bildung der Auslandsgesellschaft.de e. V. 
–  Politisches Forum im Evangelischen Erwachsenenbildungswerk  

Westfalen und Lippe e. V.

8 Düsseldorf 
– Arbeit und Leben DGB/VHS NRW 
– Bildungswerk der Heinrich-Böll-Stiftung NRW e. V. 
– Bildungswerk Stenden 
– DGB-Bildungswerk NRW 
– Forum Demokratie Düsseldorf 

9 Essen 
– Bildungswerk der Humanistischen Union NRW 
– Paul-Gerlach-Bildungswerk 

10 Gelsenkirchen 
– aktuelles forum

11 Gummersbach 
–  Theodor-Heuss-Akademie der Friedrich-Naumann-Stiftung für die 

Freiheit

12 Hattingen 
– DGB Tagungszentrum Hattingen

13 Herzogenrath 
– Nell-Breuning-Haus – Lernort Arbeit und Menschenwürde

14 Iserlohn 
– Bildungsforum Aspekte

15 Köln 
– Karl-Arnold-Bildungswerk 
– Willi-Eichler-Bildungswerk

16 Königswinter 
– Jakob-Kaiser-Akademie  
– Arbeitnehmer-Zentrum Königswinter (AZK)

17 Marienheide 
– Informations- und Bildungszentrum Schloss Gimborn

18 Oerlinghausen 
–  Institut für Migrations- und Aussiedlerfragen –  

Heimvolkshochschule St. Hedwigs-Haus

19 Paderborn 
– Bildungswerk „Bürger in Gesellschaft und Staat“

20 Sankt Augustin 
– Politisches Bildungsforum NRW der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 

21 Soest 
–  Gesellschaftspolitische Akademie des Kolping-Bildungswerks  

Paderborn gGmbH

22 Sprockhövel 
– Bildungszentrum Sprockhövel der IG Metall

23 Tecklenburg 
– Deutschland- und Europapolitisches Bildungswerk NRW

24 Unna 
– Forum Unna

25 Vlotho 
– Arbeitskreis für politische Bildung und Erziehung (AKPE) 
– Gesamteuropäisches Studienwerk 

Abbildung 1: 

Alle Einrichtungen der politischen Bildung 
in Nordrhein-Westfalen

Stand: Februar 2021

In Summe:  
25 Gemeinden und 
Städte mit insgesamt 
44 Einrichtungen der 
politischen Bildung, die 
nach dem WbG NRW 
anerkannt sind
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Die Träger und Institutionen der Erwachsenen-
bildung organisieren sich in aller Regel in Verbän-
den, Arbeitsgemeinschaften, Zusammenschlüs-
sen etc., um Foren für fachlichen Erfahrungsaus-
tausch, Fortbildung und gemeinsame bildungs-
politische Interessenvertretungen zu etablieren 
und auf diese Weise auch ihr politisches und ge-
sellschaftliches Gewicht zu bündeln. Die Anzahl 
derartiger Zusammenschlüsse ist sehr vielfältig. 
Beispiele hierfür sind:

• Gesprächskreis für Landesorganisation der 
Weiterbildung in NRW: Hierbei handelt es sich 
um einen Zusammenschluss von landesweit 
arbeitenden Verbänden, Vereinen und Landes-
arbeitsgemeinschaften der Weiterbildung. In-
nerhalb des Gesprächskreises bündelt die „AG 
politische Bildung“ die Interessen und Anliegen 
der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen. 

• Arbeitskreis der Bildungsstätten und Aka-
demien (Heimvolkshochschulen) in Nord-
rhein-Westfalen e.  V. (kurz @ba): In diesem 
Arbeitskreis haben sich 45 Bildungshäuser der 
außerschulischen Jugend- und Erwachsenen-
bildung mit unterschiedlichen Profilen zusam-
mengeschlossen. 

• Landesarbeitsgemeinschaft für eine ande-
re Weiterbildung NRW e.  V. (LAAW NRW): 
Hierbei handelt es sich um einen Zusammen-
schluss von über 40 unabhängigen, nach dem 
Weiterbildungsgesetz NRW anerkannten Ein-
richtungen.

• Landesarbeitsgemeinschaft Demokratischer 
Bildungswerke in Nordrhein-Westfalen (LDB): 
In dieser Landesarbeitsgemeinschaft haben 
sich Träger politischer Bildung zusammenge-
schlossen, die sich den Grundwerten des De-
mokratischen Sozialismus verpflichtet haben. 

1.2.2  Staatliche Akteure politischer Bildung

In Nordrhein-Westfalen übernehmen auch staatliche 
Institutionen selbst unmittelbare Verantwortung für 
politische Bildung. Es kommt auf die Vermittlung 
der allgemeinen staatsbürgerlichen Mündigkeit an, 
ohne spezifische politische bzw. weltanschauliche 
Sichtweisen und Wertvorstellungen zu favorisie-
ren, solange sie sich im freiheitlich-demokratischen 
Spektrum bewegen. Eine oftmals geforderte Neut-
ralität in dem Sinn, dass antidemokratische, rassis-
tische o. ä. Positionen toleriert werden müssten, gibt 
es nicht. Der Verfassungsauftrag einer Bildung „im 
Geiste der Menschlichkeit, der Demokratie und 
Freiheit“ (Art. 7, Abs. 2, Landesverfassung NRW) 
ist bindend. Den Adressatinnen und Adressaten 
soll jedoch vor diesem Hintergrund der Raum ge-
geben werden, ihr eigenes politisches Weltbild zu 
entwickeln (vgl. Kalina 2014: 22). 

In kommunaler Trägerschaft sind hier insbeson-
dere die Volkshochschulen zu nennen. In allen 
nordrhein-westfälischen Volkshochschulen ge-
hört die politische Bildung zum identitätsstiften-
den Grundangebot. Nach dem WbG zählt diese zu 
den Pflichtaufgaben der Volkshochschulen. Die 
kommunalen Weiterbildungszentren stellen eine 
flächendeckende Präsenz politischer Bildung 
im Land sicher. Aus ihrem Selbstverständnis als 
Werkstätten der Demokratie heraus überneh-
men die Volkshochschulen die Funktion zentraler 
kommunaler Dialogforen. Die Volkshochschulen 
sind mit ihren parteipolitisch und weltanschau-
lich neutralen Veranstaltungen eine wichtige 
Basis der Demokratiebildung für die Menschen 
in Nordrhein-Westfalen und fördern mit lebens-
weltbezogenen Bildungsangeboten politisches 
Handeln und ehrenamtliches Engagement der 
Menschen vor Ort. Durch ihre große Programm-
vielfalt und den bestehenden Kontakt mit unter-
schiedlichen Zielgruppen können Angebote der 
politischen Bildung in Volkshochschulen beson-
ders gut zielgruppenspezifisch angeboten wer-
den, z. B. in den Bereichen der Integration oder 
kompensatorischen Grundbildung.

Darüber hinaus gelten insbesondere die Schulen 
sowie die Landeszentrale für politische Bildung 
als staatliche Akteure politischer Bildung in Nord-
rhein-Westfalen. Die Angebote bzw. die Wirkungs-
bereiche von diesen und weiteren staatlichen Ak-
teuren werden im Folgenden dargestellt.8 

A

8 Die folgende Darstellung beschränkt sich auf die Angebote und den Wirkungsbereich der Landesregierung. 
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2.  Angebote politischer Bildung der Landesregierung

 
geeignete Verfahren zur Beteiligung und Mitbe-
stimmung sowie die Möglichkeit der Beschwerde 
in persönlichen Angelegenheiten vorsehen und 
praktizieren. Kindern soll möglichst früh die Mög-
lichkeit eröffnet werden, demokratisches Han-
deln auszuprobieren. In vielen nordrhein-west-
fälischen Kindertageseinrichtungen sind Betei-
ligung und Partizipation von Kindern inzwischen 
ganz selbstverständlich zu einem anerkannten 
pädagogischen Standard geworden und in vielen 
Kitas werden diese bereits erfolgreich praktiziert. 

In den „Bildungsgrundsätzen Nordrhein-West-
falen“10, die das Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration (MKFFI) gemeinsam 
mit dem Ministerium für Schule und Bildung 
(MSB) entwickelt hat und die sich an pädago-
gisches Personal richten, ist verankert, wie die 
Grundwerte des gesellschaftlichen Zusammen-
lebens für Kinder im Elementarbereich erfahrbar 
werden. Dazu gehören Menschenwürde, Toleranz, 
Chancengerechtigkeit und Solidarität, die für un-
sere Gesellschaft wesentlich sind. 

 
2.2  Politische Bildung im Schulbereich

Aufbauend auf den Beteiligungs- und Mitbestim-
mungserfahrungen im Elementarbereich hat die 
schulische politische Bildung die Aufgabe, dazu 
beizutragen, dass die Schülerinnen und Schüler 
zu aktiven Bürgerinnen und Bürgern werden, die 
am öffentlichen Leben teilnehmen und politische, 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Fragestel-
lungen beurteilen können. Mit politischer Bildung 
fördert die Schule bei jungen Menschen diese 
Kompetenzen und ermuntert sie, für Freiheit, De-
mokratie und Menschenrechte und gegen Diskri-
minierung, Mobbing und Gewalt einzutreten. 

Ein zentraler Ort der politischen Bildung in nord-
rhein-westfälischen Schulen ist der Fachunter-
richt, in dem politisches Wissen und methodische 
Fähigkeiten vermittelt sowie die Entwicklung von 
politischer Urteils- und Handlungskompetenz 
unterstützt werden. Anders als in anderen Bun-
desländern beginnt der Fachunterricht in Nord-
rhein-Westfalen bereits ab der Jahrgangsstufe 5. 

9 Eine detaillierte Auflistung der einzelnen Angebote politischer Bildung in Verantwortung der Landesregierung bietet Anlage 1. 
10 Die Bildungsgrundsätze sind online abrufbar: https://www.kita.nrw.de/kinder-bilden/bildungsgrundsaetze 

Politische Bildung findet auf unterschiedliche 
Weise das ganze Leben statt und stellt einen 
wichtigen Stützpfeiler unserer Demokratie dar. 
Ob in der Kita, der Schule oder der Ausbildung, 
im Beruf oder in der Freizeit – den Menschen in 
Nordrhein-Westfalen begegnet politische Bildung 
in unterschiedlichen Sozialisationsbereichen.9

 
2.1  Politische Bildung im Elementar-
bereich 

Politische Bildung sollte in der frühkindlichen 
Bildung beginnen: Bereits in der Kindertagesbe-
treuung können Kinder lernen, mitzubestimmen. 
Die Kindertagesbetreuung als erste Institution 
öffentlicher Bildung, Erziehung und Betreuung 
legt den Grundstein für die weitere Bildungsbio-
grafie und bietet einen geschützten Rahmen, in 
dem Kinder schon früh Demokratie erfahren und 
demokratisches Handeln ausprobieren können. 
Dabei geht es nicht um das kognitive Wissen 
über politische Strukturen, Ziele und Konzepte, 
sondern primär um erzieherische Strategien, die 
demokratieaffine Ziele verfolgen (vgl. Neuß 2014: 
177). Grundlegend sind dabei Themen wie Parti-
zipation und der Umgang mit Vorurteilen. Partizi-
pation meint die Möglichkeit der Mitbestimmung 
in der Kindertagesbetreuung. „Die Einflussnah-
me der Kinder kann zum Beispiel die gemein-
samen Regeln betreffen, die Mitbestimmung im 
Tagesablauf oder die Raumgestaltung“ (Danner 
2012). Festgeschrieben ist die Entwicklung eines 
demokratischen Grundverständnisses als Auf-
trag der Kindertages betreuung sowie der dem 
Alter entsprechenden Mitwirkung der Kinder im 
§ 16 des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz). Die pä-
dagogischen Kräfte in der Kindertagesbetreuung 
haben nach diesem den Auftrag, die Kinder zur 
gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe zu 
befähigen und damit ein demokratisches Grund-
verständnis zu entwickeln (§ 16 KiBiz NRW). Kin-
der sollen ihrem Alter und Entwicklungsstand 
und ihren Bedürfnissen entsprechend bei der Ge-
staltung des Alltags in der Kindertagesbetreuung 
mitwirken. Die pädagogischen Kräfte sollen zum 
Wohle der Kinder und zur Sicherung ihrer Rechte 

A



24 

Demokratiebericht zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen

Gleichzeitig ist der Anteil fachfremd erteilten Un-
terrichts in Nordrhein-Westfalen aber vergleichs-
weise hoch (vgl. Gökbudak; Hedtke 2020: 20). 

Wichtiger Bestandteil des Unterrichts sind Medi-
en zur politischen Bildung. Für deren Distribution 
an die Schulen ist im digitalen Zeitalter EDMOND 
NRW, der zentrale Online-Verteiler für Bildungs-
medien, von besonderer Bedeutung. Er wird von 
den Medienzentren der Landschaftsverbände 
Rheinland und Westfalen betrieben. Über ihn 
werden die Medien auch an die Lernplattformen 
der Schulen ausgeliefert, etwa an LOGINEO NRW. 
Die Mehrzahl der Medien der Landeszentrale für 
politische Bildung sind über EDMOND verfügbar 
und deshalb direkt für die Schulen nutzbar. Der 
Dienst ist Bestandteil der zum Schuljahr 2021/22 
gestarteten „Bildungsmediathek NRW“. Darüber 
hinaus nutzen viele Schulen in Nordrhein-Westfa-
len zur besonderen Veranschaulichung und Ver-
tiefung der fachlichen Inhalte außerschulische 
Lernorte wie Archive, Museen, Gedenkstätten 
und Erinnerungsorte. Diese Möglichkeit der Nut-
zung von außerschulischen Lernorten und Bil-
dungspartnerschaften wird von der Landesregie-
rung gezielt gefördert.11

Neben dem Fachunterricht tragen auch andere 
Fächer (jedes für sich und in Kooperation) zur po-
litischen Bildung bei, indem ein demokratisches 
bzw. für Diskussionen offenes Unterrichtsklima 
gefördert wird, soziale Werte wie Toleranz und Ver-
antwortungsbereitschaft vermittelt und politisch 
relevante Fachinhalte herausgearbeitet werden. 
„Politische Bildung und Demokratieerziehung“ 
sowie „Menschenrechtsbildung“ werden bei allen 
neuen Kernlehrplänen seit 2019/2020 explizit als 
verbindlich zu erfüllende Querschnittsaufgaben 
ausgewiesen. 

Nicht zuletzt verkörpert politische Bildung einen 
festen Bestandteil einer demokratischen Schul-
kultur, in der das Erfahren von Demokratie als 
Lebensform gefördert wird. Beispielhaft zu nen-
nen sind hier vom Land finanziell und personell 
unterstützte Förderprogramme wie etwa „Demo-
kratisch Handeln“, das Programm „Schule der 
Vielfalt“, Kinderrechteschulen sowie das Projekt 
„Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“. 
Eine detaillierte Auflistung der politischen Bil-
dungsangebote im Schulbereich ist im Anhang 1 
zu finden.

Auch die Landeszentrale für politische Bildung 
bietet Angebote im schulischen Bereich. Beispiel-
haft ist hier das Bildungsprogramm „Demokratie 
für mich“ zu nennen, ein Angebot zur Demokra-
tie- und Wertebildung in Internationalen Förder-
klassen an Berufskollegs in Nordrhein-Westfalen. 

Die verbindlichen Vorgaben und Maßgaben der 
Kernlehrpläne und die Ausgestaltung einer de-
mokratischen Schulkultur in Nordrhein-Westfalen 
greifen ineinander. Der „Referenzrahmen Schul-
qualität“12 beschreibt im Modul „Schulkultur – 
Demokratie gestalten“ relevante Inhalte für die 
politische Bildung. Darüber hinaus unterstützt 
das Fortbildungsprogramm „Schulkultur gestal-
ten – Demokratie entwickeln“ Schulen bei der 
fächerübergreifenden Verankerung im Schulpro-
gramm. 

Das Land bekennt sich damit auch zum Beschluss 
der Kultusministerkonferenz (KMK) „Demokratie 
als Ziel, Gegenstand und Praxis historisch-politi-
scher Bildung und Erziehung in der Schule“ (Be-
schluss der KMK vom 11.10.2018). 

 
2.3  Politische Bildung in der Kinder- 
und Jugendhilfe

Neben der Schule hat auch die Kinder- und Ju-
gendhilfe die Aufgabe, junge Menschen in ihrer 
Persönlichkeitsentwicklung zu unterstützen und 
sie zu demokratischer Teilhabe, zur Auseinander-
setzung mit friedlichen Mitteln und zu Toleranz 
zu befähigen. Dies beinhaltet, Kinder und Jugend-
liche stark zu machen für Demokratie und gegen 
alle Formen von Extremismus, Diskriminierung 
und Rassismus. Im Zentrum stehen dabei Ange-
bote zur Persönlichkeitsentwicklung und Demo-
kratiebildung junger Menschen. Die Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe setzen durch vorhande-
ne Strukturen und durch gezielte Projekte viel-
fältige präventive Maßnahmen um. Im Rahmen 
des Kinder- und Jugendförderplans werden z.  B. 
Projektmittel im Bereich „Demokratische, politi-
sche und Wertebildung/Gedenkstättenfahrten“, 
im Bereich „Präventive Angebote der Kinder- 
und Jugendhilfe“ und im Bereich „Einmischen-
de Jugendpolitik / Beteiligung / Mitbestimmung“ 
zur Ver fügung gestellt. Beispiele für politische 
Bildungsangebote im Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe sind im Anhang 1 zu finden. 

11 Hierzu sind weitere Informationen in Anlage 1 zu finden. 
12 Siehe: https://www.schulentwicklung.nrw.de/referenzrahmen/

A
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Ergänzt werden die aus diesen Bereichen geför-
derten Projekte durch die vorhandenen Struk-
turen der Kinder- und Jugendhilfe, die entspre-
chend ihrem gesetzlichen Auftrag zur demokra-
tischen Teilhabe beitragen. 

 
2.4  Politische Bildung im außerschuli-
schen Bereich 

Politische Bildung endet nicht mit dem Abschluss 
der Schule, sondern stellt in der Demokratie eine 
dauernde Aufgabe der gesamten Gesellschaft 
dar. Sie erstreckt sich deshalb auch auf den Be-
reich der außerschulischen politischen Jugend- 
und Erwachsenenbildung. 

In diesem Bereich ist die Landeszentrale für poli-
tische Bildung Nordrhein-Westfalen ein zentraler 
Akteur im Land. Schließlich hat sie die Aufgabe, 
das demokratische Bewusstsein und die poli-
tische Partizipation in Nordrhein-Westfalen zu 
fördern und über eine Vielzahl wichtiger histori-
scher, gesellschaftlicher und politischer Themen 
zu informieren. Außerdem will sie für Demokratie 
als Staats- und Lebensform begeistern und We-
sensmerkmale einer Demokratie sowie einer wer-
teorientierten Gesellschaft vermitteln. 

Um dieses Ziel zu erreichen, arbeitet die Landes-
zentrale für politische Bildung zum einen eng mit 
den nach dem WbG anerkannten Einrichtungen 
der politischen Bildung in Nordrhein-Westfa-
len zusammen (siehe Abb. 1), fördert diese und 
stärkt so die Angebotsvielfalt der politischen Bil-
dung in den einzelnen Regionen. Auch Gedenk-
stätten und Erinnerungsorte sowie Kommunen 
und Beratungsstellen in ihrer Präventionsarbeit 
gegen Gewalt und Menschenfeindlichkeit in un-
terschiedlichen Phänomenbereichen werden ge-
fördert.

Zum anderen verantwortet die Landeszentrale 
für politische Bildung auch selbst Bildungsmaß-
nahmen. Sie betreibt politische Bildungsarbeit 
unter anderem durch den Ankauf, aber auch 
durch die Eigenproduktion von Büchern, Unter-
richtsmaterialien und digitalen Medien sowie die 
Organisation und Durchführung von Veranstal-
tungen zu unterschiedlichen Themen, durch die 
eigene Präventionsarbeit gegen politischen und 
religiösen Extremismus sowie die Umsetzung 
eigener Bildungsprogramme und -projekte. Mit 

ihren Angeboten holt die Landeszentrale für poli-
tische Bildung die Menschen in ihrer jeweiligen 
Lebenswirklichkeit – vom Quartier bis zu den so-
zialen Medien – ab und lädt sie ein, sich auf den 
gemeinsamen Weg des Demokratielebens und 
Demokratielernens zu begeben. Ein Überblick 
über die Angebote und Maßnahmen der Landes-
zentrale für politische Bildung ist im Anhang 1 zu 
finden.

Als Teil der kommunalen Kultur- und (Weiter-)
Bildungslandschaft tragen auch Soziokulturelle 
Zentren zur außerschulischen Demokratiebil-
dung sowohl bei Erwachsenen als auch bei Ju-
gendlichen bei. Mit Mitteln der Kunst und Kultur 
setzen sie sich mit aktuellen gesellschaftspoliti-
schen Themen auseinander. Auch für diesen Be-
reich ist eine detailliertere Beschreibung im An-
hang 1 zu finden. 

 
2.5  Politische Bildung in der Aus-, Fort- 
und Weiterbildung

Nordrhein-Westfalen verfügt über sehr gefestigte 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsstrukturen, in denen 
politische Bildung Gegenstand ist. 

Studienangebot: Forschungsschwerpunkte zu 
Themenfeldern mit Relevanz für die politische 
Bildung sind an elf Universitäten, vier Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften und in einer 
außeruniversitären Institution, dem Deutschen 
Institut für Erwachsenenbildung/Leibniz-Zent-
rum für lebenslanges Lernen in Bonn, verankert. 
Politische Bildung wird in den Sozial-, Politik-, 
Gesellschafts-, Bildungs- und Kulturwissenschaf-
ten behandelt, an den verschiedenen Fakultäten 
allerdings mit unterschiedlicher Schwerpunkt-
setzung. Da die Hochschulen in Nordrhein-West-
falen autonom sind, entscheiden sie eigenständig 
über ihre Schwerpunkte in Lehre und Forschung 
und über die Einrichtung von Studienangebo-
ten. Obwohl es insgesamt viele für Fragen poli-
tischer Bildung relevante Studienangebote und 
Forschungsschwerpunkte an den Hochschulen 
in Nordrhein-Westfalen gibt, ist sie häufig doch 
auf schulische politische Bildung hin konzipiert, 
was insbesondere Forschung und Lehre im Be-
reich der einschlägigen Fachdidaktiken betrifft. 
Im Vergleich dazu sind die Lehr- und Forschungs-
kapazitäten für die außerschulische politische 
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Bildung selten. Einen Überblick dazu ermöglicht 
die „Landkarte zur Forschung zur politischen Bil-
dung“ der „Fachstelle politische Bildung“.13

Lehrerausbildung: Der in Schulen verantwortete 
Politikunterricht wird von Politiklehrerinnen und 
-lehrern erteilt. Wie bei anderen Schulfächern ist 
auch die Ausbildung im Bereich „Wirtschaft – Po-
litik“ zweistufig organisiert. Die erste, universitäre 
Phase kann an zehn der elf lehrerbildenden Uni-
versitäten absolviert werden, die entsprechende 
Lehramtsstudiengänge anbieten. 

Die zweite Phase der Lehrerausbildung findet in 
Form eines Vorbereitungsdienstes an den Zentren 
für schulpraktische Lehrerbildung (ZfsL) und an 
Ausbildungsschulen statt. Das aktuelle Kerncur-
riculum für die schulpraktische Lehrerausbildung 
mit seinen dort aufgeführten Handlungsfeldern 
sowie gesellschaftlichen und schulpolitischen 
Bezügen schafft verbindliche Anknüpfungspunk-
te zur politischen Bildung sowie zur Demokratie-
bildung, mit denen sich angehende Lehrkräfte im 
Vorbereitungsdienst auseinandersetzen. 

Aus- und Fortbildung von Polizei und Feuer-
wehr: Für angehende Staatsbedienstete ist die 
Orientierung an den Grundwerten des Systems 
und den Prinzipien der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung sowie der Rechts- und So-
zialstaatlichkeit von zentraler Bedeutung. Neben 
rechtlichen und fachlichen Kenntnissen stellt 
daher auch die politische Bildung einen Teil der 
Ausbildung von Polizei und Feuerwehr dar. Die-
se erfolgt für die angehenden Polizistinnen und 
Polizisten an der Hochschule für Polizei und Ver-
waltung NRW (HSPV) und für die Feuerwehr am 
Institut der Feuerwehr Nordrhein-Westfalen (IdF 
NRW). Im Rahmen von stetigen Fortbildungen 
des Landesamts für Ausbildung, Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei NRW (LAFP) 
werden die Themen Demokratie, Rassismus, An-
tisemitismus, Ausländerfeindlichkeit und Formen 
der Ausgrenzung und Anfeindung behandelt und 
es finden interkulturelle Trainings statt. Diese An-
gebote sollen auch (wie jüngst) rechtsextremis-
tischen Tendenzen bei der Polizei in Nordrhein-
Westfalen vorbeugen. Detaillierte Informationen 
sind Anlage 1 zu entnehmen. 

Fortbildungsmaßnahmen der öffentlichen Ver-
waltung: Allgemeine Fortbildungsangebote für 
alle Beschäftigten der Landesverwaltung im be-
ruflichen Kontext werden von der Fortbildungs-
akademie Mont-Cenis des Ministeriums des In-
nern (FAH) konzipiert und durchgeführt. In den 
verschiedenen Themenbereichen werden zent-
rale demokratische Kompetenzen erworben. Bei-
spiele hierfür sind: Konfliktlösungs-, Diversitäts- 
und interkulturelle Kompetenzen sowie Fachwis-
sen zum Themenfeld Europa.14

Arbeitnehmerweiterbildung: Das Arbeitneh-
merweiterbildungsgesetz (AWbG NRW) regelt 
die Freistellung für berufliche und politische Wei-
terbildungsmaßnahmen. Demnach können sich 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Nord-
rhein-Westfalen bis zu fünf Arbeitstage im Jahr 
unter Fortzahlung des Arbeitsentgeltes freistel-
len lassen. Die Weiterbildung muss an anerkann-
ten Einrichtungen der Arbeitnehmerweiterbil-
dung erfolgen. 

 
2.6  Politische Bildung und Präventi-
onsmaßnahmen

Politische Bildung leistet einen Beitrag zur Prä-
vention von menschen- und demokratiefeind-
lichen Extremismen. Gleichwohl ist das Verhält-
nis von Prävention und politischer Bildung nicht 
unumstritten. So ist die der politischen Bildung 
gewidmete Aufmerksamkeit oft dann besonders 
groß, wenn extremistische Bewegungen den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt zu gefährden 
drohen. Politische Bildung wird dann häufig auf 
einen Beitrag zur Extremismusprävention redu-
ziert15. Kernaufgabe politischer Bildung ist aber in 
erster Linie, die Menschen zur Teilhabe am poli-
tischen Leben mit dem notwendigen Wissen und 
Kompetenzen auszustatten, wodurch diese An-
gebote wiederum präventiv wirken können. Die 
bisher beschriebenen Stationen politischer Bil-
dung im Schulbereich, in der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie in der außerschulischen Jugend- und 
Erwachsenenbildung verdeutlichen dies und tra-
gen dazu bei, die Wahrnehmung von Demokratie 
als positive und wirkungsvolle Gesellschaftsform 
zu fördern und das pluralistische demokratische 
System langfristig zu stärken. 

13 Siehe: https://transfer-politische-bildung.de/transfermaterial/forschungslandkarte/ 
14 Weitere Informationen auf der Homepage https://fah.nrw.de/ 
15 Die Fachdebatte „Politische Bildung und Primärprävention“ auf der Homepage der Bundeszentrale für politische Bildung behandelt 

diese Thematik (vgl. BPB 2021). 
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Wichtige Akteure der Präventionsarbeit des 
Landes Nordrhein-Westfalen sind der Verfas-
sungsschutz im Ministerium des Innern sowie 
die Landeskoordinierungsstelle gegen Rechtsex-
tremismus und Rassismus (LKS) in der Landes-
zentrale für politische Bildung. So ergreift der 
Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen Präven-
tionsmaßnahmen insbesondere in den Bereichen 
Islamismus, Rechtsextremismus und Linksextre-
mismus (eine Beschreibung der konkreten Maß-
nahmen ist in Anlage 1 zu finden). Die LKS ist die 
Schnittstelle zu den einzelnen Partnerinnen und 
Partnern im Landesnetzwerk gegen Rechtsextre-
mismus. Sie koordiniert und steuert die gemein-
same Arbeit und entwickelt das qualitätsorien-
tierte Verfahren für Beratungsleistungen gegen 
Rechtsextremismus auf Landesebene weiter. Da-
rüber hinaus ist sie für die Umsetzung des inte-
grierten Handlungskonzepts gegen Rechtsextre-
mismus und Rassismus verantwortlich. Auch für 
die fünf Mobilen Beratungsstellen gegen Rechts-
extremismus, die beiden Opferberatungsstellen 
und die Ausstiegsberatung ist die LKS zuständig. 
Überdies unterstützt sie im Rahmen des kommu-
nalen Förderprogramms „NRWeltoffen“ Kreise 
und kreisfreie Städte bei der Umsetzung lokaler 
Handlungskonzepte gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus. 

Außerdem ist die Antisemitismusbeauftragte 
des Landes Nordrhein-Westfalen eine zentrale 
Akteurin in der Präventionsarbeit gegen Antise-
mitismus. Sie initiiert und koordiniert präventi-
ve Maßnahmen der Antisemitismusbekämpfung 
und fungiert als Ansprechpartnerin für Opfer 
antisemitischer Übergriffe. Sie legt dem Landtag 
einen jährlichen Bericht über ihre Arbeit vor und 
empfiehlt darin Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Antisemitismus. 

Darüber hinaus wird das Themenfeld „Extremis-
musprävention“ auch in der Projektgruppe „Me-
dienkompetenz“ der Landesregierung unter Fe-
derführung der Staatskanzlei behandelt. Um den 
Herausforderungen für den demokratischen Dis-
kurs durch Online-Desinformationskampagnen 
zu begegnen, werden Angebote im Bereich Nach-
richten- und Informationskompetenz verstärkt 
und vernetzt sowie neue Angebote und Formate 
gefördert und ausgebaut. Das ressortübergrei-

fende Projekt, das Online-Spiel „Leons Identität“, 
sowie der „#DigitalcheckNRW“ sind dafür gute 
Beispiele. Eine Grundlage für die weiteren Aktivi-
täten stellt auch die Vernetzung der Medienkom-
petenzakteure im Land, wie dem Grimme-Insti-
tut, der Landesanstalt für Medien NRW und der 
Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommu-
nikationskultur, dar.

Der politischen Bildung der 5,3 Millionen Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte in Nord-
rhein-Westfalen kommt eine besondere Bedeu-
tung zu. Das gilt sowohl für diejenigen, die bereits 
hier geboren und aufgewachsen sind, als auch 
für die Hunderttausenden von Flüchtlingen und 
Schutzsuchenden der vergangenen Jahre. Ihre 
umfassende politische und gesellschaftliche Teil-
habe zu gewährleisten, ist eines der zentralen 
Anliegen der Integrationspolitik der Landesregie-
rung. Ausdruck dieses besonderen Engagements 
sind die ausgebaute flächendeckende Infrastruk-
tur für Teilhabe und Integration in Nordrhein-
Westfalen, die vom Kabinett am 9. Juli 2019 ge-
billigte Teilhabe- und Integrationsstrategie 2030, 
die Integrations- und Wertschätzungskampagne 
#IchDuWirNRW, die Grundnovellierung und Mo-
dernisierung des Teilhabe- und Integrationsge-
setzes sowie zahlreiche weitere Maßnahmen und 
Programme. Die Landesregierung fördert das 
politische Engagement von Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte etwa in den Integrations-
ausschüssen und Integrationsräten vor Ort und 
spricht sich für deutliche Erleichterungen beim 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit aus.

Trotz dieser vielfältigen Präventionsstrukturen ist 
die konkrete Bedrohungslage durch Rechtsext-
remismus, Rassismus, Antisemitismus und Ver-
schwörungsmythen nicht außer Acht zu lassen. 
Die Zahlen der politisch motivierten Kriminalität 
von rechts zeigen seit Jahren die Gefahr durch 
den Rechtsextremismus in Nordrhein-Westfa-
len auf. Es gibt eine Kontinuität rassistisch und 
rechtsextrem motivierter Gewalt. Präventions- 
und Sensibilisierungsmaßnahmen tragen dazu 
bei, über Formen des Extremismus aufzuklären 
und demokratische Haltungen und Wachsamkeit 
zu stärken (vgl. LT-Drs. 17/11081). 
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Der erste Teil des Demokratieberichts hat einen 
Überblick über die Struktur der vielfältigen Land-
schaft politischer Bildung in Nordrhein-Westfalen 
gegeben und die Bereiche, in denen politische 
Bildung stattfindet, vorgestellt. Dass politische 
Bildung in den unterschiedlichen Sozialisations-
bereichen wirkt und viele Akteure Verantwortung 
tragen, unterstreicht die große Relevanz politi-
scher Bildung.

Im Fokus politischer Bildungsangebote stehen 
die Adressatinnen und Adressaten mit ihren je-
weiligen Interessen, Einstellungen und persön-
lichen Hintergründen. Mithilfe einer repräsenta-
tiven Umfrage wurden daher diese grundlegen-
den Einstellungsmuster und die politischen und 
demokratischen Lebenswelten der Menschen in 
Nordrhein-Westfalen untersucht. Dadurch soll 
eine empirische Grundlage geschaffen werden, 
die Anknüpfungspunkte für die Weiterentwick-
lung politischer Bildungsangebote identifiziert 
und so zu einer Stärkung der demokratischen 
Gesellschaft beiträgt. Die durch die Umfrage ge-
nerierten, aktuellen Ergebnisse werden aufzei-

gen, welche politischen Themen die Menschen 
interessieren und wo sie Handlungsbedarf für 
Gesellschaft und Politik sehen. Dadurch wird ein 
Fundament für weitere, vertiefende Forschung 
angeboten. 

Befragt wurden 1.000 Menschen mit Wohnsitz in 
Nordrhein-Westfalen ab 14 Jahren. Die Ergebnisse 
zeichnen ein aktuelles Stimmungsbild der Men-
schen im Land. Im Fokus stehen die Einschätzun-
gen der Bürgerinnen und Bürger zu Demokratie 
und Lebensverhältnissen sowie zu den zentralen 
Herausforderungen für die Gesellschaft in Nord-
rhein-Westfalen und in Deutschland. Befragt wur-
den die Teilnehmenden der repräsentativen Um-
frage zudem hinsichtlich ihres Politikinteresses 
sowie ihrer Kenntnis und Nutzung von Angeboten 
der politischen Bildung. Für die Interpretation 
der Ergebnisse wurden Merkmale wie zum Bei-
spiel Geschlecht, Alter und höchster Bildungsab-
schluss herangezogen. Die Ergebnisse der Befra-
gung sowie der wissenschaftlichen Einordnung 
und Analyse werden im Folgenden dargestellt. 

B.   Politische Bildung vor dem Hintergrund der politischen 
und demokratischen Lebenswelten der Menschen in 
Nordrhein-Westfalen 

B

1.  Wahrnehmung des politischen Systems und der Lebensverhältnisse

Die Stabilität und das Funktionieren eines demo-
kratischen Regierungssystems hängen im hohen 
Maße auch davon ab, ob die Bürgerinnen und 
Bürger diesem positiv gegenüberstehen und mit 
den allgemeinen Lebensverhältnissen und dem 
politischen System insgesamt zufrieden sind. 

Um die Zufriedenheit mit den Lebensverhältnis-
sen zu ermitteln, wurden die Befragten zunächst 
um eine Einschätzung zur allgemeinen Zufrie-
denheit mit den heutigen Lebensbedingungen 
und Lebensverhältnissen in Nordrhein-Westfalen 

gebeten. Anschließend folgte die Frage nach der 
Zufriedenheit mit der persönlichen Lebenssitua-
tion. 

Die Zufriedenheit der Menschen mit dem poli-
tischen System wurde ebenfalls zweistufig er-
mittelt: Bevor die Befragten ihre Zufriedenheit 
mit dem tatsächlichen Funktionieren der Demo-
kratie einschätzen sollten, wurden sie zu ihrer 
grundsätzlichen Zustimmung zu Demokratie als 
Staatsform befragt. 
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1.1  Zufriedenheit mit den Lebensver-
hältnissen

Befragt nach der allgemeinen Zufriedenheit mit 
den heutigen Lebensbedingungen und Lebens-
verhältnissen in Nordrhein-Westfalen zeigt sich 
eine Mehrheit von 82 % sehr bzw. eher zufrieden. 
Eine größere Unzufriedenheit besteht tendenziell 
bei Personen mit formal niedriger Bildung bzw. ei-
nem monatlichen Haushaltseinkommen von un-
ter 2.000 Euro. Umgekehrt weisen Personen mit 
einer formal höheren Bildung und einem höheren 
monatlichen Haushaltseinkommen eine größere 
Zufriedenheit mit den allgemeinen Lebensbedin-
gungen und Lebensverhältnissen auf. 

Noch zufriedener als mit den Lebensverhält-
nissen sind die Befragten mit ihrer persönlichen 
Lebenssituation. Sehr zufrieden bzw. eher zufrie-
den äußern sich 88 % der Befragten. 

Auch die Befragten mit niedrigerem Einkom-
men zeigen sich zufriedener mit der persönli-
chen Lebenssituation als mit den allgemeinen 
Lebensverhältnissen und Lebensbedingungen. 
Nichtsdestotrotz sind die Befragten mit einem 
Haushaltseinkommen unter 2.000 Euro mit 77 % 
(21 % sehr zufrieden, 56 % eher zufrieden) unzu-
friedener als der Durchschnitt der Befragten. 

82 % 
sind mit den Lebensbedingungen 

und Lebensverhältnissen in  
Nordrhein-Westfalen allgemein  

zufrieden.

88 % 
sind mit der persönlichen 

Lebenssituation  
zufrieden.

Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse zeigen eine höhere Zufriedenheit 
mit der persönlichen Lebenssituation als mit den 
allgemeinen Lebensbedingungen und Lebens-
verhältnissen. Diese Einschätzung ist auch in 
vergleichbaren Erhebungen zu finden, wie z. B. 
im Datenreport 201816 (BPB 2018: 383 ff.). Auch 
dort sind die Werte für die persönliche Zufrieden-
heit höher als für die allgemeine Zufriedenheit. 
Der in zeitlicher Nähe zur vorliegenden Umfrage 
im Sommer 2020 durchgeführte Standard-Euro-
barometer 9317 (Europäische Kommission 2020: 
T.1) enthält folgende Werte für die Zufriedenheit 
mit der persönlichen Lebenssituation in Deutsch-
land18: „sehr zufrieden“ 34 %, „ziemlich zufrie-
den“ 58 %, „nicht sehr zufrieden“ 7 %, „über-
haupt nicht zufrieden“ 1 %. Dieses Stimmungs-
bild der Gesamtbevölkerung deckt sich mit den 
Ergebnissen der vorliegenden Befragung der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen.

Ein möglicher Erklärungsansatz für die tenden-
ziell geringere Zufriedenheit mit den allgemeinen 
Lebensbedingungen und Lebensverhältnissen 
wäre, dass dieses Gefühl weniger von materiellen 
Bedingungen, sondern vielmehr von einem Be-
drohungsgefühl angesichts neuer Unübersicht-
lichkeiten geprägt ist. Gerade weil man materiell 
gut abgesichert ist, erscheint das Bedrohungsge-
fühl umso größer, denn man hat etwas zu verlie-
ren durch vermeintlich „falsche“ Politik. 

16 Bei dem Datenreport handelt es sich um einen Sozialbericht für die Bundesrepublik Deutschland, der amtliche Statistiken und 
sozialwissenschaftliche Einordnungen zur gesellschaftlichen Situation in Deutschland liefert. Herausgeber: Bundeszentrale für poli-
tische Bildung in Kooperation mit dem Statistischen Bundesamt, dem Wissenschaftszentrum Berlin und dem Sozio-ökonomischen 
Panel des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (vgl. BPB 2018). 

17 Der Standard-Eurobarometer 93 wird im Auftrag der Europäischen Kommission oder anderer EU-Institutionen durchgeführt. 
18 Die dortige Fragestellung lautete: „Sind Sie insgesamt gesehen mit dem Leben, das Sie führen, sehr zufrieden, ziemlich zufrieden, 

nicht sehr zufrieden oder überhaupt nicht zufrieden?“

B
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Für die politische Bildung würde dieser Erklä-
rungsansatz bedeuten, dass sie ohne Berücksich-
tigung von Emotionen bei einem nicht unerheb-
lichen Teil der Menschen unwirksam zu bleiben 
droht. Trotz aller materieller Sicherheit wecken 
vor allem Veränderungen Angstgefühle. Die Sor-
ge vor Ungewohntem, Neuem und Fremdem und 
darauf aufsetzende Verlustängste müssen daher 
ernst genommen und deren Bedeutung für die 
politische Bildung reflektiert werden. 

 
1.2  Zufriedenheit mit der Demokratie 

Um die Zufriedenheit der Befragten hinsichtlich 
des politischen Systems zu ermitteln, wurde zu-
nächst nach der Zufriedenheit mit der Demo-
kratie, so wie sie im Grundgesetz festgelegt ist, 
gefragt. Anschließend wurden die Befragten um 
Einschätzung zur Zufriedenheit mit dem tatsäch-
lichen Funktionieren – also der Praxis der Demo-

kratie – gebeten. Deutlich wird: Das überwiegend 
positive Stimmungsbild hinsichtlich der Lebens-
verhältnisse ist auch bei der Zufriedenheit mit 
der Demokratie zu finden. 

Abbildung 2 zeigt, dass die überwiegende Mehr-
heit der Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-
Westfalen (84 %) grundsätzlich mit der Demo-
kratie als Staatsform sehr oder eher zufrieden ist. 

B

Abbildung 2: 

Zufriedenheit mit dem politischen System in Deutschland

  sehr zufrieden       eher zufrieden       eher unzufrieden       sehr unzufrieden       weiß nicht/k. A.

Frage:  „Wie zufrieden sind Sie allgemein mit der Demokratie in Deutschland, also mit unserem  
gesamten politischen System, so wie es im Grundgesetz festgelegt ist?“
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Auch die Gruppe der Nichtwählenden bzw. Un-
entschlossenen19 zeigt sich mehrheitlich zufrie-
den mit der Demokratie, so wie sie im Grund-
gesetz festgelegt ist, wobei eine Minderheit von 
etwa einem Viertel mit dieser unzufrieden zu sein 
scheint. Im Hinblick auf die politische Selbstein-
schätzung20 ist festzustellen, dass die Befragten, 
die sich im eher linken politischen Spektrum ver-
orten, am zufriedensten mit der im Grundgesetz 
festgelegten Demokratie sind, während sich die 
Befragten, die sich im eher rechten politischen 
Spektrum verorten, unzufriedener sind. 

Wie Abbildung 3 zu entnehmen ist, gestaltet sich 
die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger 
in Nordrhein-Westfalen mit dem tatsächlichen 
Funktionieren der Demokratie etwas geringer, be-
wegt sich aber immer noch auf einem sehr hohen 
Niveau: Eine deutliche Mehrheit von 70 % ist mit 

70 % 
Zufriedenheit mit der  
Demokratie, so wie sie  

tatsächlich funktioniert. 

B

Abbildung 3: 

Zufriedenheit mit dem Funktionieren des politischen Systems

  sehr zufrieden       eher zufrieden       eher unzufrieden       sehr unzufrieden       weiß nicht/k. A.

Frage:  „Und wie zufrieden sind Sie mit der Demokratie in Deutschland, so wie sie tatsächlich  
funktioniert?“
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diesem sehr oder eher zufrieden, während 28 % 
eher bzw. sehr unzufrieden sind. 

Auch die Nichtwählenden bzw. Unentschlosse-
nen zeigen sich mit der Praxis der Demokratie et-
was unzufriedener als mit der Demokratie, so wie 
sie im Grundgesetz festgelegt ist. 

19 Neben soziodemografischen Merkmalen wurde auch die Bundestagswahlabsicht der Befragten ermittelt. Die Gruppe der Nicht-
wählenden bzw. Unentschlossenen setzt sich zusammen aus den Befragten, die nicht zur Wahl gehen würden, sowie denjenigen, 
die sich hinsichtlich der Wahlabsicht noch unentschlossen zeigten. 

20 Um eine politische Selbsteinschätzung vorzunehmen, wurden die Befragten gebeten, sich auf einer Skala von 1 (= „links“) bis 10  
(= „rechts“) zu verorten. 
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21 Die Shell-Jugendstudie untersucht regelmäßig Einstellungen, Werte, Gewohnheiten und das Sozialverhalten von Jugendlichen in 
Deutschland. 

Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse lassen ein hohes Maß an Zustim-
mung zur Demokratie als Staatsform bei gleich-
zeitig vorhandener Kritik an der konkret erlebten 
Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland 
feststellen. So ist die grundsätzliche Befürwor-
tung von Demokratie stark ausgeprägt, während 
die Zustimmungswerte deutlich niedriger ausfal-
len, wenn nach dem konkreten Funktionieren der 
Demokratie gefragt wird. 

Die Ergebnisse decken sich mit denen anderer 
Erhebungen. Ein Blick auf die Ergebnisse des 
Datenreports 2018, einer Studie von YouGov und 
SINUS-Institut sowie der Shell-Studie 201921 
zeigt, dass die grundsätzliche Befürwortung von 
Demokratie stark ausgeprägt ist (vgl. BPB 2018: 
359; YouGov 2019; Shell Deutschland Holding 
2019: 92), während die Zustimmungswerte ge-
ringer ausfallen, wenn nach dem konkreten Funk-
tionieren von Demokratie in Deutschland gefragt 
wird (vgl. Europäische Kommission 2020). 

Dass die Bevölkerung der Idee von Demokratie, 
wie sie auch die grundgesetzliche Verfassungs-
ordnung prägt, grundsätzlich hohe Zustimmung 
entgegenbringt, zeigt, dass die Bundesrepublik 

Deutschland auf einer soliden Basis ruht. Sie ist 
eine konsolidierte Demokratie. Allerdings ist die 
Idee einer Staatsordnung noch nicht ihre kon-
krete Wirklichkeit. Demokratie kennt strukturel-
le Funktionsprobleme, wie zum Beispiel Steue-
rungsprobleme angesichts einer zunehmenden 
Komplexität oder das „Schwächeln bei der Zu-
kunftsverantwortlichkeit“ (Schmidt 2010: 499). 
Man kann ihr als Idee also grundsätzlich zustim-
men, ohne mit ihrem konkreten Funktionieren 
gleichermaßen zufrieden zu sein. Dies gilt ins-
besondere dann, wenn die eigenen Bedürfnisse 
nicht ausreichend befriedigt und die eigenen Vor-
stellungen nur unzureichend berücksichtigt wer-
den. 

Politische Bildung muss Demokratie in ihren Stär-
ken und Schwächen zugleich vermitteln, denn ein 
idealisiertes Demokratiebild wird regelmäßig mit 
der politischen Realität konfrontiert und von ihr 
gegebenenfalls konterkariert. Demokratie darf 
daher nicht statisch erscheinen, sondern muss 
als politische Ordnung in Entwicklung offen und 
gestaltbar für ihre Bürgerinnen und Bürger sein 
– wenn auch unter konkreten politischen Bedin-
gungen und innerhalb der Verfassungsprinzipien 
des Grundgesetzes gerahmt. 

B

2.  Was macht eine Demokratie aus?

 
Demokratie, was ist das eigentlich? Erst einmal 
eine Staatsform. Aber was macht diese Staats-
form aus? Und begreifen die Bürgerinnen und 
Bürger Nordrhein-Westfalens die Demokratie ne-
ben der Staatsform auch als Lebensform, die den 
Alltag und die Kultur des sozialen Zusammenle-
bens der Menschen prägt? 

Um sich den Antworten auf diese Fragen zu nä-
hern, wurde das Demokratieverständnis der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen durch die Zu-
ordnung von Demokratiefacetten bestimmt. 

Gefragt wurde nach der Zugehörigkeit von ein-
zelnen Elementen, die einem eher verfassungs-
rechtlichen Demokratiekonzept (Grundrechte: 
Meinungs- und Pressefreiheit; Verfassungsprin-
zipien: Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und 
staatliches Gewaltmonopol, Wahlen) bzw. einem 
lebensweltlichen Demokratiekonzept (Chancen-
gleichheit, Kompromissfähigkeit, Respekt vor 
Andersdenkenden, Minderheitenrechte, offener 
Konfliktaustrag) folgen. 
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Abbildung 5: 

Bestandteile einer Demokratie – „Lebensform“

B

Frage:  „Man kann unterschiedliche Vorstellungen davon haben, was zu einer Demokratie dazugehört. 
Bitte geben Sie bei den folgenden Aspekten jeweils an, ob dieser Ihrer Ansicht nach unbedingt 
zu einer Demokratie dazugehört, eher zu einer Demokratie dazugehört, eher nicht zu einer 
Demokratie dazugehört oder ob er gar nicht zu einer Demokratie dazugehört.“
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Abbildung 4: 

Bestandteile einer Demokratie – „Staatsform“

Frage:  „Man kann unterschiedliche Vorstellungen davon haben, was zu einer Demokratie dazugehört. 
Bitte geben Sie bei den folgenden Aspekten jeweils an, ob dieser Ihrer Ansicht nach unbedingt 
zu einer Demokratie dazugehört, eher zu einer Demokratie dazugehört, eher nicht zu einer 
Demokratie dazugehört oder ob er gar nicht zu einer Demokratie dazugehört.“
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Die Ergebnisse zeigen insgesamt höhere Zu-
stimmungswerte für die verfassungsrechtlichen 
Aspekte (Demokratie als Staatsform) im Ver-
gleich zu den lebensweltlichen (Demokratie als 
Lebensform). Zum Teil weit über drei Viertel der 
Befragten sind der Meinung, dass Meinungsfrei-
heit, Pressefreiheit, Rechtsstaatlichkeit, die Mög-
lichkeit des Machtwechsels durch Wahlen und 
Gewaltenteilung unbedingt zu einer Demokratie 
dazugehören. Wesentlich weniger Befragte sehen 
Chancengleichheit, Respekt vor Andersdenken-
den, Kompromissfähigkeit, Minderheitenrechte 
und offenen Konfliktaustrag als unbedingte Be-
standteile einer Demokratie. Nur etwas mehr als 
die Hälfte der Befragten hält das Gewaltmonopol 
des Staates für einen zwingenden Bestandteil 
der Demokratie22, jeder Zweite nennt die soziale 
Marktwirtschaft. 

Konflikten – häufiger als für die Befragten mit for-
mal niedriger oder mittlerer Bildung unbedingte 
Merkmale einer Demokratie. 

Ein Gefälle zeigt sich auch mit Blick auf die poli-
tische Selbsteinschätzung der Befragten. Dieje-
nigen, die sich im rechten politischen Spektrum 
verorten, nennen insbesondere die lebensweltli-
chen Aspekte seltener als unbedingte Bestand-
teile einer Demokratie als die Befragten, die sich 
im linken oder mittleren politischen Spektrum 
verorten. So nennen 70 % der Befragten, die 
sich im linken Spektrum verorten, „Respekt vor 
Andersdenkenden“ als unbedingten Bestandteil 
einer Demokratie, während dies 63 % der Be-
fragten, die sich mittig verorten, und 58 % der 
Befragten, die sich rechts verorten, angeben. 
„Das Recht von Minderheiten, nach ihren eigenen 
Regeln zu leben, solange nicht die Grundrechte 
anderer verletzt werden“23, nennen 53 % der Be-
fragten, die sich links verorten, 44 % der Befrag-
ten, die sich mittig und 35 % der Befragten, die 
sich rechts verorten, als unbedingten Bestandteil 
einer Demokratie. 

 
Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse zeigen ein ausdifferenziertes 
Demokratieverständnis der Menschen in Nord-
rhein-Westfalen, das nicht auf formale Aspekte, 
wie zum Beispiel Wahlen, beschränkt ist. Deutlich 
wird jedoch die Unterscheidung der Befragten 
zwischen Demokratie als Staats- und Lebens-
form: Während Demokratie als Staatsform stark 
in den Köpfen der Menschen verankert ist, gilt 
das etwas weniger stark von Demokratie als Le-
bensform. Je näher Demokratie und die damit 
verbundenen Prozesse (z. B. Konfliktaustrag) rü-
cken und je stärker die eigene Haltung gefragt ist 
(z. B. Kompromissfähigkeit, Toleranz), desto nied-
riger ist die Zustimmung. Anders ausgedrückt: 
Demokratie wird abstrakt als richtig und wichtig 
verstanden, aber ein nicht geringer Teil der Bevöl-
kerung (wenn auch nicht die Mehrheit) sieht die 
damit verbundenen Konsequenzen als weniger 
wichtig an. 

Demokratische Alltagskompetenzen 
sind ausbaufähig:  

hohe Zustimmung zur Demokratie 
als Staatsform – geringere  

Zustimmung zur Demokratie als  
Lebensform 

22 Das vergleichsweise niedrige Ergebnis für den Aspekt „Gewaltmonopol des Staates“ könnte eventuell damit zusammenhängen, 
dass die Befragten den Begriff nicht im staatsrechtlichen Sinne verstanden haben, sondern eventuell Assoziationen mit „Polizei-
gewalt“ o. Ä. geweckt wurden.

23 Die Formulierung zielt ganz bewusst nicht auf bestimmte gesellschaftliche Gruppen ab. Vielmehr ist der Aspekt im Sinne allgemeiner 
demokratietheoretischer Mehr- und Minderheiten gemeint. 

B

Fasst man die Werte für „gehört unbedingt dazu“ 
und „gehört eher dazu“ zusammen, dann erge-
ben sich für alle Aspekte Werte von 80 bis 98 % 
Zustimmung. Am schlechtesten schneiden mit 
jedoch beachtlichen Werten das Gewaltmonopol 
des Staates und der offene Konfliktaustrag ab.

Im Hinblick auf den Bildungsabschluss und das 
Haushaltseinkommen der Befragten weisen die 
Ergebnisse zum Demokratieverständnis ein Ge-
fälle auf: Je höher beides ist, desto höher liegen 
in der Regel auch die Zustimmungswerte zu den 
einzelnen Demokratiefacetten. Im Hinblick auf 
den Bildungsabschluss sind für Befragte mit 
Abitur bzw. Studium die meisten Aspekte – mit 
Ausnahme der Chancengleichheit, der Kompro-
missfähigkeit und der offenen Austragung von 
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Abbildung 6: 

Bestandteile einer Demokratie – „Staatsform“: nach Bildung

Abbildung 7: 

Bestandteile einer Demokratie – „Lebensform“: nach Bildung

B
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Diese erkennbare Diskrepanz hat unmittelbare 
Konsequenzen für den Auftrag der politischen 
Bildung. Demokratie ist Staatsform und Haltung 
zugleich. Die demokratische Staatsform kann 
nur bestehen, wenn auch das Handeln und das 
Zusammenleben der Bürgerinnen und Bürger 
an demokratischen Werten und Prinzipien aus-
gerichtet ist: Die Wahrung der Menschenwür-
de, gegenseitiger Respekt, gelebte Toleranz, die 
Wertschätzung von Vielfalt und friedlichen Kon-
fliktlösungen – all das macht eine demokratische 
Haltung aus. Anzuerkennen, dass die Freiheit der 
Einzelnen an der der anderen ihre Grenzen hat, 
ist ein komplexer Reflexionsprozess. Hierzu ist 
vor allem die Kompetenz des Perspektivwechsels 
notwendig. Diese zu fördern und überhaupt zu-
nächst ein Bewusstsein dafür zu schaffen, muss 
im Verständnis politischer Bildung verankert sein. 
Unsere demokratische Haltung, unsere demokra-
tischen Regeln und Prinzipien sind Gegenstand 
eines stetigen gesellschaftlichen Aushandlungs-
prozesses. Politische Bildung muss dem Auftrag 
nachkommen, das Miteinander von verfassungs-
rechtlichen und lebensweltlichen Demokratie-
prinzipien zu festigen und die Menschen bei der 
Herausbildung einer demokratischen Haltung 
zu unterstützen. Eine vornehmlich institutionen-
kundliche Bildungsarbeit kann das nicht leisten. 

Des Weiteren ist auch auffällig, dass der Aspekt 
„Recht von Minderheiten, nach ihren eigenen Re-
geln zu leben, solange sie nicht die allgemeinen 
Grundrechte anderer verletzen“ nur von 45 % 
der Befragten als unbedingter Bestandteil einer 
Demokratie betrachtet wird. Dies lässt sich im 
Zusammenhang mit anderen Datensätzen inter-
pretieren. So sind z. B. nach der Shell-Studie 2019 
Vorbehalte gegenüber bestimmten Gruppen der 
Gesellschaft bei den Subgruppen der dort als 
Populismus-Geneigten und Nationalpopulisten 
charakterisierten Bevölkerungsteile feststellbar. 
Hier drückt sich deutlich eine „typische Distanz 
gegenüber Vielfalt“ aus (vgl. Shell Deutschland 
Holding 2019: 87 f.). 

Politische Bildung  
muss Demokratie erlebbar  

machen und eine an  
demokratischen Werten und  

Prinzipien orientierte  
Haltung fördern.

B

3. Teilnahme und Interesse am politischen Leben 

 
Das politische Interesse ist ein wichtiger Indika-
tor dafür, ob das politische Geschehen für die 
Menschen als wichtig genug erachtet wird, um 
sich darüber zu informieren und gegebenenfalls 
zu engagieren. Dabei ist das bürgerschaftliche 
und zivilgesellschaftliche Engagement für eine 
demokratische Gesellschaft besonders wichtig, 
denn ein freier und demokratischer Staat ist auf 
die aktive Mitwirkung der Menschen angewiesen. 

Wie stark ist das politische Interesse unter der 
Bevölkerung Nordrhein-Westfalens ausgeprägt? 

Sind die Menschen ehrenamtlich engagiert und/
oder nutzen sie politische Partizipationsformen? 

 
3.1  Politisches Interesse 

Befragt nach ihrem politischen Interesse, äußert 
eine deutliche Mehrheit starkes Interesse. So-
wohl für das politische Geschehen auf Bundes- 
als auch auf Landesebene interessieren sich je-
weils rund drei Viertel aller Befragten stark oder 
sehr stark.
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 76 % 

der Befragten interessieren sich 
stark oder sehr stark für das 

politische Geschehen auf  
Bundesebene. 

Unterschiede im Grad des Interesses finden 
sich nur in geringem Maße. So geben die unter 
30-Jährigen und die Befragten mit Hauptschul-
abschluss etwas häufiger als der Durchschnitt 
aller Befragten an, sich nicht so stark für das poli-
tische Geschehen im gesamten Bundesgebiet 
oder im Land Nordrhein-Westfalen zu interessie-
ren. Bei der Gruppe der über 45-Jährigen ist das 
politische Interesse tendenziell auf Bundesebene 
etwas ausgeprägter, wohingegen sich die unter 
45-Jährigen tendenziell stärker für das politische 
Geschehen auf Landesebene interessieren. 

Mit Blick auf den Bildungsabschluss lässt sich 
feststellen, dass das politische Interesse auf 
Bundes- sowie auf Landesebene mit dem Grad 
des Bildungsabschlusses steigt. Je höher der Bil-
dungsabschluss, desto höher das politische Inte-
resse, wobei auf Landesebene die Befragten mit 
einem mittleren Bildungsabschluss sich minimal 
interessierter zeigen als die mit Abitur oder Stu-
dium. 

Geringer ausgeprägt als unter der Bevölkerung 
insgesamt ist das Interesse am politischen Ge-
schehen in der Gruppe der Nichtwählenden bzw. 
Unentschlossenen. Tendenziell interessierter 
zeigt sich diese Gruppe jedoch am politischen 
Geschehen auf Landesebene. 

 

78 % 
der Befragten interessieren 

sich stark oder sehr stark für 
das politische Geschehen auf 

Landesebene.

Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse zeigen ein hohes politisches Inte-
resse der Bevölkerung Nordrhein-Westfalens für 
die Geschehnisse auf Bundes- sowie auf Landes-
ebene. Bemerkenswert ist das tendenziell höhe-
re Interesse der Menschen an dem politischen 
Geschehen auf Landesebene. Eine mögliche Er-
klärung könnte die aktuelle Corona-Krise sein, in 
der die Entscheidungen der Landesregierung das 
Leben der Menschen derzeit unmittelbar beein-
flussen. Ebenfalls bemerkenswert ist das politi-
sche Interesse in der Gruppe der Nichtwählenden 
bzw. Unentschlossenen. Die Ergebnisse zeigen, 
dass das Interesse zwar geringer als beim Durch-
schnitt der Befragten ist, aber dennoch eine 
Mehrheit sich keinesfalls politisch uninteressiert 
zeigt. 

Das grundsätzlich hohe politische Interesse wird 
in den Resultaten anderer Befragungen bestä-
tigt. Zu berücksichtigen ist jedoch, dass es sich 
bei der vorliegenden Befragung um eine Einzel-
befragung handelte und das politische Interesse 
dynamischen Veränderungen, wie zum Beispiel 
aufgrund der das Land gerade prägenden Coro-
na-Krise, unterliegt. Laut Datenreport 2018 steigt 
das politische Interesse seit Jahren jedoch deut-
lich an (BPB 2018: 350) und auch das in zeitli-

B

Das politische Geschehen auf Bundes- und 
Landesebene hat einen hohen Stellenwert für 
die Menschen in Nordrhein-Westfalen: 
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Abbildung 8: 

Interesse für das politische Geschehen in Deutschland und Nordrhein-Westfalen

cher Nähe zur vorliegenden Umfrage im Sommer 
2020 durchgeführte Standard-Eurobarometer 
93 dokumentiert ein Interesse von mehr als drei 
Viertel der Befragten (Europäische Kommission 
2020, T. 1). Auch wenn die Kategorien nicht iden-
tisch sind24, so bestehen doch auch hier keine 
besonderen Auffälligkeiten für die Situation in 
Nordrhein-Westfalen, wenn man die Gesamtbe-
völkerung betrachtet. 

Für die politische Bildung ist das hohe politische 
Interesse der Menschen in Nordrhein-Westfa-
len ein ermutigender Befund. Viele Bürgerinnen 
und Bürger sind an Politik interessiert und damit 
für Angebote der politischen Bildung erreichbar. 
Gleichwohl muss das Augenmerk auch auf die 
Personen gerichtet werden, die angeben, sich 
nicht für Politik zu interessieren. Deren Motiva-
tion und Gründe aufzuklären, muss Gegenstand 
der empirischen Forschung sein, auch wenn es 
in einer Demokratie das gute Recht jedes Men-
schen ist, seine Interessen selbst zu bestimmen. 

3.2  Politische Beteiligung 

Befragt wurden die Menschen in Nordrhein-West-
falen auch nach der Bedeutsamkeit von Möglich-
keiten zur politischen Partizipation. Eine große 
Mehrheit der Befragten findet es sehr wichtig 
bzw. eher wichtig, die Möglichkeit zu haben, sich 
an politischen Entscheidungen zu beteiligen bzw. 
diese zu beeinflussen. Nur eine sehr geringe An-
zahl der Befragten beantwortet die Frage mit 
„nicht so wichtig“ oder „unwichtig“. Dies deckt 
sich mit der geäußerten Selbstwirksamkeitser-
wartung: Nur jeder Fünfte glaubt, dass der ein-
zelne Mensch durch seine Aktivitäten keinen Ein-
fluss auf die Politik nehmen kann, während eine 
deutliche Mehrheit von etwas und sogar 13 % von 
großem Einfluss ausgeht.

Die Gruppe der Nichtwählenden bzw. Unent-
schlossenen hält zwar etwas weniger häufig als 
der Durchschnitt der Befragten, aber dennoch 
mehrheitlich politische Mitwirkungsmöglichkei-

B

Frage:  „Wie stark interessieren Sie sich für das politische Geschehen in Deutschland?“

Frage:  „Und wie stark interessieren Sie sich für das politische Geschehen in Nordrhein-Westfalen?“

Gesamt

45- bis 59-Jährige

Hauptschule

Nichtwählende/Unentschlossene

14- bis 29-Jährige

30- bis 44-Jährige

60 Jahre und älter

mittlerer Abschluss

Abitur, Studium

76

66

70

77

87

67

79

85

54

23

33

30

23

13

33

20

14

45

78

71

77

74

85

75

80

79

62

22

28

23

26

15

24

19

21

37

Deutschland Nordrhein-Westfalen

  sehr stark/eher stark         weniger stark/überhaupt nicht*   
* an 100 Prozent fehlende Angaben = „weiß nicht“    Angaben in Prozent

24 Im Standard-Eurobarometer 93 wurden die Kategorien „hoch“, „durchschnittlich“, „niedrig“, „gar nicht“ verwendet. 
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ten für sehr wichtig oder eher wichtig. Dass die 
Mitwirkungsmöglichkeiten für diese Gruppe et-
was weniger wichtig als für den Durchschnitt der 
Befragten sind, könnte auch damit zusammen-
hängen, dass etwa jeder dritte Nichtwählende 
bzw. Unentschlossene glaubt, dass das Individu-
um mit den eigenen Aktivitäten ohnehin keinen 
Einfluss auf die Politik nehmen kann. 

In ähnlichen Prozentbereichen teilen Menschen 
mit formal niedriger Bildung und wenig starkem 
Politikinteresse diese Sicht. Wer hingegen mehr 
an die Wirksamkeit von bürgerschaftlicher Par-
tizipation glaubt, der hält auch die Beteiligungs-
möglichkeiten für wichtiger – und das ist die 
deutliche Mehrheit der Befragten. 

Die überwiegend positive Einschätzung der Be-
fragten hinsichtlich der Relevanz politischer Par-
tizipationsmöglichkeiten spiegelt sich auch in 
der praktischen Nutzung von Beteiligungsformen 
wider. So haben nicht wenige Bürgerinnen und 
Bürger schon politische Partizipationsformen ge-
nutzt und noch mehr können sich vorstellen, die-
se zu nutzen (Unterschriftensammlung, Volksbe-
gehren/Bürgerentscheid, genehmigte Demons-
tration, Boykott, Kontakt mit Politikerinnen oder 
Politikern, Beteiligung an einem Streik, im Inter-
net eine politische Meinung kundtun, Mitarbeit 
in einer Bürgerinitiative oder einem politisch täti-
gen Verein oder Engagement in einer politischen 
Partei). 

Abbildung 9: 

Bedeutung politischer Mitwirkung / Einflussmöglichkeiten des Einzelnen

B

  großen Einfluss        etwas Einfluss         keinen Einfluss         weiß nicht/k. A.

Angaben in Prozent

  sehr wichtig        eher wichtig        nicht so wichtig        eher nicht        weiß nicht/k. A.

Frage:  „Wie wichtig ist Ihnen persönlich, die Möglichkeit zu haben, sich an politischen  
Entscheidungen zu beteiligen bzw. diese zu beeinflussen?“ 

Frage:  „Glauben Sie, dass der einzelne Bürger durch seine oder ihre Aktivitäten großen,  
etwas oder keinen Einfluss auf die Politik nehmen kann?“

40
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41

67

14 2

19

40
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41
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14 2
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Es dominieren eher niedrigschwellige und kurz-
fristige Partizipationsformen, während mit ho-
hem zeitlichem Aufwand und persönlichem En-
gagement verbundene Möglichkeiten nur von ei-
ner Minderheit und stärker von Männern als von 
Frauen wahrgenommen werden. Kaum genannt 
wurden dagegen Akte zivilen Ungehorsams. Die-
se bilden nur für eine geringe Zahl von Menschen 
eine ernsthafte Option. 

Die verschiedenen Altersgruppen unterschei-
den sich kaum in der durchschnittlichen Anzahl 
der genutzten Möglichkeiten – ein interessanter 
Befund angesichts der unterschiedlichen Le-
bensdauer der Befragten. Unterschiede werden 
jedoch teilweise in den konkret genutzten Be-
teiligungsformen deutlich: So geben die über 
30-Jährigen häufiger als die jüngeren Befragten 

Abbildung 10: 

Nutzung der Möglichkeiten politischer Einflussnahme

B

  ja          nein, aber vorstellbar          nein, kommt nicht in Frage            weiß nicht/k. A.

Folgende Möglichkeiten, politischen Einfluss zu nehmen, haben die Befragten schon einmal genutzt.

Angaben in Prozent
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3

2

1

1

26
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43

42

51

46

26

54

39

17

12

11

6

4

6

24

27

20

31
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29

46

79

84

86

92

bei einer Unterschriftensammlung
unterschreiben 
an einem Volksbegehren oder
Bürgerentscheid teilnehmen 
an einer genehmigten 
Demonstration teilnehmen 

bei einem Boykott mitmachen

sich direkt an eine/n Politiker/in
wenden 

sich an einem Streik beteiligen

im Internet seine politische
Meinung kundtun 
in einer Bürgerinitiative oder einem
politisch tätigen Verein mitarbeiten 
sich in einer politischen Partei
engagieren

an einer Sitzblockade teilnehmen

an einer nicht genehmigten
Demonstration teilnehmen

an einer Besetzung teilnehmen

gewaltsamen Widerstand leisten

Niedrigschwellige und kurzfristige 
Partizipationsformen werden  
häufiger genutzt als zeitlich  

aufwendige und mit persönlichem 
Engagement verbundene  

Möglichkeiten. 

an, schon einmal an einem Volksbegehren oder 
einem Bürgerentscheid teilgenommen zu haben. 
Die unter 45-Jährigen hingegen haben häufiger 
schon einmal an einer genehmigten Demonstra-
tion teilgenommen. Im Internet teilen am ehesten 
die unter 45-Jährigen ihre Meinung.
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Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse zeigen, dass die Möglichkeit poli-
tischer Partizipation für viele Menschen in Nord-
rhein-Westfalen eine große Rolle spielt und poli-
tisches Engagement stark vom Selbstwirksam-
keitsgefühl abhängt. Die Erwartung, dass das ei-
gene Handeln etwas verändern kann, begünstigt 
die Bereitschaft zu politischem Engagement. Da 
eine deutliche Mehrheit der Befragten zumindest 
von einer gewissen Wirksamkeit ihrer Interven-
tionen ausgeht und Unterschriftensammlungen 
weit vorne liegen, können anlassbezogene Akti-
vierungen angenommen werden.

Diese Erkenntnis entspricht den Ergebnissen 
vergleichbarer Studien. So spielt politische Par-
tizipation für viele Bürgerinnen und Bürger laut 

Weizenbaum Report25 eine „zentrale Rolle […] 
und findet in vielfältiger Form sowohl offline als 
auch online statt. Von politischer Passivität und 
einer allgemeinen Abwendung von Politik kann 
daher keine Rede sein“ (Schaetz u.  a. 2020: 5). 
Zunehmend werden außerdem „klassische For-
men des sozialen und politischen Engagements 
von Bürgerinnen und Bürgern durch digitale Par-
tizipationsformen ergänzt“ (ebd.). Im Hinblick auf 
das Selbstwirksamkeitsgefühl war z. B. nach einer 
Allensbach-Befragung26 nur rund ein Viertel der 
Bevölkerung der Ansicht, „dass es nichts bringt,  
sich politisch zu engagieren“, während dem eine 
Mehrheit widersprach. Aber auch hier schlug der 
sozioökonomische Status durch: Je höher der so-
zioökonomische Status, desto höher das Selbst-
wirksamkeitsgefühl (IfD Allensbach 2013). 

Abbildung 11: 

Nutzung der Möglichkeiten politischer Einflussnahme – nach Alter

B

Folgende Möglichkeiten, politischen Einfluss zu nehmen, haben die Befragten schon einmal genutzt.
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14- bis
29-Jährige

30- bis
44-Jährige
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und älter
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5,25,26,2 2,9 2,7Durchschnittlich genutzte Anzahl von
Möglichkeiten politischer Einflussnahme

bei einer Unterschriftensammlung
unterschreiben 

an einem Volksbegehren oder
Bürgerentscheid teilnehmen 
an einer genehmigten 
Demonstration teilnehmen 

bei einem Boykott mitmachen

sich direkt an eine/n Politiker/in
wenden 

sich an einem Streik beteiligen

im Internet seine politische
Meinung kundtun 

in einer Bürgerinitiative oder einem
politisch tätigen Verein mitarbeiten 
sich in einer politischen Partei
engagieren

an einer Sitzblockade teilnehmen

an einer nicht genehmigten
Demonstration teilnehmen

an einer Besetzung teilnehmen

gewaltsamen Widerstand leisten

Angaben in Prozent

25 Der Weizenbaum Report wird veröffentlicht vom Weizenbaum Institut und enthält Studien zu aktuellen Forschungsthemen an der 
Schnittstelle von Digitalisierung und Gesellschaft. 

26 Veröffentlicht vom IfD Allensbach: Institut für Demoskopie Allensbach. 
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In der erklärten Offenheit vieler Bürgerinnen 
und Bürger, sich vorstellen zu können, aktiv an 
Möglichkeiten der politischen Einflussnahme zu 
partizipieren, steckt ein wichtiger Impuls für die 
politische Bildung. Die Menschen sind keine un-
politischen Wesen, im Gegenteil. Auf dieser Inter-
essenbekundung kann politische Bildung aufbau-
en. Im Sinne des Beutelsbacher Konsenses kann 
politische Bildung insbesondere das Bewusstsein 
der Menschen adressieren, ihre eigenen Interes-
sen zu erkennen und wahrzunehmen. 

 

3.3  Ehrenamtliches Engagement 

Einen wichtigen Bestandteil für eine funktionie-
rende Demokratie stellt auch das ehrenamtliche 
Engagement als Brücke aus der Lebenswelt in die 
der Politik dar. Dieses ist unter der Bevölkerung 
Nordrhein-Westfalens weit verbreitet. Mehr als 
die Hälfte der Befragten war oder ist zum Bei-
spiel ehrenamtlich aktiv in einem Sportverein, 
im religiösen oder gewerkschaftlichen Bereich, 
in einem kulturellen Verein etc. (eine genaue Auf-
listung zeigt Abbildung 12). Geschlechterunter-
schiede gibt es hinsichtlich des Engagements 
in politiknahen Bereichen und Berufsverbänden 
(mehr Männer) sowie religiösen und sozialen Ver-
einigungen (mehr Frauen). Zudem sind in religiö-
sen Vereinigungen und politischen Parteien über-
durchschnittlich viele Menschen über 60 Jahren 
engagiert. 

B

Abbildung 12: 

Ehrenamtliches Engagement – nach Alter

Aktive ehrenamtliche Mitarbeit in folgenden Organisationen, Vereinen etc.:

* Mehrfachnennungen möglich
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14- bis
29-Jährige

30- bis
44-Jährige

45- bis
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60 Jahre
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insgesamt *

– Sportverein

– Kirche, religiöse Vereinigung

– kultureller Verein

– politische Partei

– Bürgerinitiative

– Bevölkerungs-/
      Katastrophenschutz

– Freizeitverein

– Umwelt-/Natur-/Tierschutz

– Sonstiges

nein

– Gewerkschaft, berufliche
   Interessenvertretung 

– Soziales, Kinder/Jugend, 
   Alte, Familien

Angaben in Prozent
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Einordnung der Ergebnisse: 

Das hohe Engagement der Menschen in Nord-
rhein-Westfalen ist grundsätzlich positiv zu be-
werten. Allerdings ist auffällig, dass sich für 
kurzfristiges Engagement mehr Menschen mo-
bilisieren lassen als für ein dauerhaftes und ins-
titutionalisiertes. Zudem spielen insbesondere 
Alters- und Genderaspekte im ehrenamtlichen 
Engagement eine Rolle. Hier scheint sich ein Mus-
ter abzubilden, das traditionell anmutet: Soziale 
und insbesondere kirchliche Aktivitäten werden 
stärker von Frauen, machtbezogene und mit Aus-
einandersetzung verbundene eher von Männern 
bevorzugt. Viele Institutionen (Kirchen, Partei-
en, kulturelle Vereine) haben zudem eine Alters-
struktur, bei der mittlere Jahrgänge sicher auch 
berufsbedingt unterrepräsentiert und ältere Per-
sonen stark involviert sind. Dies wird bei abneh-
mender institutioneller Bindung zu großen Pro-
blemen führen, die Vielfalt der Vereinslandschaft 
am Leben zu erhalten. 

Diese Ergebnisse lassen sich ebenfalls mit den 
Daten aus vergleichbaren Studien, zum Beispiel 
dem Datenreport 2018, in Beziehung setzen (vgl. 
BPB 2018: 375-377). 

Politische Bildung muss diese Verteilung der Par-
tizipationsmuster zum Ausgangspunkt nehmen, 
insbesondere die genderbezogenen Differenzen 
aufzuklären und hier vermittelnd und ausglei-
chend zu wirken. Das meint auch den Wandel der 
Institutionen selbst, denn ohne diesen wird politi-
sche Bildung kaum zu einer stärkeren Beteiligung 
von Frauen zum Beispiel in Parteien führen. 

3.4  Kontakte mit politischen Mandats-
tragenden

Politische Partizipation kann viele Formen an-
nehmen. Auch über den Kontakt mit politischen 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern kann 
das politische Leben mitbestimmt werden. 

Bei der Kontaktaufnahme zu politischen Man-
datstragenden folgt die nordrhein-westfälische 
Bevölkerung dem Prinzip geografischer Nähe: 
Wenn überhaupt, dann werden Kontakte eher im 
direkten Umfeld der Bürgerinnen und Bürger ge-
sucht. Während 65 % der Befragten noch keinen 
Kontakt zu politischen Mandatstragenden hat-

ten, waren es zu einem Ratsmitglied 20 %, einem 
Mitglied des Landtags 15 %, des Bundestags 14 % 
und des Europäischen Parlaments 5 %. 

 
Einordnung der Ergebnisse: 

Der Aspekt der räumlichen Nähe bei der Kontakt-
aufnahme mit politischen Mandatstragenden 
stellt eine Besonderheit der Ergebnisse der vor-
liegenden Befragung dar. Über den Kontakt mit 
Politikerinnen und Politikern werden Politik und 
demokratische Prozesse greifbar und verständ-
lich. Deshalb ist der Kontakt zwischen Repräsen-
tanten und Repräsentierten besonders wichtig, 
auch um Vorurteile abzubauen, zu informieren 
und das Vertrauen in demokratische Prozesse zu 
stärken. 

Um die Responsivität zwischen Repräsentanten 
und Repräsentierten zu fördern, kann auch politi-
sche Bildung einen Beitrag leisten. Aller aktuellen 
Möglichkeiten der Technik zur Kontaktaufnahme 
über weite Distanzen hinweg zum Trotz scheint 
diese vor allem dann stattzufinden, wenn der An-
lass vor Ort liegt. Politische Bildung hat das Nahe 
im Fernen und das Ferne im Nahen miteinander 
zu verbinden. Darüber hinaus muss politische Bil-
dung einerseits die Relevanz von Politik in einem 
miteinander verschränkten politischen Mehrebe-
nensystem für die unmittelbare Lebenswelt der 
Menschen aufklären und andererseits Politik und 
ihre Protagonisten in traditionellen wie modernen 
Formen der Kommunikation in die Nähe der Men-
schen bringen. Politische Bildung erfüllt damit 
ihre ureigene Aufgabe als Distanzüberbrückerin. 

Kontakt zwischen Repräsentanten  
und Repräsentierten  

beginnt vor Ort:  
Am häufigsten wird der Kontakt  
zu einem Ratsmitglied gesucht,  

gefolgt vom Mitglied des Landtags, 
des Bundestags und schließlich des  

Europäischen Parlaments. 

B
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4. Das politische Informationsverhalten der Menschen im Land 

 
Möglichkeiten, sich über politische Inhalte zu in-
formieren, gibt es viele. Doch viele Informations-
quellen sind trügerisch und basieren nicht auf 
Fakten, sondern sind sogenannte Fake News. Vi-
ral gehende Falschmeldungen oder auch gezielte 
Verleumdungen oder Kampagnen verbreiten sich 
in Zeiten von Social Media rasant. Gerade im Zu-
sammenhang mit der Corona-Pandemie haben 
Verschwörungsmythen Konjunktur. Diese wich-
tige Facette zur Medienkompetenz in der Gesell-
schaft kann der Bericht nur anreißen. Intensiver 
gibt er Aufschluss darüber, welche Informations-
quellen die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
schwerpunktmäßig nutzen.

Mehr als drei Viertel der Befragten nutzen zur 
Information über politische Themen hauptsäch-

lich das Fernsehen, persönliche Gespräche mit 
Freunden, Verwandten und Bekannten, das Radio 
oder Recherchen im Internet. Mehr als die Hälfte 
der Befragten greift hierfür auf digitale Zeitungs-
artikel zurück, auf Gespräche im beruflichen Um-
feld und auf gedruckte Zeitungen. Auch die Infor-
mationen der Landesregierung werden von fast 
der Hälfte der Befragten in Anspruch genommen, 
um sich über politische Themen bzw. politische 
Entscheidungen zu informieren.27 Weniger als die 
Hälfte der Befragten informiert sich über soziale 
Medien, Zeitschriften oder Magazine sowie über 
die Informationen der politischen Parteien zu 
politischen Themen. Auf Fachliteratur oder Pod-
casts greift bislang nur eine Minderheit der Be-
fragten zurück. 

27 Der vergleichsweise hohe Wert zur Informationsbeschaffung über Angebote der Landesregierung könnte zum einen darauf zurück-
zuführen sein, dass der Begriff im Rahmen der Umfrage relativ weit gefasst wurde. Zum anderen dürfte dabei auch eine wesentliche 
Rolle spielen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger während der Corona-Krise deutlich häufiger an Informationen der Landesregie-
rung – z. B. im Hinblick auf neue Beschlüsse und Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie – orientiert haben, als dies außerhalb 
einer Pandemie der Fall ist. 

B

Angaben in Prozent

Abbildung 13: 

Politisches Informationsverhalten – nach Alter

83

80

54

49

39

36

20

80

58

76

59

42

18

Fernsehen *

Radio

gedruckte Zeitungen

Informationen der
Landesregierung

Zeitschriften, Magazine

Informationen der 
politischen Parteien
Fachliteratur

persönliche Gespräche 

Gespräche im 
beruflichen Umfeld

Recherchen im Internet

Zeitungen im Internet

soziale Medien im Internet

Podcasts

Alter

Gesamt

64

63

28

55

25

31

12

79

51

86

72

63

29

80

84

39

49

35

30

21

78

74

86

66

49

24

85

83

52

44

42

37

17

80

70

76

53

41

13

97

85

83

50

48

43

28

81

41

64

50

24

10

14- bis
29-Jährige

30- bis
44-Jährige

45- bis
59-Jährige

60 Jahre
und älter

Informationswege, die zur Information über politische Themen in Nordrhein-Westfalen bzw.  
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Das Informationsverhalten unterscheidet sich 
zwischen den verschiedenen Altersgruppen deut-
lich: So nutzen die unter 30-Jährigen Fernsehen, 
Radio, gedruckte Zeitungen oder Zeitschriften 
und Magazine seltener als die älteren Befragten. 
Die Möglichkeiten des Internets (Recherchen, In-
ternetzeitungen, soziale Medien) nutzen die unter 
30-Jährigen hingegen in deutlich stärkerem Maße 
als die Älteren insbesondere als die über 60-Jäh-
rigen. Gedruckte Zeitungen werden insbesondere 
(noch) von den über 60-Jährigen gelesen. 

 

Das Fernsehen als  
Informationsanker der Älteren –  

das Internet und die sozialen Medien 
als digitale Heimat der Jüngeren

neuen Medien bei jüngeren Menschen die klassi-
schen Medien im Vertrauen weit vorne liegen. So 
gelten z. B. ARD- und ZDF-Nachrichten bei jungen 
Menschen im Alter von 12 bis 25 Jahren für eine 
deutliche Mehrheit als sehr oder eher vertrauens-
würdig, gefolgt von den großen überregionalen 
Tageszeitungen. Weniger vertrauenswürdig wer-
den Informationen auf YouTube, Facebook und 
Twitter eingeschätzt (Shell Deutschland Holding 
2019: 243). Die Vodafone Stiftung kommt in ihrer 
Studie zum Ergebnis: „Gesunde Skepsis gegen-
über sozialen Medien bei politischen Themen 
– hohes Vertrauen in klassische Medien“ (Voda-
fone Stiftung Deutschland 2019: 7). 

Insgesamt kann z. B. mit den Ergebnissen der 
Mainzer Langzeitstudie „Medienvertrauen“ fest-
gestellt werden, dass das Vertrauen in die klassi-
schen Medien nicht etwa sinkt, sondern gerade 
in Corona-Zeiten steigt. „Wenn es um wirklich 
wichtige Dinge geht – etwa Umweltprobleme, 
Gesundheitsgefahren, politische Skandale und 
Krisen –, kann man den Medien vertrauen“: Ende 
2020 stimmten dieser Aussage mehr als die 
Hälfte der Befragten zu und nur jeder Sechste 
meinte, man könne den Medien „eher nicht“ oder 
„überhaupt nicht“ vertrauen. Insbesondere das 
öffentlich-rechtliche Fernsehen und die überregi-
onalen und regionalen Zeitungen genießen dabei 
hohes Vertrauen und sind mit wenig Misstrauen 
konfrontiert, während dies nicht auf Privatfern-
sehen und Boulevardzeitungen zutrifft. Nicht 
besser schneiden Nachrichten aus sozialen Me-
dien, Videoplattformen, alternativen Nachrich-
tenseiten und Messengerdiensten ab. Auch der 
Glaube an Verschwörungstheorien sinkt massiv. 
Unklar ist jedoch, ob sich diese Trends nach Ende 
der Corona-Pandemie als stabil erweisen (Jacobs 
u. a. 2021). Hier ist davon auszugehen, dass die 
Empfänglichkeit für Verschwörungsmythen im 
Hinblick auf die Corona-Pandemie gestiegen ist. 
Dringend sind zu diesem Thema weitere Erhe-
bungen notwendig. 

Für die politische Bildung ergibt sich die Doppel-
aufgabe, neue Wege der Politikvermittlung zu nut-
zen, ohne bewährte aufzugeben, denn politische 
Bildung darf niemanden abhängen. Gegenstand 
der politischen Bildung ist dabei aber immer die 
Frage nach der Art und Weise, wie die politische 
Bildung medial konstruiert wird, was damit beab-
sichtigt und auch bewirkt wird. Politische Bildung 
ist in diesem Sinn immer auch reflexive Medien-
bildung. 

B

Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse zeigen, dass das Fernsehen nach 
wie vor das beliebteste Informationsmedium für 
politische und gesellschaftliche Themen ist, ge-
folgt vom Radio und persönlichen Gesprächen. 
Diese Erkenntnis deckt sich mit den Ergebnissen 
vergleichbarer Studien. Eine zur Bundestagswahl 
2017 von der Zeitschrift „Horizont“ in Auftrag 
gegebene Umfrage identifiziert das Fernsehen, 
Websites klassischer Medien und Printmedien als 
relevante Informationsmedien. Darüber hinaus 
nennen die Befragten dort das Radio, Social Me-
dia, persönliche Gespräche und Informationen 
der politischen Parteien. 

Die Ergebnisse weisen zudem einen deutlichen 
Alterseffekt auf. Die jüngeren Befragten nutzen 
für die Informationsbeschaffung über politische 
Themen schwerpunktmäßig Online-Angebo-
te und persönliche Gespräche – Fernsehen und 
Radio nutzen die 14- bis 29-Jährigen deutlich sel-
tener als die älteren Befragten. Ähnliche Ergeb-
nisse weisen die Shell-Studie 2019 und die JIM-
Studie 2020 auf. Beachtenswert ist, dass die in 
der JIM-Studie befragten Jugendlichen angeben, 
mindestens einmal im letzten Monat mit Hass-
botschaften, extremen politischen Ansichten, 
Verschwörungstheorien und Fake News konfron-
tiert worden zu sein (Medienpädagogischer For-
schungsverbund Südwest 2020: 63). Daher ist 
es nicht verwunderlich, wenn trotz Dominanz der 
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5.  Die größten Herausforderungen aus Sicht der Bevölkerung

Aktuell beschäftigt Gesellschaft und Politik vor  
allem die Corona-Krise. Doch andere gesell-
schaftliche Herausforderungen und Probleme 
sind deshalb nicht verschwunden. Die Befragten 
wurden daher zunächst offen um ihre Einschät-
zung hinsichtlich der größten Herausforderun-
gen für Deutschland und Nordrhein-Westfalen 
gebeten. Anschließend folgte eine gestützte 
Frage nach konkreten Bereichen, in denen – aus 
Sicht der Befragten – in den nächsten Jahren Ver-
besserungen erreicht werden müssen. 

 
5.1.  Die größten Herausforderungen 
für Deutschland und Nordrhein-West-
falen

Auf die offen und neutral gestellte Frage, welches 
die größten Herausforderungen, also Aufgaben-
felder oder auch Problembereiche, für Deutsch-
land in den nächsten fünf Jahren sind, nennen die 

Die Bewältigung der Corona-Pandemie, 
Klimawandel und Nachhaltigkeit,  

wirtschaftliche Stabilität,  
Migration und Integration – hier sieht 

die nordrhein-westfälische Bevölkerung 
die größten Herausforderungen für 

Deutschland. 

Befragten an erster Stelle die Bewältigung der 
Corona-Pandemie und ihrer Folgen. Ein Viertel 
der Befragten sieht die Bekämpfung des Klima-
wandels bzw. den Weg zu mehr Nachhaltigkeit so-
wie die Bemühung um wirtschaftliche Stabilität 
als die größten Herausforderungen für Deutsch-
land. Jeder Sechste nennt Migration und Integra-
tion und jeder zehnte Befragte die Bekämpfung 

Abbildung 14: 

Die größten Herausforderungen für Deutschland – nach Geschlecht

Die größten Herausforderungen für Deutschland sind *

35

23

22

14

9

7

7

48

28

27

18

12

13

7

41

26

25

16

10

10

7

Bewältigung der
Corona-Pandemie
und ihrer Folgen

Klimawandel,
Nachhaltigkeit

wirtschaftliche
Stabilität

Migration, Integration 

Rechtspopulismus,
Rassismus

Bildung und Schulen

Männer

Geschlecht

Digitalisierung

Gesamt Frauen

Angaben in Prozent* offene Abfrage, Mehrfachnennungen möglich; dargestellt sind ausgewählte Nennungen



48 

Demokratiebericht zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen

von Rechtspopulismus und Rassismus sowie das 
Bildungs- und Schulsystem als größte gesamt-
deutsche Herausforderungen. Auch die Digitali-
sierung wird von den Befragten, wenn auch nur 
von einer Minderheit, als Herausforderung für 
Deutschland identifiziert. 

Mit Blick auf die Herausforderungen für Deutsch-
land lässt sich feststellen, dass alle genannten 
Aspekte für Frauen ein etwas größeres Gewicht 
haben als für Männer. So messen die weiblichen 
Befragten beispielsweise der Bewältigung der 
Corona-Pandemie eine größere Bedeutung zu als 
die männlichen Befragten. 

Die Befragten wurden auch um ihre Einschät-
zung gebeten, welche aus ihrer Sicht für das Land 
Nordrhein-Westfalen die drängendsten Heraus-
forderungen in den nächsten fünf Jahren sind. 

An erster Stelle, allerdings mit deutlich geringe-
rem Abstand, steht auch hier die Bewältigung der 

B

Ein Landesthema mit Hochkonjunktur – 
Bildung und Schule:

Die Befragten sehen nach Corona und 
dem Klimawandel die größte Heraus-
forderung für Nordrhein-Westfalen im 

Bildungs- und Schulsystem.

Corona-Pandemie und ihrer Folgen, gefolgt vom 
Klimawandel, dem landeshoheitlichen Thema 
Bildung und Schule sowie der wirtschaftlichen 
Stabilität. Auffällig ist, dass die Werte für Nord-
rhein-Westfalen bei ähnlichen Problemlagen mit 
Ausnahme von Bildung und Schule deutlich nied-
riger liegen als für die Bundesrepublik insgesamt. 
Möglicherweise verbirgt sich dahinter eine klare 

Abbildung 15: 

Die größten Herausforderungen für Nordrhein-Westfalen – nach Wählerschaft (1/2)

Die größten Herausforderungen für NRW sind *
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oder auch nur vage Vorstellung der unterschiedli-
chen Bund-Länder-Kompetenzen. Dies müsste in 
einer Vertiefungsstudie genauer aufgeklärt wer-
den. 

 
Einordnung der Ergebnisse: 

Die erhobenen Problemeinschätzungen stimmen 
in der Tendenz, aufgrund der Fragetechnik aber 
nicht in der Ausprägung mit denen des Standard-
Eurobarometers 93 überein. So nennen die dort 
Befragten vorrangig die folgenden vier Bereiche: 
Umwelt/Klimawandel, wirtschaftliche Lage, Ein-
wanderung, Bildungssystem (Europäische Kom-
mission 2020: T. 16-19). 

Im Politikbarometer hat das Thema Corona seit 
März 2020 alle anderen Probleme verdrängt. Am 
26. März 2021 stand Corona mit großem Abstand 
an erster Stelle (85 %), während das Thema 
Umwelt/Klima/Energiewende von nicht einmal 

einem Fünftel der Befragten genannt wurde. Die 
Wirtschaftslage und das Thema Politikverdruss 
nennen hingegen jeweils nur weniger als zehn 
Prozent. Vor Ausbruch der Pandemie waren die 
Themen am 16. Januar 2020 folgendermaßen be-
setzt: Das Thema Umwelt/Klima/Energiewende 
nannte fast die Hälfte der Befragten, die Themen 
Wirtschaftslage, Politikverdruss und Bildung je-
weils weniger als zehn Prozent (Forschungsgrup-
pe Wahlen 2021a und b). 

Differenzen zur vorliegenden Befragung ergeben 
sich aus der unterschiedlichen Methodik und 
dem Zeitpunkt der Erhebungen. Für Nordrhein-
Westfalen sind jedoch keine besonderen Trends 
erkennbar. Die insgesamt niedriger ausfallenden 
Nennungen für Nordrhein-Westfalen im Vergleich 
zu Deutschland insgesamt können im Rahmen 
der Daten nicht erklärt werden, könnten aber mit 
der oben benannten Kompetenzzuschreibung 
zusammenhängen. 

B

Abbildung 16: 

Die größten Herausforderungen für Nordrhein-Westfalen – nach Wählerschaft (2/2)

Die größten Herausforderungen für NRW sind *
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Die von der Bevölkerung genannten Herausfor-
derungen korrespondieren mit ihrer als existen-
ziell empfundenen Bedeutung. Damit wird die 
Problemorientierung als zentrale Kategorie poli-
tischer Bildung in ihrer Bedeutsamkeit bestätigt. 
Auch ein Politikverständnis, das Politik vor allem 
als Mittel zur nachhaltigen Bearbeitung von Pro-
blemen versteht, zeigt sich hier.

 

5.2  Problemprioritäten 

Neben der offen gestellten Frage nach den größ-
ten Herausforderungen wurden den Befragten 
auch verschiedene Themenbereiche vorgegeben. 
Sie sollten eine Einschätzung abgeben, wie wich-
tig es aus ihrer Sicht ist, dass in diesen Bereichen 
in den nächsten Jahren Verbesserungen erreicht 
werden. 

Jeweils eine große Mehrheit der Befragten (zwi-
schen 76 und 97 %) hält es in allen Bereichen zu-
mindest für „wichtig“, dass in den kommenden 

Jahren Verbesserungen erreicht werden. Unter-
schiede zeigen sich allerdings in der Dringlichkeit, 
mit der die einzelnen Probleme angegangen wer-
den müssen. Als „sehr wichtig“ werden von rund 
drei Viertel der Befragten Verbesserungen insbe-
sondere beim Zustand des Schul- und Bildungs-
systems sowie beim Vorgehen gegen Rassismus, 
Antisemitismus und jede Form von Extremismus 
angesehen. Auch Verbesserungen beim Umwelt- 
und Klimaschutz, bei der Gesundheitsversor-
gung, beim sozialen Zusammenhalt in unserer 
Gesellschaft und bei der Sicherung von Arbeits-
plätzen werden von einer deutlichen Mehrheit als 
sehr wichtig erachtet. Knapp die Hälfte der Be-
fragten findet es sehr wichtig, bei der öffentlichen 
Sicherheit, beim Zusammenhalt Europas und bei 
der Gleichberechtigung der Geschlechter Ver-
besserungen zu erreichen. Weniger als die Hälfte 
der Befragten sehen im Hinblick auf die alternde 
Gesellschaft, die Integration von Zugewanderten 
und Geflüchteten und die Möglichkeit der politi-

B

Abbildung 17: 

Problemprioritäten

Frage:  „Wie wichtig ist es aus Ihrer Sicht, dass in den nächsten Jahren in diesen Bereichen  
Verbesserungen erreicht werden?“
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schen Mitwirkung für Bürgerinnen und Bürger 
sehr wichtiges Verbesserungspotenzial. Bei der 
Debattenkultur halten es die wenigsten, nämlich 
ein Viertel, für sehr wichtig, Verbesserungen zu 
erreichen. 

Frauen messen in nahezu allen Bereichen Verbes-
serungen eine höhere Bedeutung zu als Männer. 
Beispielhaft ist hier der Aspekt „Zustand unseres 
Schul- und Bildungssystems“ zu nennen. Während 

die weiblichen Befragten diesen Aspekt mit 82 % 
als sehr wichtig erachten, so sind es hingegen nur 
72 % bei den männlichen Befragten. In diesen Er-
gebnissen dokumentiert sich – so die Annahme 
– das in der Praxis noch weit verbreitete Rollen-
bild, gemäß dem sich die Frauen bzw. Mütter in-
nerhalb der Familie dem Thema der schulischen 
Situation der Kinder widmen. 

B

94  % 
beim Vorgehen gegen  

Rassismus, Antisemitismus und 
jede Form von Extremismus

97 % 
 beim Zustand des  

Schul- und Bildungs-
systems

94 % 
bei der Sicherung  
von Arbeitsplätzen

Die Befragten sehen vor allem  
in diesen Bereichen wichtigen  
Verbesserungsbedarf: 

Abbildung 18: 

Problemprioritäten – nach Wählerschaft (1/2)

Dass in diesen Bereichen in den nächsten Jahren Verbesserungen erreicht werden, ist sehr wichtig
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Abbildung 19: 

Problemprioritäten – nach Wählerschaft (2/2)

Dass in diesen Bereichen in den nächsten Jahren Verbesserungen erreicht werden, ist sehr wichtig

71

72

54

64

60

66

66

55

44

41

39

36

25

68

64

46

55

27

53

59

37

35

42

18

44

44

66

40

27

56

53

62

74

10

32

48

17

79

16

77

74

65

64

60

59

54

51

48

43

42

38

25

CDU

Wählerschaft der 

Gesamt AfD
beim Zustand unseres Schul-
und Bildungssystems
beim Vorgehen gegen Rassismus,
Antisemitismus und jede Form 
von Extremismus 

beim Umwelt- und Klimaschutz

bei der Gesundheitsversorgung

beim sozialen Zusammenhalt
in unserer Gesellschaft 

bei der Sicherung von 
Arbeitsplätzen

bei der ö�entlichen Sicherheit

beim Zusammenhalt Europas

bei der Gleichberechtigung
der Geschlechter 

beim Thema alternde Gesellschaft

bei der Integration von 
Zuwanderern und Geflüchteten

bei den Möglichkeiten der politi-
schen Mitwirkung für die Bürger

bei der Debattenkultur im Land

FDP

Angaben in Prozent

Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse weisen auf die besondere Rele-
vanz der Themen Schule und Bildung, Extremis-
musprävention und Klimawandel hin. Besonders 
das Ergebnis im Hinblick auf das Vorgehen gegen 
Antisemitismus, Rassismus und Extremismus 
ist beachtenswert. Mehr als neun von zehn Men-
schen sehen es als sehr wichtig oder wichtig an, 
in diesem Bereich Verbesserungen zu erzielen. 
Das zeigt ein deutliches Bewusstsein für die 
Problematik und die Gefahrenlage, die sich für 
unsere Demokratie und Gesellschaft aus diesem 
Phänomenbereich ergibt. So stellt unter anderem 
der Verfassungsschutzbericht eine demokratie-
feindliche Bedrohungslage im Land, insbeson-
dere durch die rechtspopulistische und -extreme 
Szene fest, die unterschiedlich stark, aber fast 
immer antidemokratische, rassistische und anti-

semitische Ausprägungen aufweist. Dabei hat 
sich die rechtsextreme Szene in den letzten Jah-
ren sichtbar verändert. Neben den klassischen 
neonazistischen Strukturen gibt es auch Orga-
nisationen der sogenannten Neuen Rechten, die 
versuchen, z. B. in Internetforen rechtsextreme, 
rassistische, antisemitische und frauenfeindliche 
Ideologien zu verbreiten und mit Verschwörungs-
mythen zu vermischen. Präventions- und Sensi-
bilisierungsmaßnahmen tragen dazu bei, über 
diese Formen des Extremismus aufzuklären und 
demokratische Haltungen und Wachsamkeit zu 
stärken (vgl. LT-Drs. 17/11081). 

Die Abbildungen 18 und 19 weisen zudem auf un-
terschiedliche Schwerpunktsetzungen der Wäh-
lerschaft verschiedener Parteien hin. Ähnliche 
Ergebnisse zeigt der ARD-DeutschlandTREND 
2020 (vgl. ARD-DeutschlandTREND 2020). Der 
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Befund ist dahingehend relevant und wichtig für 
die politische Bildung, dass sich darin eine welt-
anschauliche Spaltung in der Gesellschaft mit 
je unterschiedlichen Wertorientierungen doku-
mentiert. Zu fragen ist, ob und wie politische 
Bildungsangebote solche weltanschaulichen 
Gräben überbrücken helfen und die Gegensätze 
kommunikationsfähig halten können oder sollen. 

Insgesamt hat die politische Bildung somit eine 
nicht immer widerspruchsfrei aufzulösende Dop-

6. Diese Themen interessieren die Menschen in Nordrhein-Westfalen 

 

B

pelaufgabe: Einerseits muss sie einen Beitrag 
zur gesellschaftlichen Integration leisten, indem 
sie auch Menschen mit sich fern stehenden po-
litischen Positionen miteinander ins Gespräch 
bringt. Andererseits darf sie dabei nie den Prä-
ventionsgedanken außer Acht lassen, indem sie 
über solche Positionen aufklärt, die mit der Wer-
teordnung des Grundgesetzes nicht vereinbar 
sind. Die abzubildende Kontroversität hat darin 
ihre nicht zu überschreitende Grenze. 

Nachdem die Befragten Angaben zu Herausfor-
derungen und Problemprioritäten gemacht ha-
ben, wurden sie darüber hinaus offen und ohne 
jedwede Vorgaben gebeten, anzugeben, für wel-
che Themen aus den Bereichen Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft sie sich besonders interessie-
ren. Die Themeninteressen sind dabei sehr breit 
gefächert: An erster Stelle nennen die Befragten 
die Bildungs- und Schulpolitik, gefolgt vom Um-
welt- oder Tierschutz, den Themen Wirtschaft 
und Finanzen sowie Energie, Klima oder Nachhal-
tigkeit. Für weniger als zehn Prozent sind die Ren-
ten- und Sozialpolitik, Asyl- und Einwanderungs-
politik, die Bereiche Gesundheit und Pflege oder 
Corona spannende Themen. 

Feststellbar sind Genderdifferenzen. So interes-
sieren sich Frauen wesentlich stärker als Männer 
für die Bereiche Bildungs- und Schulpolitik, aber 
auch Gesundheit und Pflege, während Männer 
sich stärker für den Bereich Wirtschaft und Fi-
nanzen interessieren. Jüngere sind stärker an 
Energie, Klima und Nachhaltigkeit interessiert, 
Ältere stärker an Renten und Sozialpolitik, Ge-
sundheit und Pflege. Insgesamt steigt mit dem 
Bildungsabschluss auch das Interesse. Lediglich 
das Interesse an Sozial- und Rentenpolitik ist bei 
Menschen, die über einen Hauptschulabschluss 
verfügen, stärker ausgeprägt als bei Menschen 
mit Hochschulreife. 

Neben der offenen Frage wurden den Befragten 
auch verschiedene Themenbereiche vorgegeben 
mit der Bitte, jeweils anzugeben, wie stark sie 
sich dafür interessieren. Mehr als drei Viertel aller 
Befragten äußern Interesse für die Themen Men-
schenrechte (85 %), Umwelt und Klimawandel 
(80 %) sowie Schule, Bildung und Lebenslanges 
Lernen (80 %). Darüber hinaus gaben die Befrag-
ten ihre Einschätzung zu folgenden Themen ab: 
Internationale Politik und Europa (66 %), Wirt-
schaft und Globalisierung (66 %), Funktionswei-
se unserer Demokratie und ihrer Institutionen 
(64 %), Zuwanderung und Integration (63 %), 
Antisemitismus (59 %), Möglichkeiten der poli-
tischen Beteiligung für Bürger (55 %), Zeitge-
schichte (55 %), Extremismus und Populismus 
(54 %), Medien, Medienlandschaft und ihre Ver-
änderungen (52 %), Genderthemen bzw. Gleich-
berechtigung (51 %), Landesgeschichte Nord-
rhein-Westfalen (38 %). 

Klassische Rollenbilder bestimmen 
das Themeninteresse der Befragten: 

Frauen interessieren sich häufiger 
für die Themen Bildung und Schule, 
Männer für den Bereich Wirtschaft 

und Finanzen. 



54 

Demokratiebericht zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-WestfalenB

Abbildung 20: 

Themeninteressen (offen) – nach Geschlecht

Die Befragten interessieren sich besonders für folgende Themen aus den Bereichen  
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft

* offene Abfrage, Mehrfachnennungen möglich; dargestellt sind Nennungen ab 5 Prozent bei Gesamt
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Abbildung 21: 

Themeninteressen (offen) – nach Alter

Die Befragten interessieren sich besonders für folgende Themen aus den Bereichen  
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft

* offene Abfrage, Mehrfachnennungen möglich; dargestellt sind Nennungen ab 5 Prozent bei Gesamt
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Einordnung der Ergebnisse:

Von den thematischen Interessen der Befragten 
lassen sich keine besonderen Spezifika in Nord-
rhein-Westfalen ableiten. Die Themen bewegen 
sich nahe an den in Kapitel 5 benannten Schwer-
punkten. Die dort festgestellte weltanschauliche 
Polarisierung lässt sich auch mit Blick auf die 
Themeninteressen feststellen. Gleiches gilt für 
die oben festgestellten Genderbezüge (vgl. Kapi-
tel 3). Es ist davon auszugehen, dass die vorge-
fundenen Priorisierungen sozialisationsbedingt 
sind und damit für politische Bildung bearbeitbar. 

Politische Bildung hat nicht nur ein Themenfeld. 
Will sie die Menschen erreichen, muss sie deren 
Interessen aufgreifen. Das grundsätzliche Prinzip 
der Ausrichtung politischer Bildung an den Inter-
essen der Schülerinnen und Schüler bzw. der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer findet ihre Bestäti-
gung in der Erhebung.

B

7.  Kennen und nutzen die Menschen im Land politische Bildungsangebote?

 
Die bisherigen Ergebnisse haben einen Einblick in 
die politische und demokratische Lebenswelt der 
nordrhein-westfälischen Bevölkerung gegeben. 
Für die politische Bildung ergeben sich dadurch 
Anknüpfungspunkte, um die Angebote und Maß-
nahmen adressatengerecht weiterentwickeln zu 
können. 

Nun soll sich der Blick aber auch konkret auf die 
Angebote politischer Bildung richten. Welche An-
gebote und Institutionen kennen die Menschen 
im Land? Welche Angebote nutzen sie bereits 
und welche würden sie gegebenenfalls nutzen? 

 
7.1  Kenntnis über Institutionen als  
Informationsquelle

Verschiedene Institutionen in Nordrhein-Westfa-
len bieten den Bürgerinnen und Bürgern Informa-
tionen zu politischen und gesellschaftlichen The-
men an. Fast drei Viertel der Befragten ist das von 
den politischen Parteien bekannt. Einer Mehrheit 
ist außerdem bekannt, dass die Bundeszentrale 
für politische Bildung, Verbände, Bürgerinitiati-
ven und die Landeszentrale für politische Bildung 

Informationen zu politischen und gesellschaft-
lichen Themen anbieten. Etwas weniger als der 
Hälfte der Befragten ist bekannt, dass Bildungs-
werke und andere freie Träger, Stiftungen und 
Vereine eine Informationsquelle für politische 
und gesellschaftliche Themen darstellen. 

Mit Blick auf die unterschiedlichen Altersgruppen 
sind zum Teil deutliche Unterschiede feststellbar. 
So nennen die 14- bis 29-Jährigen im Vergleich 
zu allen Befragten überdurchschnittlich häufig 
(84 %) die politischen Parteien. Auch mit den 
Informationsangeboten der Bundeszentrale für 
politische Bildung (70 %), der Landeszentrale für 
politische Bildung (56 %), der Stiftungen (61 %) 
sowie von Vereinigungen und Vereinen (53 %) 
sind die 14- bis 29-Jährigen im Vergleich zu den 
anderen Altersgruppen vertrauter. Informations-
angebote von Bürgerinitiativen sind insbesonde-
re den 45- bis 59-Jährigen (59 %) und den über 
60-Jährigen (58 %) überdurchschnittlich häufig 
bekannt. „Bildungswerke und andere freie Trä-
ger“ nennen tendenziell häufiger die älteren Be-
fragten. 
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Darüber hinaus trägt der Faktor Bildung zu einer 
stärkeren Ausprägung des Bekanntheitsgrads 
bei. Befragten mit weiterführender Schulbildung 
ist bei allen abgefragten Institutionen häufiger 
bekannt, dass diese Informationen zu politischen 
und gesellschaftlichen Themen anbieten als Be-
fragten mit formal niedrigerer Bildung. Sind die 
Befragten darüber hinaus in Nordrhein-Westfa-
len zur Schule gegangen, kennen sie häufiger die 
Informationsangebote der Bundeszentrale für 
politische Bildung sowie der nordrhein-westfäli-
schen Landeszentrale für politische Bildung als 
die Befragten, die nicht in Nordrhein-Westfalen 
zur Schule gegangen sind. 

 
Einordnung der Ergebnisse: 

Die Ergebnisse zur Bekanntheit von Institutionen, 
die politische Informationen bereitstellen, deuten 
auf einen Schuleffekt hin. Insbesondere Befragte, 
die höhere Bildungsabschlüsse aufweisen und der 
ersten Alterskohorte angehören, geben mit deut-
lich höheren Werten an, Bundes- und Landeszen-

trale für politische Bildung und zudem auch noch 
Stiftungen als Informationsquelle zu kennen. Es 
kann daher vermutet werden, dass entsprechen-
de Informations- und Unterrichtsmaterialien im 
Rahmen schulischer politischer Bildung genutzt 
werden. Dies gilt insbesondere für Bildungsan-
gebote der Landeszentrale für politische Bildung, 
die den Befragten, die in Nordrhein-Westfalen zur 
Schule gegangen sind, deutlich bekannter ist als 
solchen, die außerhalb von Nordrhein-Westfalen 
die Schule besucht haben.

B

Abbildung 22: 

Bekanntheit von Institutionen als Informationsquelle – nach Bildung

Es war bekannt, dass die Institution Informationen zu politischen und gesellschaftlichen 
Themen anbietet
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Auffälligkeiten zeigen sich im Hinblick auf die 
Schulabschlüsse der Befragten: Im Vergleich zu 
denen mit Hauptschulabschluss ist den Befrag-
ten mit Abitur/Hochschulstudium doppelt so oft 
bekannt, dass die Bundeszentrale für politische 
Bildung politische und gesellschaftliche Informa-
tionen anbietet. Diese Tendenz gilt grundsätzlich, 
wenn auch nicht so stark für alle anderen Insti-
tutionen. Bezüglich des angenommenen schu-
lischen Effekts muss daher differenziert werden 
zwischen Schulformen, die zum Abitur führen, 
und solchen, die mit anderen Abschlüssen enden. 
Der beschriebene Bildungseffekt lässt einen Zu-
sammenhang mit der Schulbesuchsdauer (ohne 
Berufsschule/Berufskolleg) vermuten. Aber auch 
die möglicherweise auf gymnasiales Niveau hin 
konzipierten Informations- und Unterrichtsmate-
rialien sowie der hohe Anteil fachfremd erteilten 
Politikunterrichts28 können zu dem Effekt beitra-
gen. In der Politikdidaktik gehören Hinweise dar-
auf zu den gängigen Ergebnissen von einschlägi-
gen Veröffentlichungen (vgl. u. a. Achour/Wag ner 
2019; Besand 2014; Goll 2019).

Bildungs- und Informationsangebote von Ins-
titutionen politischer Bildung können nur ge-
nutzt werden, wenn sie bekannt sind. Je früher 
und nachhaltiger das geschieht, desto höher die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie sich nachhaltig im 
Gedächtnis der Bürgerinnen und Bürger veran-
kern. Umfang und Qualität des schulischen Poli-
tikunterrichts kommt daher große Bedeutung zu. 
Wenn dieser kaum stattfindet oder die Lehrkräfte 
für ihn nur unzureichend qualifiziert sind, ist nicht 
zu erwarten, dass Schülerinnen und Schüler über 
den Unterricht Informationen zu Quellen hoch-
wertiger politischer Informationen erhalten. Die 
Stärkung der politischen Bildung in Nordrhein-
Westfalen muss daher auch in der Schule anset-
zen. 

7.2  Nutzung von Angeboten der politi-
schen Bildung

Politische Bildung verfügt über eine Bandbreite 
geeigneter Formate, die das Verständnis für poli-
tische Sachverhalte fördern und das demokrati-
sche Bewusstsein festigen sollen. Die Befragten 
sollten daher angeben, welche Möglichkeiten sie 
nutzen, um sich über politische und gesellschaft-
liche Themen zu informieren. Die Formulierung 
wurde bewusst gewählt, um ein breites Verständ-
nis der Befragten zu erreichen. Es muss aber 
darauf hingewiesen werden, dass Angebote poli-
tischer Bildung nicht ausschließlich der Informa-
tionsgewinnung, sondern vor allem der Entwick-
lung der Urteils- und Handlungsfähigkeit dienen. 
Vor diesem Hintergrund kann auf Grundlage der 
Fragestellung nur bedingt auf die Nutzung von 
Angeboten der politischen Bildung geschlossen 
werden. Gleichwohl liefern die Ergebnisse erste 
Erkenntnisse über die Inanspruchnahme solcher 
Angebote durch verschiedene Zielgruppen.

Über die Hälfte der Befragten hat bereits TV-For-
mate genutzt, eine Gedenkstätte oder ein zeit-
geschichtliches Museum besucht und Filme zu 
aktuellen Themen konsumiert. Weniger als die 
Hälfte der Befragten hat für Informationen über 
politische und gesellschaftliche Themen bereits 
soziale Medien wie Facebook, Instagram, You-
Tube oder Twitter genutzt, rund jeder Dritte hat 
an Vorträgen oder Diskussionsveranstaltungen 
teilgenommen oder Bücher bzw. E-Books zu ak-
tuellen Themen gelesen. Weitaus seltener nennen 
die Befragten Podcasts, Wochenend- oder Tages-
seminare bzw. Lesungen, Workshops, politische 
Theateraufführungen29 oder interaktive Angebo-
te wie Quiz, Escape Games oder Planspiele. Dar-
über hinaus können sich einige Befragte vorstel-
len, die abgefragten Angebote einmal zu nutzen.

B

28 Vgl. Anteil des Unterrichts im Fach Politik, Sek. I, ohne Lehrbefähigung, Schuljahr 2018/19: Hauptschule 91,4 %, Realschule 62,4 %, 
Sekundarschule 81,0 %, Gesamtschule 57,2 %, Gymnasium 25,6 %; MSB 2019, S. 132 ff.; Anteil des Unterrichts im Fach Politik, Sek. 
I, ohne Lehrbefähigung, Schuljahr 2019/20: Hauptschule 79,3 %, Realschule 61,5 %, Sekundarschule 80,2 %, Gesamtschule 57,1 %, 
Gymnasium 25,0 %; MSB 2020, S. 132 ff.

29 Um ein breites Verständnis bei den Befragten zu erreichen, wurde in der Befragung auf den Begriff der politischen Theaterauf-
führungen zurückgegriffen. Die Landeszentrale für politische Bildung weist in ihren Fördergrundsätzen und speziellen Bildungs-
programmen im Bereich politische Bildung und Theater allerdings auf den Unterschied von politischem Theater sowie Theater und 
politischer Bildung hin. Die Fördergrundsätze sind auf der Homepage der Landeszentrale zu finden. 
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Formate mit wenig Aufwand überwiegen (TV, Fil-
me), solche mit höherem Selbstverpflichtungs-
charakter (Tagesseminare, Workshops) werden 
deutlich weniger nachgefragt. 

Zudem zeigt sich ein Alterseffekt. Digitale und 
interaktive Angebote werden deutlich mehr von 
jüngeren als von älteren Menschen genutzt. So 
haben die 14- bis 29-Jährigen schon überdurch-
schnittlich häufig soziale Medien und Podcasts 
als Informationskanal genutzt. Auch Workshops 
und interaktive Angebote (Quiz, Escape Game, 
Planspiel) spielen am häufigsten bei den 14- bis 
29-Jährigen eine Rolle. Die über 60-Jährigen be-
suchen häufiger als die anderen Altersgruppen 
politische Theateraufführungen sowie Woche-
nend-/Tagesseminare. Hingegen haben die über 
60-Jährigen etwas seltener als die anderen Al-
tersgruppen und der Durchschnitt bereits eine 
Gedenkstätte oder ein zeitgeschichtliches Mu-
seum besucht.

Einordnung der Ergebnisse: 

Die Frage nach der Nutzung unterschiedlicher 
Formate für Informationen zu politischen und ge-
sellschaftlichen Themen zeigt, dass Menschen 
mit höheren Bildungsabschlüssen (mindestens 
Abitur) die Möglichkeiten deutlich mehr nutzen 
als solche mit niedrigeren Bildungsabschlüssen 
(Hauptschulabschluss).30 Beachtenswert ist der 
hohe Anteil von 60 % über alle Altersgruppen 
hinweg (allerdings mit ungleicher Bildungsaspi-
ration), der angibt, Gedenkstätten oder zeitge-
schichtliche Museen besucht zu haben. 

Die Ergebnisse zeigen zudem eine höhere Nut-
zung von weniger aufwendigen Formaten wie 
Fernsehen und Filme und eine geringere Nutzung 
von Formaten mit hohem Selbstverpflichtungs-
charakter (Tagesseminare, Workshops). Diese 
Ergebnisse sind vor dem Hintergrund der Frage-
stellung zu erklären. Bei der Frage nach Möglich-
keiten, sich über politische und gesellschaftliche 
Themen zu informieren, ist es wenig überra-
schend, dass Formate wie Fernsehen, Filme und 
soziale Medien einen höheren Stellenwert erhal-
ten. Vor diesem Hintergrund sind die Ergebnisse 
für „Vorträge und Diskussionsveranstaltungen“ 
sowie „Bücher und E-Books zu aktuellen The-
men“, die mehr als ein Drittel der Befragten nen-
nen, bemerkenswert.

Politische Bildung muss sich verstärkt Gedanken 
machen, wie schulische und außerschulische Bil-
dungsangebote so aufeinander bezogen werden 
können, dass schulisches Lernen nachhaltig po-
sitiv auf außerschulisches ausstrahlt bzw. außer-
schulische Angebote schon früh im schulischen 
Kontext präsent sind und schon dort Interesse 
entwickeln und nachhaltig binden können. 

30 Zum Beispiel: Gedenkstätten 76 % zu 47 %, Bücher 48 % zu 30 %, Lesungen und Workshops 24 % zu 9 %. 

B

Die Auseinandersetzung mit der 
 jüngeren und Zeitgeschichte hat einen 

hohen Stellenwert für die nordrhein-
westfälische Bevölkerung: 

Rund drei Viertel der Befragten haben 
schon einmal eine Gedenkstätte oder 

ein zeitgeschichtliches Museum besucht 
oder können sich einen Besuch  

vorstellen. 

Der Faktor höhere Bildung trägt zu einer stärke-
ren Ausprägung der Nutzung von Informations-
angeboten bei. Fast alle Informationsangebote 
(Ausnahmen sind Bücher bzw. E-Books zu aktu-
ellen Themen und Teilnahme an Wochenend-/Ta-
gesseminaren) wurden von Befragten mit Abitur 
bzw. Studium schon häufiger einmal als von Be-
fragten mit mittlerem oder Hauptschulabschluss 
genutzt. 
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Abbildung 23: 

Nutzung von Informationsangeboten – nach Alter

Möglichkeiten zur Information über politische und gesellschaftliche Themen
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Abbildung 24: 

Nutzung von politischen Bildungsangeboten – nach Bildung

B

Möglichkeiten zur Information über politische und gesellschaftliche Themen
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7.3  Nutzung der Angebote der Landes-
zentrale für politische Bildung Nord-
rhein-Westfalen 

Bezogen auf alle Bürgerinnen und Bürger haben 
bislang 20 % der Befragten Angebote der Lan-
deszentrale für politische Bildung in Anspruch 
genommen. Auch hier sind die bekannten Effekte 
festzustellen: Jüngere nutzen die Angebote häufi-
ger als Ältere, formal höher Gebildete stärker als 
formal weniger Gebildete. Entlang der politischen 
Selbsteinschätzung zeigt sich zudem ein Gefälle. 
Die Personen, die sich eher links verorten, haben 
die Angebote schon häufiger genutzt als diejeni-
gen, die sich mittig oder rechts verorten (Links: 
46 %, Mitte: 37 %, Rechts: 32 %).

Mehrheitlich genutzt haben die Befragten Infor-
mationsmaterial, aber auch politische Literatur 
und Materialien für Schulunterricht und Studium. 
Besonders bei Letzterem ist der Zusammenhang 
mit der Schulform ersichtlich: Während 18 % der 
Befragten mit Abitur/Hochschulabschluss schon 
einmal Material für Schule bzw. Studium genutzt 
haben, waren es bei den Befragten mit mittle-
rer Reife 4 % und bei denen mit Hauptschulab-
schluss 0 %. Dass das Material nicht unmittelbar 
für Schülerinnen und Schüler konzipiert ist, kann 
daran abgelesen werden, dass diese Subgruppe 
mit 28 % überdurchschnittlich häufig (über alle 
Befragten hinweg: 10 %) die Einschätzung abgab, 
die Informationen seien zu kompliziert. Insge-
samt ist die Zahl der Rückmeldungen bezüglich 
der Teilgruppen jedoch so niedrig, dass solche 
Aussagen statistisch nur bedingt auszuwerten 
sind.

Besuche im Landtag machten 3 % der Nutzung 
aus und die Teilnahme an Seminaren und Vorträ-
gen 2 %. Ein Alterseffekt lässt sich dahingehend 
feststellen, dass Informations- und Unterrichts-
material stärker von jungen Menschen, politische 
Literatur dagegen stärker von älteren Menschen 

genutzt wird. Der Landtagsbesuch wird von Men-
schen über 45 Jahren berichtet, nicht dagegen 
von Schülerinnen und Schülern bzw. Studieren-
den. Insgesamt fragen Männer etwas stärker poli-
tisches Informationsmaterial und politische Lite-
ratur nach, wohingegen bei Frauen eine größere 
Resonanz bei Unterrichts- und Studienmaterial 
zu sehen ist. Letzteres lässt sich durch einen hö-
heren Frauenanteil unter Lehrkräften erklären. 

Allgemein kann ein hohes Maß an Zufriedenheit 
mit dem Informationsangebot der Landeszent-
rale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen 
festgestellt werden. Nur 2 % der Befragten äußer-
ten die Einschätzung, dass ihre Erwartungen vom 
Material gar nicht erfüllt worden seien, 47 % sa-
hen diese vollständig und 48 % immerhin teilwei-
se erfüllt. Liegt letztere Einschätzung vor, dann 
äußern 45 % der Befragten, dass die Informatio-
nen nicht ausreichend gewesen seien, während 
10 % das Material für zu kompliziert hielten. 42 % 
machten hingegen keine Angaben. Es ist erneut 
darauf zu verweisen, dass die Zahl der Rückmel-
dungen bezüglich der Teilgruppen so niedrig ist, 
dass sie nur bedingt aussagekräftig sind. Somit 
können die Ergebnisse hinsichtlich der Nutzung 
der Angebote der Landeszentrale für politische 
Bildung lediglich als Tendenz verstanden werden. 

Die Angebote der  
Landeszentrale für politische 
Bildung werden häufiger von 
Jüngeren und von Menschen 
mit formal höherer Bildung 

nachgefragt. 
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C.   Handlungsmöglichkeiten zur Weiterentwicklung der 
politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen  

C

Die Ergebnisse des ersten Demokratieberichts 
zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-
Westfalen zeigen: Es gibt viel zu tun für politisch 
Bildende im Land. Bereits einleitend wurde dar-
gelegt, dass dieser Bericht allein einen Überblick 
zur Lage der politischen Bildung geben kann und 
lediglich Anhaltspunkte zur Vertiefung und Wei-
terentwicklung politischer Bildungsangebote 
bietet. Bedrohungslagen für die Demokratie, z. B. 
aktuell ausgehend vom zunehmenden Rechts-
extremismus (vgl. Verfassungsschutzbericht des 
BMI 2021) und Antisemitismus (vgl. Antisemitis-
musbeauftragte des Landes Nordrhein-Westfa-
len 2020), reißen die Ergebnisse der Studie auf-
grund des Fokus des vorliegenden Berichts nur 
an. Gleichwohl blenden die folgenden Handlungs-
möglichkeiten derartige Angriffe auf die Demo-
kratie selbstverständlich nicht gänzlich aus.

Die vorliegenden Handlungsmöglichkeiten sind 
allgemein gehaltene Vorschläge, die sich an die 
gesamte Landschaft der politischen Bildung in 
Nordrhein-Westfalen und an die staatlich verant-
worteten Bildungsangebote richten. Zu betonen 
ist, dass für viele der genannten Handlungsfelder 
in Nordrhein-Westfalen bereits die grundlegen-
de Basis vorhanden ist. Es geht somit vor allem 
um die Stärkung, die Weiterentwicklung und den 
Ausbau der genannten Handlungsfelder. So be-
stehen beispielsweise – insbesondere getragen 
durch die Landschaft der vielfältigen politischen 
Bildung – politische Bildungsangebote, die auf 
die Förderung einer demokratischen Haltung ab-
zielen. 

Die im Bericht aufgezeigte Diskrepanz zwischen 
der Zustimmung zur Demokratie als Staatsform 
und der Zustimmung zur Demokratie als Lebens-
form muss hier beispielsweise als Anhaltspunkt 
herangezogen werden, um die Strukturen der Bil-
dungsangebote, die Demokratie als Staats- und 
Lebensform zusammenzubringen, zu festigen 
und auszuweiten. So weist auch der Abschluss-
bericht der Enquete-Kommission „Subsidiarität 
und Partizipation. Zur Stärkung der (parlamen-
tarischen) Demokratie im föderalen System aus 
nordrhein-westfälischer Perspektive“ mit seinen 

25 Empfehlungen für die politische Bildung im 
frühkindlichen, schulischen und außerschulischen 
Bereich sowie für die Landeszentrale für politische 
Bildung auf die große Bedeutung der Stärkung und 
Ausweitung der Angebote politischer Bildung hin 
(vgl. LT-Drs. 17/13750 2021: 47 ff.).

Die folgenden Handlungsmöglichkeiten stellen 
den Auftakt eines Prozesses der Überprüfung 
und Weiterentwicklung dar: Worauf sollte poli-
tische Bildung in Nordrhein-Westfalen setzen? 
Wo besteht Verbesserungsbedarf? Und welche 
Handlungsfelder bedürfen einer tiefergehenden 
empirischen Befassung? Die Handlungsmöglich-
keiten sollen eine Art Orientierungskompass sein, 
in welche Richtung und mit welcher Attitüde sich 
politische Bildungsangebote weiterentwickeln 
müssen.

Handlungsfeld 1: Entwicklung von neuen auf-
suchenden Formaten und Konzepten der 
politischen Bildung, die eine demokratische 
Grundhaltung fördern. 

Die Ergebnisse der repräsentativen Umfrage zei-
gen, dass Demokratie als Staatsform fest in den 
Köpfen der Menschen verankert ist, wohingegen 
die Demokratie seltener als Lebensform begriffen 
wird. Dabei ist eine demokratische Grundhaltung, 
die sich vor allem durch gegenseitigen Respekt, 
gelebte Toleranz, Beteiligung und Wertschätzung 
friedlicher Konfliktlösungen auszeichnet, in einer 
demokratischen Gesellschaft unerlässlich. De-
mokratie sind Staatsform und Haltung zugleich. 
Besonders in Zeiten gesellschaftlicher Polarisie-
rung sind eine klare demokratische Grundhal-
tung und die Bereitschaft zum Perspektivwech-
sel und zur Empathie gefordert. Das berühmte 
Böckenförde-Diktum: „Der freiheitlich-säkula-
risierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er 
selbst nicht garantieren kann“, verdeutlicht die 
besondere Rolle einer demokratischen Haltung: 
Bürgerinnen und Bürger sind aufgerufen, die 
verfassungsrechtlichen Garantien auf lebendige 
Weise zu erhalten und Demokratie auch im Alltag 
zu leben. Dabei verlangt das Grundgesetz nicht, 
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dass die Bürgerinnen und Bürger dessen Werte 
auch teilen und befürworten. Es verlangt allein 
die faktische Anerkennung des Geltungsvorrangs 
verfassungsrechtlicher Vorgaben. Aber nur, wenn 
Bürgerinnen und Bürger auch eine Affinität zu 
Verfassungswerten entwickeln und somit eine 
demokratische Grundhaltung ausbilden, kann 
Demokratie langfristig als Staatsform bestehen.

Neue Formate und Konzepte der politischen Bil-
dung müssen diesen Aspekt der demokratischen 
Haltung in den Fokus nehmen und die lebens-
weltliche Demokratiebildung stärken. Die Leitli-
nie dabei muss sein, dass erst das Erleben von 
Demokratie sie auch als Lebensform begreifbar 
macht. Politische Bildung sollte Demokratie als 
Erlebnis in entsprechende Angebote übersetzen. 

So hat beispielsweise die Verknüpfung von 
kultureller und politischer Bildung das große 
Potenzial, Demokratie in kreativer und künst-
lerischer Form erlebbar zu machen. Besonders 
die Verknüpfung von Theater und politischer Bil-
dung bietet die Möglichkeit, Auseinandersetzun-
gen mit politischen Fragestellungen anzuregen 
und alternative sowie niederschwellige Zugänge 
zu gesellschaftspolitischen Debatten zu ermög-
lichen. Die Landeszentrale für politische Bildung 
setzt bereits im Bereich Theater, Popkultur und 
Kabarett erfolgreiche Kooperationen um. Diese 
gilt es zu festigen und weiterzuentwickeln. Eine 
wichtige Prämisse dabei ist, dass kunstvolle und 
kulturelle Formate von politischer Bildung – sei 
es in Theater-, Musik-, Kabarett- oder Filmforma-
ten – Moderation und Begleitung erfahren müssen 
und keineswegs im luftleeren Raum stehen dürfen.

Auch kollaborative Formen des Lernens können 
dazu beitragen, Demokratie erlebbar zu machen 
und demokratische Grundwerte wie gegenseiti-
gen Respekt, Unterstützung und Beteiligung zu 
vermitteln. Indem zum Beispiel Lernende mitbe-
stimmen, welche Themen, welche Formate, wel-
che Referentinnen und Referenten bei politischen 
Bildungsangeboten eine Rolle spielen, können 
das Selbstwirksamkeitsgefühl und demokrati-
sche Haltung im Sinne der Mitsprache und Betei-
ligung gestärkt werden. Angebote der politischen 
Bildung, in der die politisch Bildenden – zurück-
haltend in der Rolle als Dialog- und Prozessbe-
gleitung – die Gestaltung und Fokussierung der 
Angebote an den Interessen der Teilnehmenden 
ausrichten und somit Raum für induktive Ideen-
entwicklung bieten, müssen mehr gewagt werden. 

C

Grundsätzlich, aber auch insbesondere ange-
sichts der bevorstehenden Landtagswahl 2022 
muss der Anspruch politischer Bildung sein, 
auch oder gerade die Menschen zu erreichen, die 
keine Zeit oder weniger Interesse an der Wahr-
nehmung politischer Bildungsangebote haben. 
Aufsuchende politische Bildung, die zu den 
Menschen hingeht, statt sie kommen zu lassen, 
der Gang in die Quartiere, die Verortung des Poli-
tischen im Alltäglichen der Menschen – all dies 
muss im Rahmen politischer Bildungsangebote 
an Bedeutung gewinnen. So wäre beispielsweise 
im Rahmen der Landtagswahl 2022 der Einsatz 
von Wahlteams für einen überparteilichen Wahl-
aufruf in Niedrigwahlbereichen vorstellbar, um 
Unschlüssige und Nichtwählende zu aktivieren, 
ihr Wahlrecht zu nutzen. 

Insgesamt bedarf es neuer Ideen, wie aufsuchen-
de, mobile Angebote der politischen Bildung 
auch nachhaltig wirken können. Die Identifikation 
von starken Partnerinnen und Partnern vor Ort, 
die als „Brückenmenschen“ den Gesprächs-
faden zu weniger politisch Interessierten halten, 
muss dabei eine wesentliche Rolle spielen. 

Erfolgreiche Kooperationen betreibt die Landes-
zentrale für politische Bildung in diesem Zusam-
menhang mit den „Demokratiewerkstätten im 
Quartier“. Seit 2017 arbeitet sie mit starken Part-
nerinnen und Partnern der politischen Bildung in 
besonderen Quartieren in Nordrhein-Westfalen 
zusammen, die als Brücke zu den Menschen in 
diesen Quartieren fungieren. Die dortigen Be-
wohnerinnen und Bewohner sind (auf verschie-
dene Weise) mit sozialer Benachteiligung oder 
anderen gesellschaftlichen Herausforderungen 
konfrontiert. Ziel der Demokratiewerkstätten im 
Quartier ist es, Menschen in der Nachbarschaft 
bei der Artikulation und Umsetzung ihrer eige-
nen Interessen zu unterstützen. Auf diese Weise 
unterstützen die Werkstätten die Menschen vor 
Ort dabei, selbst etwas zu bewirken. Dieses Vor-
gehen wird weitgehend von den Ergebnissen der 
vorliegenden Studie getragen: So zeigt sich, dass 
politische Partizipation auch vom Selbstwirk-
samkeitsgefühl abhängt. Wird darauf vertraut, 
dass das eigene Handeln etwas verändern kann, 
fördert dies politische Beteiligung. Nicht zuletzt 
aus diesem Grund sollen die bisher acht Demo-
kratiewerkstätten thematisch und geografisch 
erweitert werden und mit einer Ausweitung auf 
das Rheinische Braunkohlerevier und Ostwest-
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falen das Thema des ländlichen Strukturwandels 
aufgegriffen werden. 

Das Potenzial für aufsuchende und persönlich ge-
fasste Formate der politischen Bildung kann auch 
aus den Ergebnissen der Befragung abgeleitet 
werden: Mehr als jeder zweite Mensch engagiert 
sich in Nordrhein-Westfalen ehrenamtlich: im 
Sportverein, in der Kirche, in einer Gewerkschaft 
etc. (siehe auch Kapitel 3.3 des vorliegenden Be-
richts). Insbesondere im Sportbereich werden 
viele – und vor allem junge – Menschen erreicht. 
Der Sportverein kann somit eine wichtige So-
zialisationsinstanz und Bildungsort sein. Für die 
außerschulische politische Bildung ergibt sich 
dadurch ein wichtiger Allianzpartner, der ein Tür-
öffner bei der Verbreitung politischer Bildungsan-
gebote für neue Zielgruppen sein kann.

Handlungsfeld 2: Entwicklung von Handlungs-
strategien der politischen Bildung zur Stär-
kung von Bürgerinnen und Bürgern im Umgang 
mit populistischem, extremistischem, rassisti-
schem und antisemitischem Gedankengut. 

Die Bürgerinnen und Bürger Nordrhein-Westfa-
lens sind überwiegend politisch interessiert und 
schätzen die demokratischen Mitwirkungsmög-
lichkeiten – so die Ergebnisse der vorliegenden 
repräsentativen Befragung. Dennoch bestehen 
demokratiefeindliche Bedrohungslagen, insbe-
sondere durch die rechtspopulistische und -ext-
reme Szene, mit unterschiedlich starken, jedoch 
fast immer ineinanderfließenden antidemokra-
tischen, rassistischen und antisemitischen Aus-
prägungen (vgl. Verfassungsschutzbericht NRW). 

Mehr als neun von zehn Menschen, so das deut-
liche Ergebnis der Umfrage des vorliegenden Be-
richts, sehen es als sehr wichtig oder wichtig an, 
im Vorgehen gegen Antisemitismus, Rassismus 
und Extremismus Verbesserungen zu erreichen. 
Daraus wird ein Bewusstsein für die Problematik 
und Gefahrenlage, die sich für unsere Demokra-
tie und Gesellschaft aus diesen Phänomenberei-
chen ergeben, deutlich. Mehr noch: Diese eindeu-
tige Problem-Priorisierung seitens der Befragten 
muss als klarer Auftrag an die Landesregierung 
verstanden werden.

Durch die im Zuge der aktuellen Corona-Pande-
mie entstandene sogenannte Querdenker-Be-
wegung fanden Verschwörungsmythen, auch 

hier in der Regel verbunden mit antisemitischen, 
rassistischen und demokratiefeindlichen Positio-
nen, verstärkt Eingang in den öffentlichen Raum 
(vgl. Virchow, Häusler 2020: 25 ff.). An dieser Be-
wegung zeigt sich, dass insbesondere rechtsext-
reme und -populistische Akteure versuchen, vor 
allem jenen Teil der Bevölkerung zu erreichen, der 
ein hohes Maß an Unzufriedenheit mit den allge-
meinen Lebensumständen und der Demokratie 
in Deutschland aufweist. 

Dieser Personenkreis bringt etablierten Medien 
und gängigen Formaten der politischen Bildung 
wenig Vertrauen entgegen. Es ist daher Aufgabe 
der politischen Bildung, Menschen zu befähigen, 
die Widersprüche der modernen Gesellschaft 
auszuhalten und sich nicht in eine Welt einfa-
cher Erklärungen zu flüchten. Demzufolge ist 
eine Stärkung und Ausweitung von Strategien 
der staatlichen und zivilgesellschaftlichen Prä-
vention notwendig. Dies kann auch über eine ver-
stärkte Zusammenarbeit mit den Gedenkstätten, 
den Einrichtungen der politischen Bildung sowie 
den Soziokulturellen Zentren, die in den Regionen 
verankert sind, gelingen. 

Darüber hinaus braucht es angesichts anhaltend 
hoher Zahlen von rechtsextremen Straftaten und 
der verbreiteten Betroffenheit eine Aufwertung 
der bestehenden Strukturen der Beratung, ins-
besondere der Opfer- und Ausstiegsberatung. 

Handlungsfeld 3: Demokratische Schul- und 
Unterrichtsentwicklung als Querschnittsauf-
gabe. 

Schulen sind Orte, an denen Demokratie erlernt 
und gelebt werden kann. Sie sind der Ort, der alle 
jungen Menschen im Land, auch mit politischer 
Bildung, erreichen kann. Die Ergebnisse der vor-
liegenden repräsentativen Umfrage zeigen jedoch 
ein deutliches Gefälle zwischen den verschiede-
nen Schulformen. So wird deutlich: Je höher der 
formale Bildungsabschluss, desto positiver sind 
in der Regel die Ergebnisse. Beispielsweise zei-
gen Befragte, die über einen formal niedrigeren 
Bildungsabschluss verfügen, im Vergleich zu den 
Befragten mit einem formal höheren Bildungs-
abschluss, deutlich weniger Interesse an Politik, 
haben ein weniger ausdifferenziertes Demokra-
tieverständnis und nutzen seltener die vielfälti-
gen Angebote der politischen Bildung außerhalb 

C
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der Schule. Die schulische politische Bildung ist 
gerade in solchen Schulformen gefragt, wo politi-
sches Interesse und „political literacy“ nicht aus 
der sozialen Umgebung erwächst. Dies gilt auch 
für den Bereich der politischen Bildung im beruf-
lichen Schulwesen.

Um politische Bildung an allen Schulformen zu 
stärken, muss sie als Querschnittsaufgabe ver-
standen werden. Politische Bildung an Schulen 
ist dann erfolgreich, wenn sie im gesamten Fä-
cherspektrum an allen Schularten und in der 
Schulkultur angemessene Beachtung findet und 
als Aufgabe von allen Beteiligten in Schule und 
Unterricht verstanden wird. Über Schul-, Kinder- 
und Jugendparlamente, die Schülerzeitung, Pro-
jekttage zur Demokratie, Wettbewerbe etc. haben 
die Schulen die Möglichkeit, politische Bildung 
und Demokratiebildung in den Schulalltag einzu-
binden und das Demokratieerleben zu vermitteln. 
Maßnahmen der Demokratiebildung müssen da-
her noch stärker im gesamten Schulbetrieb ver-
ankert und als Querschnittskompetenz vermittelt 
werden. Das Ministerium für Schule und Bildung 
hat in diesem Zusammenhang seit 2019/2020 
damit begonnen, „politische Bildung und Demo-
kratieerziehung“ sowie die „Menschenrechtsbil-
dung“ explizit als verbindlich zu erfüllende Quer-
schnittsaufgaben aller Fächer in den Kernlehrplä-
nen auszuweisen.

Darüber hinaus plant die Landeszentrale für 
politische Bildung aktuell in enger Abstimmung 
mit dem Ministerium für Schule und Bildung die 
Ausweitung des Bildungsprogramms ,Demokra-
tie für mich‘: Grundrechte in Deutschland – Ein 
erfahrungsorientiertes Konzept zum Demokra-
tie-Lernen für zugewanderte junge Erwachsene“ 
auf weitere Klassenformen. Auch Einsatzgebiete 
außerhalb des Schulkontextes werden aktuell 
geprüft. Das innovative Programm zur Demo-
kratie- und Wertebildung wurde und wird bisher 
nur in Internationalen Förderklassen an Berufs-
kollegs in Nordrhein-Westfalen durchgeführt und 
ermöglicht zugewanderten jungen Menschen, 
eigene Prägungen und Lebenswirklichkeiten als 
Ausgangspunkt zum Erfahren und Erlernen der 
Demokratie in Deutschland zu nehmen. Die jun-
gen Menschen werden bei der Identitätsbildung 
in der Fremde unterstützt und mit den demokra-
tischen Grundwerten in Deutschland vertraut ge-
macht. Da sich das Programm in den Internatio-
nalen Förderklassen als sehr erfolgreich erwiesen 

hat und von den beteiligten Berufskollegs begeis-
tert aufgegriffen wird, strebt die Landeszentrale 
für politische Bildung in Abstimmung mit dem 
Ministerium für Schule und Bildung eine Auswei-
tung auf weitere Klassenformen an. 

Außerdem liefert der Abschlussbericht der En-
quete-Kommission „Subsidiarität und Partizi-
pation. Zur Stärkung der (parlamentarischen) 
Demokratie im föderalen System aus nordrhein-
westfälischer Perspektive“ konkrete Handlungs-
empfehlungen für den schulischen Bereich. Dort 
wird beispielsweise auf eine stärkere Vernetzung 
zwischen Trägern der schulischen und außer-
schulischen politischen Bildung sowie die Ent-
wicklung von Handreichungen zur Demokratie-
bildung für alle beteiligten Berufs- und Personen-
gruppen verwiesen.

Handlungsfeld 4: Politische Bildung ist Bil-
dung mit neuen Medien und über neue Medien. 

Angesichts der Bedeutung, die Internet und so-
ziale Medien nicht nur, aber besonders für junge 
Menschen haben, muss politische Bildung die 
Bürgerinnen und Bürger auch dort aufsuchen 
und im Sinne einer aufsuchenden politischen 
Bildung mit ihnen intensiv in Kontakt treten. Es 
gilt also nicht nur neue digitale Formate bereitzu-
stellen, sondern auch neue Formen der Kommu-
nikation, z. B. über soziale Medien, aufzunehmen. 
Dabei muss politische Bildung wagen, neue Wege 
zu gehen, und darf sich aktuellen Trends nicht 
verschließen – oder gar vor ihnen zurückschre-
cken: Denn viele Analysen und Interpretationen 
der neuen Möglichkeiten des Digitalen fokus-
sieren die problematischen Seiten der digitalen 
Welt. Denen stehen aber manifeste Vorteile von 
Digitalisierung und Vernetzung gerade für den 
Bildungsbereich gegenüber. 

Politische Bildung hat den verantwortungsvollen 
Auftrag, zu einer digitalen (Medien-)Mündigkeit 
der Bürgerinnen und Bürger bzw. einer digita-
len Demokratiekompetenz beizutragen. Dabei 
sind – in auf die politische Bildung fokussierter 
Anknüpfung an den etablierten „Medienkompe-
tenzrahmen NRW“ – vor allem vier Bereiche von 
besonderer Bedeutung. 

• Erstens der Bereich „Informieren und Recher-
chieren“: Denn eine demokratische Meinungs- 
und Entscheidungsbildung sollte auf zuverläs-

C
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sigen Informationen basieren. Dazu bedarf es 
Fähigkeiten, um zum Beispiel Fake News und 
Verschwörungsmythen erkennen zu können. 

• Da Demokratie vom Austausch von Meinungen 
sowie von Beteiligung lebt, werden, als Zweites, 
digitale Kompetenzen aus dem Bereich „Kom-
munizieren und Kooperieren“ benötigt. Hier-
unter fällt etwa Wissen zum richtigen Umgang 
mit Hate Speech oder über die Organisation 
von digitalen Beteiligungsformaten. 

• Damit die Diskussion um demokratische Ent-
scheidungen mit korrekt recherchierten und 
aufbereiteten Daten unterstützt werden kann, 
sind Kenntnisse aus dem dritten Kompetenz-
bereich „Produktion und Präsentation“ er-
forderlich, gerade auch im Hinblick auf den 
Umgang mit offenen Daten. 

• Im vierten Kompetenzbereich „Analysieren 
und Reflektieren“ schließlich geht es um die 
kritische Auseinandersetzung mit den Heraus-
forderungen der Digitalisierung für unsere De-
mokratie: Was bedeutet die Digitalisierung für 
unsere demokratischen Grundrechte? Wie ge-
hen wir mit unseren Daten oder Entwicklungen 
wie Künstliche Intelligenz um? 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben sollen die Bereiche 
Medienkompetenz (v. a. getragen durch die Me-
dienpädagogik) und politische Bildung enger zu-
sammengeführt werden. Das zu verwirklichende 
Ziel beider Bereiche muss sein, gemeinsame An-
sätze für eine digitale Aufklärung zu erarbeiten, 
um o. g. Phänomenen wie Hate Speech oder Fake 
News entschlossen entgegentreten zu können 
und eine konstruktive digitale Debattenkultur zu 
fördern. 

Handlungsfeld 5: Stärkung der historisch-poli-
tischen Bildung. 

Historisch-politische Bildung vermittelt nicht 
nur Informationen über Ereignisse, Namen und 
Daten, sondern regt Lernende auch an, dieses 
Wissen zu reflektieren und mit der Gegenwart 
zu verbinden. Die Kenntnis der Vergangenheit ist 
also eine wichtige Voraussetzung, um die Gegen-
wart zu verstehen und die Zukunft mitzugestal-
ten. Die Ergebnisse der vorliegenden Befragung 
zeigen, dass die Auseinandersetzung mit der jün-
geren sowie der Zeitgeschichte für die Menschen 
in Nordrhein-Westfalen hohe Relevanz hat und 

das Interesse an der Landesgeschichte Nord-
rhein-Westfalens bei etwas mehr als einem Drittel 
der Befragten stark ausgeprägt ist (siehe Kapitel 
6). Dieses Interesse gilt es mit passenden Ange-
boten zu stärken, um das Geschichtsbewusst-
sein der Menschen, sowie ihr Verständnis für das 
politische, gesellschaftliche und kulturelle Leben 
in Nordrhein-Westfalen zu fördern. Eine Möglich-
keit wäre zum Beispiel eine stärkere Verzahnung 
der Angebote politischer Bildung mit denen des 
Hauses der Geschichte. Dadurch kann nicht nur 
wichtiges historisches Wissen über Nordrhein-
Westfalen, sondern auch ein Bewusstsein vermit-
telt werden, dass es sich lohnt, in diesem Land zu 
leben und sich dafür zu engagieren. 

Darüber hinaus zeigen die Ergebnisse der vor-
liegenden Befragung, dass die Angebote der Ge-
denkstätten und zeitgeschichtlichen Museen von 
den Bürgerinnen und Bürgern gut angenommen 
werden. Dies unterstreicht gleichzeitig, wie sinn-
voll die Gründung eines Landesmuseums sowie 
insbesondere die Landesförderung für die Ge-
denkstätten ist – und welch hohen Stellenwert 
die Gedenkstätten auch und gerade als Orte his-
torisch-politischer Bildung haben. Sie schaffen 
Raum für Fragen und Debatten und fördern das 
Demokratie- und Geschichtsbewusstsein. Daher 
gilt es, die Gedenkstätten und Erinnerungsorte in 
Nordrhein-Westfalen weiter zu stärken und den 
Ausbau erinnerungskultureller Angebote zu be-
gleiten. Dazu zählt eine noch breitere Zielgrup-
penansprache, gerade mit Blick auf Menschen 
mit niedrigeren Bildungsabschlüssen oder mit 
Zuwanderungsgeschichte. Beispielhaft sei hier 
die Ausstellung „Mehr als man kennt – näher als 
man denkt“ genannt, die anhand von Objekten 
aus 29 NS-Gedenkstätten und -Erinnerungsorten 
einen niedrigschwelligen Zugang zur Auseinan-
dersetzung mit den Gräueltaten des National-
sozialismus schafft und Geschichten von Opfern 
und Tätern lebendig werden lässt – sowohl ana-
log als auch digital. Darüber hinaus könnte eine 
Vertiefung des geschichtlichen Verständnisses 
von Gedenkstättenbesucherinnen und -besu-
chern durch eine noch stärkere Berücksichtigung 
historischer Kontexte, Vorgeschichten und Folge-
wirkungen, z. B. des Beitrags der Gedenkstätten 
zur nordrhein-westfälischen Landesgeschichte, 
erzielt werden. 

C



68 

Demokratiebericht zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen

Handlungsfeld 6: Politische Bildung braucht 
vernetzte Partnerinnen und Partner auch im 
ländlichen Raum. 

Der erste Teil des vorliegenden Berichts hat einen 
Überblick über die Struktur und Organisation 
der vielfältigen Landschaft politischer Bildung in 
Nordrhein-Westfalen gegeben und gezeigt, dass 
es eine Vielzahl an Akteurinnen und Akteuren im 
Land gibt, die Verantwortung für politische Bil-
dung tragen. Diese sind bereits in Verbänden und 
Arbeitsgemeinschaften vernetzt. Eine intensive-
re Nutzung dieser Verknüpfungen und die Schaf-
fung von Plattformen zum Austausch über aktu-
elle Problemstellungen, Herausforderungen und 
Methoden politischer Bildung hat das Potenzial 
für eine noch stärkere Reichweite in der Fläche. 

Ein beispielhaftes Angebot zur Vernetzung von 
Akteurinnen und Akteuren der Praxis und Wis-
senschaft im Bereich der politischen Bildung 
stellt das Verbundforschungsprojekt zu Antise-
mitismus und kollektiver Gewalt dar. Die Einrich-
tung dieses Verbundforschungsprojekts sowie 
eines digitalen Weiterbildungsmasters mit der 
Ruhr-Universität Bochum und der Fernuniversität 
Hagen wird vom Ministerium für Kultur und Wis-
senschaft gefördert. 

Darüber hinaus zeigt Abbildung 1 (S. 21), dass Ein-
richtungen der politischen Bildung schwerpunkt-
mäßig in Ballungszentren zu finden und ungleich-
mäßig in den Regionen verteilt sind. Projekt- und 
maßnahmenbezogene Zusammenschlüsse und 
Bildungspartnerschaften im ländlichen Raum 
können dazu beitragen, Kompetenz und Nach-
haltigkeit von politischen Bildungsangeboten zu 
bündeln. Wichtige Partnerinnen und Partner sind 
in diesem Zusammenhang unter anderem die in 
den jeweiligen Regionen verankerten Soziokultu-
rellen Zentren, die gesamte Weiterbildungsland-
schaft, die Gedenkstätten und mobilen Beratun-
gen gegen Rechtsextremismus sowie die Volks-
hochschulen, die mit ihren kommunalen Weiter-
bildungszentren eine flächendeckende Präsenz 
politischer Bildung im Land sicherstellen. 

Handlungsfeld 7: Fortsetzung, Vertiefung und 
Ausschärfung der empirischen Forschung zum 
Stand der politischen Bildung in Nordrhein-
Westfalen. 

Der Demokratiebericht Nordrhein-Westfalen lie-
fert erste Erkenntnisse und eine Datenbasis zum 
Stand der politischen Bildung in Nordrhein-West-
falen. Eine Fortsetzung und Vertiefung dieser ers-
ten Untersuchung ist dringend notwendig, um 
beispielsweise Bildungseffekte und Varianzauf-
klärungen bestimmen sowie Entwicklungen im 
Zeitverlauf durch Längsschnittstudien, aber auch 
qualitative Methoden aufzeigen zu können. Da 
die Datengrundlage zum Stand der politischen 
Bildung und ihrer Effekte in Nordrhein-Westfalen 
insgesamt eher gering ist, sind weitere, vertiefen-
de empirische Studien erforderlich.31 

Um neben neuen Erkenntnissen auch Aufschluss 
über die Wirksamkeit von vorhandenen Angebo-
ten und Maßnahmen der politischen Bildung zu 
gewinnen, sind zusätzliche Wirkungsstudien not-
wendig, neben dem schulischen insbesondere 
auch im außerschulischen politischen Bildungs-
bereich.

Des Weiteren regt der vorliegende Demokratie-
bericht an, mehr zu den Rahmenbedingungen 
politischer Bildung in den einzelnen Regionen 
Nordrhein-Westfalens zu erfahren. Wie unter-
scheiden sich Angebote der politischen Bildung 
im städtischen und ländlichen Raum? Welche 
unterschiedlichen didaktischen Herangehens-
weisen sind notwendig und sinnvoll? Wie kann 
aufsuchende politische Bildung insgesamt im 
Land stärker institutionalisiert werden und insbe-
sondere im ländlichen Raum ankommen?

Daneben ist bislang viel zu wenig von den Ar-
beitsbedingungen politisch Bildender in Nord-
rhein-Westfalen und zu deren Ausbildungsbio-
grafien bekannt. Unter welchen Rahmenbedin-
gungen und mit welcher personellen Ausstattung 
arbeiten Einrichtungen und Träger politischer 
Bildung? Welche Profile bringen die hauptamt-
lichen und ehrenamtlichen Mitarbeitenden mit? 

C

31 Eine Ausnahme bildet die Beteiligung Nordrhein-Westfalens an der International Civic and Citizenship Education Study 2016 (ICCS 
2016) (Abs/Hahn-Laudenberg 2016) und ihrer Folgestudie.
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Ausblick 

Der vorliegende Demokratiebericht gibt erste 
Aufschlüsse über die politischen und demokrati-
schen Lebenswelten der Menschen in Nordrhein-
Westfalen sowie über die Organisation politischer 
Bildung im Land. Der Bericht bildet mit seinen 
Eckpunkten den Auftakt zur Weiterentwicklung 
der politischen Bildung in den nächsten Jahren. 
Dabei handelt es sich ganz ausdrücklich um kein 
abgeschlossenes Format, sondern um einen ers-
ten Aufschlag, der weiterführende Fragen auf-
wirft: Wie sollte sich das Angebot politischer Bil-
dung diversifizieren? Welche Themen und Aspek-
te müssen in Folgeberichten fokussiert werden? 
Wie können die Struktur und die Organisation po-
litischer Bildung weiterentwickelt werden? Dies 
sind nur drei Beispiele, die stellvertretend für das 
große Forschungs- und Entwicklungspotenzial 
der politischen Bildung stehen. In den nächsten 
Jahren werden daher weitere Berichte folgen, die 
diesen „Grundlagenbericht“ fortschreiben und 
um aktuelle Aspekte und neue Schwerpunktthe-
men ergänzen. Dies können zum Beispiel kon-
krete inhaltliche Themen wie Klimawandel, Ext-
remismus oder Menschenrechte sein sowie auch 
strukturelle Fragestellungen wie die Organisation 
politischer Bildung in Regionen mit einer hohen 
Bevölkerungsdichte oder die Gestaltung der 
schulischen politischen Bildung. 

Der Demokratiebericht als Instrument zur Stär-
kung der Bedeutung politischer Bildung und zur 
Weiterentwicklung der demokratischen Gesell-
schaft möchte mit seinen Ergebnissen einen 
breiten gesellschaftlichen Dialog anregen. Denn: 
Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit. Sie 
muss gelebt, gelernt und kontinuierlich gefestigt 
und verteidigt werden und ist dementsprechend 
auf eine politische Bildungslandschaft angewie-
sen, die demokratisches Handeln erlebbar und 
erfahrbar macht. 

Welche Arbeitsbedingungen prägen die Land-
schaft der politischen Bildung in Nordrhein-West-
falen? Nicht nur die Corona-Pandemie und deren 
Folgen für die Landschaft der politischen Bildung 
erfordert die dringende Auseinandersetzung mit 
diesen Fragen. Hierzu sind dringend empirische 
Daten erforderlich. Um vertiefende Einblicke in 
den Alltag politisch Bildender zu erhalten, sind 
vor allem qualitative Daten, z. B. in Form von In-
terviews, notwendig. 

Auch Erkenntnisse zu Gemeinsamkeiten und Un-
terschieden zwischen verschiedenen Zielgruppen 
der politischen Bildung sind wichtig. Wodurch 
zeichnen sich unterschiedliche Zielgruppen aus? 
Welche Unterschiede in den Erwartungshaltun-
gen gibt es? Wie können die Angebote der poli-
tischen Bildung zielgruppenspezifisch angepasst 
und flexibilisiert werden? Wie steht es beispiels-
weise um die Teilhabe bestimmter Gruppen, wie 
etwa Menschen mit Einwanderungsgeschichte? 
Wie und mit welchen Angeboten können diese 
von den Maßnahmen politischer Bildung erreicht 
werden? 

Die vorliegenden Handlungsmöglichkeiten zei-
gen: An Ideen für neue Formate und Formen der 
Ansprache mangelt es der politischen Bildung 
nicht: politische oder demokratische Escape 
Rooms, Podcasts, Virtual Reality Games, Debat-
ten-Blind-Dates. Auch innovative Alltagsräume, 
in die politische Bildung vordringen muss, sind 
vorstellbar: das Wartezimmer in der Arztpra-
xis, Bahnfahrten, der Supermarkt. Die Post-Co-
rona-Zeit wird einen Genuss des Gesprächs an 
unterschiedlichen, auch ungewöhnlichen Orten 
mitbringen und eine Chance sein, mehr miteinan-
der ins Gespräch zu kommen. Hier sind weitere 
Daten notwendig, um passende Angebote weiter-
zuentwickeln. 

Als wichtigste Prämisse – und damit schließt der 
vorliegende, erste Demokratiebericht – muss bei 
der Weiterentwicklung von Angeboten der Mut 
der politisch Bildenden und auch die Erlaubnis 
der Verantwortlichen stehen, dass Ideen auspro-
biert werden dürfen – und dabei gelingen sollen, 
aber auch scheitern dürfen. 

C
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Anhang 

1. Politische Bildungsangebote der für Bildungsfragen zuständigen 
Ressorts

Jugendsozialarbeit. Die Ergebnisse werden im 
Rahmen einer Abschlussveranstaltung zum 
Projekt vorgestellt und begleitend auf Netz-
werk- und Fachveranstaltungen multipliziert. 
Die Ergebnisse aus den Bausteinen werden 
über Fortbildungen und Fachberatungen der 
Landesjugendämter veröffentlicht und einge-
arbeitet. Die Werkstattreihe wird wissenschaft-
lich entwickelt und begleitet. Die Laufzeit be-
trägt 1,5 Jahre. Wesentliche Akteure sind die 
Landesjugendämter und teilnehmende Träger 
der Jugendsozialarbeit. Gefördert wird das 
Projekt aus Mitteln des NRW-Kinder- und Ju-
gendförderplans. Das Angebot hat deshalb be-
sondere Relevanz, da in den Engagementfor-
men der Jugendarbeit benachteiligte Jugendli-
che häufig als unterrepräsentiert beschrieben 
werden. Anzunehmen ist, dass dies nicht auf 
mangelndes Interesse zurückzuführen ist, son-
dern eher die Folge von fehlenden Zugängen – 
also Ausdruck struktureller Barrieren und nicht 
passgenauer Angebote – ist. Bisherige Ange-
bote nehmen keinen Bezug auf die Lebenswel-
ten und Themen, für die sich die Jugendlichen 
interessieren. 

• Landesprogramm „Wertevermittlung, De-
mokratiebildung und Prävention sexuali-
sierter Gewalt in der und durch die Jugend-
hilfe“: Seit dem Jahr 2016 stellt das Ministeri-
um für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integra-
tion (MKFFI) des Landes Nordrhein-Westfalen 
jährlich Mittel in Höhe von 3 Millionen Euro für 
das Landesprogramm „Wertevermittlung, De-
mokratiebildung und Prävention sexualisierter 
Gewalt in der und durch die Jugendhilfe“ bereit. 
Die Mittel wurden aufgrund der erhöhten Zu-
wanderungen junger Geflüchteter eingestellt 
und sind vorgesehen für Maßnahmen zur kom-
munalen Arbeit in der Kinder- und Jugendhil-
fe mit jungen Geflüchteten. Gefördert werden 
Maßnahmen, die die gesellschaftliche Teilhabe 
und Mitbestimmung von jungen Menschen – 
insbesondere jungen geflüchteten Menschen 

Im Folgenden wird eine detaillierte Beschreibung 
der einzelnen Maßnahmen der Landesregierung 
unter dem Stichwort „politische Bildung“ aufge-
führt. Die Textbeiträge wurden von den jeweiligen 
Ressorts verfasst. 

 
Ministerium für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration 

• Gemeinsames Projekt des Landesjugend-
amtes des „Landschaftsverbands Westfa-
len-Lippe“ (LWL) und des Landesjugendam-
tes des „Landschaftsverbands Rheinland“ 
(LVR) „Demokratiebildung und Politische 
Bildung in der landesgeförderten Jugend-
sozialarbeit in NRW“: Ziel des Projekts ist es, 
benachteiligte Jugendliche im Handlungsfeld 
Jugendsozialarbeit in ihrem gesellschaftlichen 
Engagement und in ihrem demokratischen 
Handeln stärker zu unterstützen und zu för-
dern. Dies soll erreicht werden durch Erarbei-
tung alltagstauglicher Methoden der politi-
schen Bildung/Demokratiebildung anhand der 
Themen der Jugendlichen im Handlungsfeld 
landesgeförderter Jugendsozialarbeit. Dabei 
sollen nicht nur aktuelle „große“ politische 
Themen (wie anstehende Wahlen) behandelt 
werden, sondern niederschwellig an den The-
men der Jugendlichen bzw. deren politischen 
Diskussionen angesetzt werden. Zielgruppe 
des Projekts sind Leitungs- und Fachkräfte von 
Trägern der landesgeförderten Jugendsozialar-
beit NRW mit den Angeboten Jugendwerkstatt, 
Beratungsstellen und Projekte zur Vermeidung 
schulischen Scheiterns. Das Projekt besteht 
aus zwei Bausteinen, die ineinandergreifen: 
Baustein 1 beinhaltet eine Entwicklungswerk-
statt zur Erarbeitung und Aufbereitung von 
Methoden der Demokratiebildung für den Kon-
text Jugendsozialarbeit. Baustein 2 beinhaltet 
eine Workshop-Reihe zur Weiterentwicklung 
und anschließender Systematisierung beste-
hender Ansätze von politischer Bildung in der 
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– vor Ort fördern. Die Planungs- und Steue-
rungsverantwortung liegt bei den öffentlichen 
Trägern der Jugendhilfe. Darüber hinaus sollen 
die freien Träger der Jugendhilfe und weitere 
Kooperationsakteure einbezogen werden. Die 
durchzuführenden örtlichen Maßnahmen sol-
len sich auf die Themenschwerpunkte Werte-
vermittlung durch Wertedialog, Demokratie-
bildung, Prävention sexualisierter Gewalt und 
sexuelle Bildung sowie die Weiterentwicklung 
von Schutzkonzepten bei der Unterbringung 
von unbegleiteten, minderjährigen Geflüch-
teten beziehen. Unter dem Landesprogramm 
wurden und werden sehr unterschiedliche An-
gebote und Projekte auf kommunaler Ebene 
durchgeführt. Die Angebote richten sich insbe-
sondere an junge (geflüchtete) Menschen, es 
werden aber auch Qualifizierungsangebote für 
Fachkräfte verschiedener Handlungsfelder so-
wie Eltern und Erziehungsberechtigte und kom-
munale Konzeptentwicklungen für die Arbeit 
mit jungen geflüchteten Menschen gefördert. 
Ein Schwerpunkt der Angebote, die zumeist 
als Gruppenangebote für die jungen Menschen 
durchgeführt werden, liegt im Bereich des Wer-
tedialogs und der sexuellen Bildung, dem Aus-
tausch über sensible und gesellschaftsrelevan-
te Themen und der Verständigung über die An-
liegen der jungen Teilnehmenden. Die Angebo-
te werden beispielsweise als sportliche / künst-
lerische Aktivitäten oder Aktionen, Ausflüge 
und Ferienfreizeiten, aber auch als Workshops 
oder Veranstaltungen durchgeführt. Dabei bil-
den das Grundgesetz mit seinen festgelegten 
Werten und Grundrechten sowie die Staats-
form eines demokratischen und sozialen Bun-
desstaates und Rechtsstaates die Grundlage. 
Aufgrund der erhöhten Zuwanderungen junger 
Geflüchteter in den vergangenen Jahren bleibt 
es bei der Notwendigkeit, über unterschiedli-
che Werte, die die jungen (geflüchteten) Men-
schen mitbringen, im Dialog zu bleiben bzw. in 
den Austausch zu treten. Damit verbunden ist 
auch der Dialog über die im Grundgesetz fest-
gelegten Werte und Grundrechte sowie die in 
Deutschland herrschende Staatsform eines 
demokratischen und sozialen Bundesstaates 
und Rechtsstaates. Hierzu zählen beispielswei-
se auch Informationen zu anstehenden Wahlen 
in Deutschland.

• Kompetenzstelle Demokratieförderung/
Landesnetzstelle des Netzwerkes Demokra-
tie und Courage (NDC): Das Netzwerk wird 
von jungen Menschen getragen, die sich eh-
renamtlich für eine demokratische Kultur und 
gegen menschenverachtendes Denken enga-
gieren. Hauptarbeitsfeld ist die Durchführung 
von Projekttagen und Bildungsangeboten für 
Jugendliche ab 14 Jahren zu den Themen Vor-
urteile, Demokratie und couragiertes Handeln. 
Das NDC bildet junge Erwachsene in einer ein-
wöchigen Ausbildung zu Teamenden aus. Ver-
mittelt werden Inhalte und Methoden sowie 
Basiswissen zur Jugend- und Erwachsenenbil-
dung. Diese Qualifizierung wird ergänzt durch 
eine professionelle Betreuung und kontinuier-
liche Weiterbildung der freiwillig Engagierten. 
Das NDC hat sich mittlerweile zu einem starken 
und kompetenten Partner vieler Verbände und 
Vereine im Bereich der Demokratieförderung 
und des Freiwilligenmanagements entwickelt.

• Förderung der Jugendbeteiligung: Nach Ein-
schätzung des Jugendministeriums ist die Ju-
gendbeteiligung/Jugendpartizipation als Teil 
einer einmischenden Jugendpolitik ein zen-
trales Element der demokratischen Weiter-
entwicklung der Gesellschaft und damit ein 
wichtiges Feld der politischen Bildung. Die Ju-
gendbeteiligung ist dabei gleichzeitig ein wich-
tiges Zukunftsfeld unserer Gesellschaft, nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels. Partizipationsmöglichkeiten 
zu verbessern bedeutet einerseits, Übungsfel-
der für demokratische Prozesse anzubieten, 
und andererseits, Kindern und Jugendlichen 
mehr soziale Teilhabe zu ermöglichen. Der An-
teil junger Menschen an der Gesellschaft wird 
seit Jahren kleiner. Es ist daher notwendig, 
dafür zu sorgen, dass die Möglichkeiten der 
politischen und gesellschaftlichen Einfluss-
nahme junger Menschen gestärkt werden. Sie 
müssen mitwirken können an der zukünftigen 
Gesellschaft, denn sie sind diejenigen, die in 
wenigen Jahren in dieser Gesellschaft Verant-
wortung tragen. Dabei kann eine gelingende 
Jugendbeteiligung die Demokratie nachhal-
tig und dauerhaft befördern. Um diese Ziele 
umsetzen zu können, ist es wichtig, die guten 
und nachhaltigen Strukturen der Kinder- und 
Jugendarbeit in NRW zu stärken und weiter-
zuentwickeln. Eine zentrale Rolle spielt hierbei 
der Kinder- und Jugendförderplan des Landes 
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Nordrhein-Westfalen, in dem das Handlungs-
feld Einmischende Jugendpolitik / Jugendbe-
teiligung eine wichtige Rolle spielt. Für Förde-
rung entsprechender Projekte stehen darin 
im Haushaltsjahr 2021 rund 1,6 Mio. EUR zur 
Verfügung. Ein Fokus der Einbindung liegt auf 
der kommunalen Ebene, denn dort gestalten 
junge Menschen ihre Lebenswelten mit und be-
teiligen sich an Erhalt und Weiterentwicklung 
einer Infrastruktur, die sie persönlich betrifft. 
Um eine umfassende Verbesserung von Betei-
ligungsmöglichkeiten von Kindern und Jugend-
lichen in Nordrhein-Westfalen zu erreichen, 
wurde beim Landesjugendamt Westfalen-Lip-
pe im Jahr 2014 die „Servicestelle Kinder- und 
Jugendbeteiligung NRW“ eingerichtet, die aus 
Mitteln des Kinder- und Jugendförderplans 
gefördert wird. Die Servicestelle hat u. a. die 
Aufgabe, Informationen, Beratungen und Ver-
netzungsangebote für die Kommunen und 
Jugendämter zur Beteiligungsthematik anzu-
bieten und politische Entscheidungsträger in 
der Kommune für die Partizipationsthematik 
zu sensibilisieren. Zusammen mit den über 80 
kommunalen Kinder- und Jugendgremien in 
Nordrhein-Westfalen können so wichtige Im-
pulse für eine Stärkung der Jugendbeteiligung 
vor Ort geschaffen werden und damit gleich-
zeitig ein wichtiger und verlässlicher Beitrag 
zur Demokratiebildung erbracht werden. Be-
darfe und Interessen junger Menschen müssen 
vermehrt Berücksichtigung finden und Kinder 
und Jugendliche insbesondere in Zukunftsfra-
gen aktiv einbezogen werden. Insbesondere 
die Beteiligungsformen – vor Ort – müssen 
weiter ausgebaut und zielgruppengerecht aus-
gestaltet werden. Dabei spielen auch digitale 
Beteiligungsformen und -formate eine zuneh-
mend wichtige Rolle, da hierdurch der Zugang 
der Kinder und Jugendlichen zu verschiedenen 
Themenstellungen erleichtert und ihre Einbin-
dung niedrigschwelliger gestaltet werden kann. 
Um die Möglichkeiten digitaler Jugendbetei-
ligung auf kommunaler Ebene zu unterstüt-
zen, fördert das Jugendressort in den Jahren 
2021 – 2023 das Projekt „Qualifizierungsange-
bote zur digitalen Jugendbeteiligung für Fach-
kräfte in NRW“, das die Deutsche Kinder- und 
Jugendstiftung (DKJS) mit Unterstützung der 
Servicestelle Kinder- und Jugendbeteiligung 
NRW durchführt.

• „Gehört werden!“: Das MKFFI fördert seit An-
fang 2017 aus Mitteln des Kinder- und Jugend-
förderplans das Projekt „Gehört werden!“ Ziel 
des Projekts ist die Entwicklung von Beteili-
gungsstrukturen in stationären Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe in NRW. Die Kinder 
und Jugendlichen, die außerhalb ihrer Familie 
leben, sollen bei der Gestaltung dieser konkre-
ten politischen Beteiligungsformen mit ihren 
Wünschen und Interessen ernst genommen 
und einbezogen werden. Innerhalb des Pro-
jekts wurde mit „Jugend vertritt Jugend“ eine 
Vertretung der Kinder und Jugendlichen in Ein-
richtungen gewählt, die sich praktisch für deren 
Rechte einsetzt. „Jugend vertritt Jugend“ ist 
Ausdruck einrichtungsübergreifender Partizi-
pation in NRW. Beispielsweise wurde innerhalb 
weniger Wochen eine Petition zur Abschaffung 
der Kostenheranziehung für junge Menschen 
in stationären Einrichtungen der Jugendhilfe 
auf den Weg gebracht.

 
Ministerium für Schule und Bildung

• Landesprogramm Kinderrechteschulen: Seit 
2016 konnten über 100 Grundschulen in Nord-
rhein-Westfalen am Landesprogramm Kinder-
rechteschulen teilnehmen. 30 Schulen haben 
zudem das Format eines Pädagogischen Tages 
zum Thema Kinderrechte wahrgenommen. 
Das Programm befördert die Ausbildung und 
Weiterentwicklung sozialer Kompetenzen und 
leistet einen wichtigen Beitrag zur Demokra-
tiebildung. Gefördert wird eine Schulkultur, die 
Verantwortungsübernahme, Selbstwirksam-
keit und Partizipation in den Mittelpunkt rückt. 
Im Sommer 2018 ging das Kooperationspro-
jekt zwischen EDUCATION Y e. V. als Träger des 
buddY-Programms Kinderrechteschulen in eine 
zweite Kooperationsphase bis 2023.

• Fahrten zu Gedenk- und Erinnerungsstätten: 
Seit dem Schuljahr 2018/2019 unterstützt das 
Land die Schulen in Nordrhein-Westfalen bei 
der Durchführung von Fahrten zu Gedenk- und 
Erinnerungsstätten. Mit dem Haushalt 2018 
wurden zu diesem Zweck 250.000 Euro zur 
Verfügung gestellt. Seither wurden die Förder-
mittel in mehreren Schritten auf eine Million 
Euro im Jahr 2020 erhöht. Ein Bericht der Lan-
desregierung an den Landtag zeigt nun, dass 
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dieses Programm von den Schulen hervorra-
gend angenommen wird. Insgesamt wurden 
bisher 544 Exkursionen zu Erinnerungsorten 
im In- und Ausland gefördert. Die Nachfrage 
nach diesen Mitteln ist weiterhin grundsätzlich 
hoch, Einschränkungen gibt es aufgrund der 
Corona-Pandemie. 

• Bildungspartnerschaften: Durch die Möglich-
keit, Bildungspartnerschaften mit Archiven, 
Museen und Gedenkstätten einzugehen, sind 
außerschulische Lernorte für Schülerinnen 
und Schüler zu attraktiven Partnern geworden. 
Auch hier steigt die Zahl der Bildungspartner-
schaften stetig an. Aktuell beteiligen sich 1.375 
nordrhein-westfälische Schulen und insge-
samt 423 Bildungs- und Kultureinrichtungen 
an der Initiative Bildungspartner NRW (Stand: 
März 2020). Einige Schulen sind in mehreren 
Initiativen aktiv, insgesamt gibt es 1.733 Bil-
dungspartnerschaften, u. a. im Bereich „Archiv 
und Schule“ (110 Bildungspartnerschaften), 
im Bereich „Gedenkstätte und Schule“ (82 
Bildungspartnerschaften, bei insgesamt 29 
im Arbeitskreis organisierten Gedenkstätten 
in Nordrhein-Westfalen) oder im Bereich „Mu-
seum und Schule“ (279 Bildungspartnerschaf-
ten). 

• Förderprogramm „Demokratisch Handeln“: 
Durch das vom Land finanziell und personell 
unterstützte Förderprogramm werden Schü-
lerinnen und Schüler angeregt, sich aktiv in 
ihrem Umfeld zu beteiligen und Demokratie zu 
erlernen. Das Land Nordrhein-Westfalen be-
teiligt sich seit 2014 an dem Förderprogramm 
„Demokratisch Handeln“. Der Verein „Demo-
kratisch Handeln“, der das Förderprogramm 
durchführt, wurde im Jahr der Wiedervereini-
gung gegründet mit dem Ziel, durch die Verbin-
dung von Wissen und Handeln eine realitätsna-
he politische Bildung und das Engagement jun-
ger Menschen für die Demokratie zu fördern. 
Das geschieht durch die jährliche bundesweite 
Ausschreibung eines Demokratiewettbewerbs 
und die länderübergreifende Lernstatt Demo-
kratie, durch Schulberatung und regionale Ver-
anstaltungen, durch Veröffentlichungen sowie 
durch Implementation relevanter Themen in 
der Lehrerbildung. Seit dem Gründungsjahr 

1990 wurden von bundesweit rund 6.000 Pro-
jekten mehr als 1.000 allein aus Nordrhein-
Westfalen beigesteuert. Mittlerweile wurde 
aufgrund der hohen Nachfrage die Landes-
koordination auf je eine Regionalkoordination 
Westfalen und Rheinland aufgeteilt, die finan-
zielle Unterstützung durch das Land auf mitt-
lerweile jährlich 20.000 Euro erhöht. 

• Aktionsplan „Für Demokratie und Respekt 
– Entschieden gegen Diskriminierung und 
Gewalt“: Der im Mai 2019 von Frau Ministe-
rin Gebauer vorgestellte Aktionsplan umfasst 
zehn zentrale Maßnahmen, um Schulen ge-
zielt in ihrem systematischen Engagement 
für Demokratie und Respekt und bei der Prä-
vention und Intervention von Gewalt zu unter-
stützen32. Schulen sind sichere Orte, in denen 
Schülerinnen und Schüler in einem Klima der 
Demokratie in ihrer Entwicklung zu mündigen, 
verantwortungsbewussten und sozial kompe-
tenten Persönlichkeiten begleitet werden. De-
mokratieerziehung als Kern des schulischen 
Bildungs- und Erziehungsauftrags leistet einen 
wesentlichen Beitrag dazu, junge Menschen zu 
befähigen, sich couragiert gegen jede Form von 
Diskriminierung und Gewalt einzusetzen. 

• „Schule ohne Rassismus – Schule mit Cou-
rage“: Das Projekt bietet Kindern und Jugend-
lichen die Möglichkeit, das Zusammenleben an 
ihrer Schule aktiv mitzugestalten, indem sie 
sich bewusst gegen jede Form von Diskriminie-
rung, Mobbing und Gewalt wenden. Zurzeit gibt 
es über 900 Schulen in Nordrhein-Westfalen, 
die den Titel „Schule ohne Rassismus – Schu-
le mit Courage“ verliehen bekommen haben, 
bundesweit sind es über 3.000 Schulen. Diese 
Schulen engagieren sich aktiv gegen jede Art 
von Diskriminierung, vor allem gegen jede Art 
von Rassismus, Antiziganismus und Antisemi-
tismus und fördern Zivilcourage in der Schu-
le und in ihrem Umfeld. Die Schülerinnen und 
Schüler sollen selbst entscheiden, in welcher 
Weise sie die formale Voraussetzung zur Teil-
nahme am Courage-Projekt erfüllen und sam-
meln dafür die Unterschriften von mindestens 
70 Prozent der gesamten Schulgemeinschaft. 
Alle Schulen in Nordrhein-Westfalen können 
Mitglied des Netzwerks werden.

32 Siehe:https://www.schulministerium.nrw.de/themen/schulsystem/praevention/gewaltpraevention-nordrhein-westfalen/ 
aktionsplan-gewaltpraevention. 
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• „Schule der Vielfalt“: Das Programm „Schule 
der Vielfalt“ ist ein Erfolgsprojekt. Es besteht 
seit 2008, initiiert von der Schwul Lesbisch 
Bi Trans* Aufklärung (SCHLAU NRW) und der 
Landeskoordination Anti-Gewalt-Arbeit für 
Lesben und Schwule in Nordrhein-Westfalen. 
Ziel war es, in Nordrhein-Westfalen eine ge-
sellschaftliche Öffentlichkeit für die Ächtung 
von Homophobie in der Schule herzustellen 
und so sowohl strukturelle als auch individu-
elle homophobe Diskriminierung und Gewalt 
in Schulen zu stoppen. Das inklusive Antidis-
kriminierungsprojekt, seit 2012 getragen durch 
das Schulministerium, rubicon e. V., SCHLAU 
NRW und der Rosa Strippe e. V., möchte Vielfalt 
und LSBTI*Q im Bildungsbereich anerkennen 
und verankern. Derzeit nehmen 42 Schulen aus 
ganz Nordrhein-Westfalen an dem Programm 
teil, gestalten Projekttage und öffentlichkeits-
wirksame Veranstaltungen, bieten Beratung 
und Begleitung für Betroffene und arbeiten 
gemeinsam und fächerübergreifend an einer 
diskriminierungssensiblen und offenen Schul-
gemeinschaft. Hinzu kommen Schulen, die, ob-
wohl sie nicht offiziell Teil des Netzwerks sind, 
regelmäßig das Aufklärungsprojekt SCHLAU 
einladen. 2019 haben die SCHLAU-Teams in 
Nordrhein-Westfalen etwa 12.500 Jugendliche 
in 562 Workshops erreicht. Das Programm 
„Schule der Vielfalt“ kooperiert im Bereich 
der Fortbildung der Lehrkräfte mit den Fortbil-
dungsdezernaten bei den Bezirksregierungen. 
Im Bereich der Bezirksregierung Köln wurden 
regelmäßig Fortbildungen für Lehrkräfte zur 
Akzeptanz von geschlechtlicher und sexueller 
Vielfalt vom Moderationsteam „Gender und 
Diversität“ angeboten und durchgeführt. Im 
Bereich der Ausbildung arbeitet „Schule der 
Vielfalt“ mit zehn Zentren für schulpraktische 
Lehrerausbildung zusammen (Aachen, Bie-
lefeld, Düsseldorf, Engelskirchen [Beginn in 
2020], Essen [Beginn in 2020], Hagen, Krefeld, 
Leverkusen, Lüdenscheid, Neuss, Solingen). 
Das Programm befindet sich nun in der drit-
ten Kooperationsphase (2018 – 2023). Wäh-
rend in der ersten Projektphase (2012 – 2015) 
die allgemeine Projektentwicklung inhaltlicher 
Schwerpunkt der Arbeit war, widmete sich das 
Projekt in der zweiten Phase (2015 – 2018) den 
Themen Migration, Integration und Religion im 
Kontext von Gender & Diversity. Der nun an-
schließende neue Kooperationsvertrag wurde 

im Februar 2018 von Frau Ministerin Gebauer 
mit einer Laufzeit bis 2023 unterschrieben. 
Darin ist vorgesehen, nicht nur die Arbeit von 
Schulen in diesem Projekt quantitativ und 
qualitativ weiter auszubauen, sondern auch 
flankierende Qualifizierungsmaßnahmen im 
Bereich der Lehrkräfte(aus)bildung strukturell 
anzugliedern, neben dem Ausbau der Bera-
tungsinfrastruktur im Themenfeld gendersen-
sible und diskriminierungsfreie Schule. Geplant 
ist zudem, das inhaltliche Themenspektrum zu 
erweitern, insbesondere im Hinblick auf Demo-
kratie, Menschenrechte, Sport und Anti-Dis-
kriminierungsarbeit. Daran knüpft sich auch 
der schrittweise Aufbau von Qualifizierungs-
maßnahmen für Beraterinnen und Berater im 
Schulsport/Gesundheit im Bereich LSBTI*Q/
Gender & Diversity an. Ziel ist, Sensibilität und 
Handlungssicherheit der Lehrkräfte auszubau-
en, um Antidiskriminierungsarbeit als Quer-
schnittsaufgabe noch stärker in verschiedenen 
Bereichen der Schule zu verankern.

• „OPENION – Bildung für eine starke Demo-
kratie“: 17 Schulverbünde in Nordrhein-West-
falen nehmen an dem bundesweiten Demo-
kratieförderprogramm teil. Gemeinsam mit au-
ßerschulischen Kooperationspartnern widmen 
sich Schülerinnen und Schüler aller Schulfor-
men aktuellen gesellschaftspolitischen Her-
ausforderungen. Kinder und Jugendliche sollen 
sich einmischen und Gesellschaft mitgestalten 
– dies geschieht auf vielfältige Art und Weise, 
zum Beispiel an der St. Josef Grundschule in 
Greven, die im Projekt „Wir sind Demokratie 
– Vielfalt macht stark“ Demokratie leben und 
lernen. Die Kinder haben gemeinsam einen ei-
genen Kinderrechtevertrag erarbeitet, der Min-
derheitenrechte ebenso enthält wie Schutz vor 
Diskriminierung. 

• Lehrerausbildung: Die konkrete inhaltliche 
Ausgestaltung der Lehramtsstudiengänge ob-
liegt in NRW den einzelnen Universitäten (im 
Rahmen der sog. Fachstandards der KMK). 
Wenn ausbildungsfachliche Themen in der 
zweiten Phase der Lehrerausbildung in den 
lehramtsbezogenen Seminaren bearbeitet wer-
den, so müssen diese durch das Kerncurricu-
lum für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst 
legitimiert sein. Das Kerncurriculum konturiert 
und strukturiert die Ausbildung im Vorberei-
tungsdienst. Auf dieser Grundlage gehen die 



79 

Demokratiebericht zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen

lehramtsbezogenen Seminare aller Lehräm-
ter und Schulformen in eine konkrete Ausge-
staltung ihrer Ausbildungsprogramme. Die im 
Kerncurriculum vorliegende Leitlinie „Vielfalt 
als Herausforderung annehmen und als Chan-
ce nutzen“ sowie die aufgeführten schulischen 
Handlungsfelder sind ausbildungsdidaktisch 
leitend. Den schulischen Handlungsfeldern 
sind praxisrelevante Handlungssituationen 
zugeordnet. In der obligatorischen Auseinan-
dersetzung mit diesen Handlungssituationen 
erwerben und vertiefen Lehramtsanwärterin-
nen und Lehramtsanwärter im Vorbereitungs-
dienst die Kompetenzen, die sie benötigen, um 
in ihrem Beruf professionell agieren zu können. 
Ausgangspunkt der Arbeit in Kern- und Fach-
seminaren sind schließlich beispielhafte Hand-
lungssituationen und die inhaltlichen Bezüge. 
Diese werden ausgehend von konkreten Aus-
bildungssituationen ausdifferenziert und in der 
praktischen Seminarausbildung zu exemplari-
schen Lernaufgaben. Dies muss dem Anspruch 
der Exemplarität genügen, auch damit die 
Seminare vor Ort die Möglichkeit haben, Aus-
bildungsschwerpunkte (vor dem Hintergrund 
aktueller Probleme und Fragestellungen) aus-
zudifferenzieren. Das aktuelle Kerncurriculum 
bietet mit seinen dort aufgeführten Handlungs-
situationen und inhaltlichen Bezügen in meh-
reren Handlungsfeldern Anknüpfungspunkte 
zur politischen Bildung. Beispielhaft sind zu 
nennen: Handlungsfeld U: Unterricht für he-
terogene Lerngruppen gestalten und Lernpro-
zesse nachhaltig anlegen (Inhaltliche Bezüge: 
Demokratisches Handeln), Handlungsfeld E: 
Den Erziehungsauftrag Schule und Unterricht 
wahrnehmen (Unterrichten und Erziehen an 
reflektierten Werten, Normen und Erziehungs-
zielen ausrichten; Inhaltliche Bezüge: Demo-
kratisches Lernen). Auch weitere inhaltliche 
Bezüge, wie „Migrationssensibler Unterricht, 
Kulturelle Bildung, Interkulturelles Lernen und 
Soziales Lernen“, die verschiedenen Hand-
lungsfeldern zugeordnet sind, zeigen, dass das 
Thema „Politische Bildung“ im aktuellen Kern-
curriculum mitgedacht, legitimiert und umfas-
send verankert ist.

 

Ministerium für Kultur und Wissen-
schaft 

• Soziokulturelle Zentren: Soziokulturelle Zent-
ren sind Teil der kommunalen Kultur- und (Wei-
ter-)Bildungslandschaft. Die Landesarbeits-
gemeinschaft Soziokultureller Zentren zählt 
aktuell 71 Mitglieder, die über ganz NRW, so-
wohl im urbanen als auch im ländlichen Raum, 
verteilt sind. Die Demokratiebildung sowohl 
für Erwachsene als auch für jugendliche Ziel-
gruppen ist Teil ihrer Gründungsgeschichte, 
hat dementsprechend eine lange Tradition und 
ist für die Einrichtungen ein wichtiges Anlie-
gen. Soziokulturelle Zentren sehen sich selbst 
generell als „per se politisch“ und wollen sich 
mit Mitteln der Kunst und Kultur mit aktuellen 
gesellschaftspolitischen Themen auseinan-
dersetzen. So widmen sie sich in ihrer Arbeit 
– neben der künstlerischen und kulturellen 
Programmarbeit – auf unterschiedlichste Art 
und Weise den Themenfeldern Politik und Ge-
sellschaft. Formate sind hier künstlerisch-
kulturelle Angebote (insbesondere Literatur, 
Theater und Filmkunst, Ausstellungen), Vorträ-
ge, Diskussionsveranstaltungen, Trainings und 
Workshops sowie die sozialräumliche Quar-
tiersarbeit. Zielgruppen sind junge Menschen 
und Erwachsene, meist mit unterschiedlichen 
kulturellen Hintergründen und sozialen Her-
künften. Angesprochen werden diese Zielgrup-
pen durch allgemeine Maßnahmen der Öffent-
lichkeitsarbeit (Flyer, Website, Social Media, 
Lokalpresse), vor allem aber auch im Rahmen 
der Quartiersarbeit und durch die Kooperation 
mit Partnern, die oft Räumlichkeiten in den so-
ziokulturellen Zentren nutzen (z. B. kommunale 
Integrationszentren, Vereine, politische Initiati-
ven, Weiterbildungsträger etc.). Angebote der 
kulturellen und politischen Bildung sind in der 
Regel fester Bestandteil der soziokulturellen 
Zentren. Teilweise existiert ein eigenständiger 
Programmbereich. Am meisten findet kultu-
relle und politische Bildung im Rahmen von 
Projekten mit inhaltlichen Schwerpunkten und 
begrenzter Laufzeit statt. An der Planung sind 
die Einrichtungen selbst, aber auch andere kul-
turelle bzw. zivilgesellschaftliche Akteure in der 
Stadt / im Stadtteil sowie Partner aus Kunst, 
Kultur, Bildung und Soziales beteiligt. Somit 
finden die Angebote in den Häusern selbst, bei 
Kooperationspartnern, aber auch im öffentli-
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chen Raum, im Rahmen von aufsuchender Ar-
beit, statt. Das Angebot ist besonders relevant, 
da soziokulturelle Zentren seit Jahrzehnten 
fest im Stadtteil verankert und vernetzt sind, 
ihrem Verständnis nach offene Häuser, Orte 
der Begegnung, der kulturellen Vielfalt, der 
Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen 
Themen und des Dialogs sind. Unter anderem 
durch künstlerische und kulturelle Formate 
werden hier (auch niedrigschwellige) Zugänge 
zu gesellschaftspolitischen Themen für diverse 
Zielgruppen geschaffen. Aktuell werden in den 
Zentren Themen behandelt wie Rassismus in 
Schule und Gesellschaft, Fake News, Rechts-
populismus, Länderreporte, z. B. Mali, aktuelle 
Entwicklungen in Belarus, Kooperationen/Ein-
bindung von kommunalem Jugendparlament 
und Organisation von Bürgermeisterhearings, 
Grundeinkommen. 

• Wissenschaft: Die „Politische Bildung“ ist 
an den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen 
in Forschung und Lehre vielfältig vertreten. 
Forschungsschwerpunkte zur politischen 
Bildung sind in elf Universitäten, vier Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften und 
in einer außeruniversitären Institution, dem 
Deutschen Institut für Erwachsenenbildung/
Leibniz-Zentrum für lebenslanges Lernen in 
Bonn, verankert. Besonders hervorzuheben ist 
die Universität Duisburg-Essen mit drei Institu-
ten und sieben Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern. Die Thematik der politischen 
Bildung ist in den verschiedenen Fakultäten 
mit unterschiedlicher Schwerpunktsetzung zu 
finden. Zusammenfassend lässt sich festhal-
ten, dass die politische Bildung in den Sozial-, 
Politik-, Gesellschafts-, Bildungs- und Kultur-
wissenschaften behandelt wird. Relevante 
Studienangebote im Bereich der politischen 
Bildung finden sich an den nordrhein-westfäli-
schen Hochschulen insbesondere in der Leh-
rerausbildung. Die zehn lehrerbildenden Uni-
versitäten bieten für die verschiedenen Schul-
formen insgesamt 61 Studiengänge im Stu-
dienbereich Sozialwissenschaften an, 31 mit 
dem Abschluss Bachelor und 30 mit dem Ab-
schluss Master. Im Wintersemester 2019/20 
studierten ca. 12.500 Studierende in diesen 
Studiengängen. Im Weiteren können Studien-
gänge aus den Sozial- und Rechtswissenschaf-
ten einschlägig für das Thema „Politische Bil-
dung“ sein. 

Landeszentrale für politische Bildung 
im Ministerium für Kultur und Wissen-
schaft

Die Landeszentrale für politische Bildung Nord-
rhein-Westfalen versteht es als ihre Aufgabe, die 
Menschen im Land bei der Herausbildung einer 
demokratischen Haltung zu unterstützen und 
einen Beitrag zur Stärkung der demokratischen 
Teilhabe zu leisten. Um dieses Ziel zu erreichen, 
holt die Landeszentrale die Menschen in ihrer je-
weiligen Lebenswirklichkeit – vom Quartier bis zu 
den sozialen Medien – ab und lädt sie ein, sich auf 
den gemeinsamen Weg des Demokratielebens 
und Demokratielernens zu begeben. Folgende 
Handlungsfelder stehen dabei im Mittelpunkt: 

• Aufsuchende politische Bildung: Demokrati-
sche Teilhabe korreliert zunehmend mit der so-
zialen Lage eines Menschen. Soziale Problem-
lagen konzentrieren sich oftmals in bestimm-
ten Stadtteilen der Ballungsräume, in denen 
eine geringe Wahlbeteiligung und eine hohe Ak-
zeptanz für populistische Parolen besteht. Ziel 
ist es, Menschen in belasteten Stadtteilen da-
bei zu unterstützen, ein selbstverantwortliches 
Leben zu führen, teilzuhaben an der Quartiers-
Entwicklung und die eigene Bildungs- und Be-
rufsbiografie zu gestalten. Die Landeszentrale 
für politische Bildung Nordrhein-Westfalen ist 
davon überzeugt, dass gerade das Erlernen all-
tagsrelevanter, basaler Demokratiekompeten-
zen einen Beitrag dazu leistet, dass Menschen, 
die sich von allem abgehängt fühlen, unsere 
Demokratie als Chance betrachten. Die Lan-
deszentrale für politische Bildung Nordrhein-
Westfalen will verdeutlichen, dass Demokratie 
für alle attraktiv ist. Ein Großteil der Angebote 
ist daher aufsuchend und quartiersorientiert. 
Ein Grundgedanke der aufsuchenden politi-
schen Bildung könnte mit dem Motto „Wenn 
ihr nicht zu uns kommt, kommen wir eben zu 
euch“ umschrieben werden. Um die Menschen 
in ihrem Lebensumfeld erreichen zu können 
und die Bildungsarbeit nachhaltig zu betreiben, 
arbeitet die Landeszentrale vor Ort eng mit den 
Einrichtungen der politischen Bildung in Nord-
rhein-Westfalen zusammen und fördert diese 
im Rahmen einer entwickelten Förderrichtlinie. 
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• Auseinandersetzung mit menschenfeind-
lichen Einstellungen und Präventionsarbeit 
gegen politisch und religiös begründeten 
Extremismus: Das friedliche Zusammen-
leben von Menschen unterschiedlicher kul-
tureller, religiöser, weltanschaulicher oder 
sexueller Orientierung ist Bestandteil des All-
tags in Nordrhein-Westfalen. Diskriminierung, 
Rassismus, Antisemitismus sowie Demokra-
tiefeindlichkeit sind daher in all ihren Erschei-
nungsformen nicht akzeptabel. Es bedarf eines 
entschiedenen Handelns gegen derartige Ten-
denzen. Demokratiebildung mit dem Ansatz 
der Grund- und Menschenrechtsbildung ist 
zentrale Handlungsprämisse und die Basis der 
Präventionsarbeit der Landeszentrale. Extre-
mistische Gewalt sowie politisch und religiös 
motivierter Terror erschüttern leider vielerorts 
in Europa das friedliche Zusammenleben. Auch 
für Nordrhein-Westfalen ist diese Bedrohung 
keineswegs abstrakt. Die Landeszentrale ver-
steht es als ihre Aufgabe, über politischen und 
religiösen Extremismus zu informieren. Dazu 
zählen sowohl die Vermittlung von Wissen über 
verschiedene Formen von Diskriminierung so-
wie antidemokratische Einstellungen und Ver-
haltensweisen als auch die Sensibilisierung für 
verschiedene Erscheinungsformen von Extre-
mismus. Die Landeszentrale stärkt Handlungs-
kompetenzen in der Auseinandersetzung mit 
sämtlichen Extremismen. Die Landeskoordi-
nierungsstelle gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus (LKS) koordiniert und steuert als 
Teil der Landeszentrale die Arbeit und die Ko-
operation der Beratungseinrichtungen (fünf 
Mobile Beratungen, zwei Opferberatungsstel-
len, eine zivilgesellschaftliche Ausstiegsbera-
tung) im Themenfeld Rechtsextremismus- und 
Rassismusprävention. Sie ist zudem Schnitt-
stelle zu den Partnerinnen und Partnern im 
Landesnetzwerk gegen Rechtsextremismus. 
Über das Förderprogramm „NRWeltoffen“ 
werden außerdem die lokale Ebene in der prä-
ventiven Arbeit gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus gestärkt und Kommunen in der 
nachhaltigen Entwicklung und Umsetzung prä-
ventiver Handlungskonzepte unterstützt.

• Weiterentwicklung und Profilbildung der 
Erinnerungskultur: Wachsende Verunsiche-
rung in der Gesellschaft, zunehmend öffentlich 

geäußerte Ressentiments und populistische 
Versuche, Geschichte umzudeuten und na-
tionalsozialistische Verbrechen zu relativie-
ren, zeigen: Niemals war die Orientierung, die 
Erinnerungskultur einer Gesellschaft bieten 
kann, nötiger. Die Landeszentrale für politische 
Bildung fördert die Arbeit der NS-Gedenkstät-
ten und -Erinnerungsorte im Land und stärkt 
sie dadurch als Orte der offenen Auseinander-
setzung und Debatte über grundlegende ethi-
sche und gesellschaftliche Fragen. Grundlage 
der NS-Gedenkstättenarbeit sind fundierte 
Recherche- und Forschungsarbeiten. Nur so 
kann gesichertes Wissen darüber entstehen, 
was am authentischen Ort und in der Region 
geschehen ist. Von großer Bedeutung ist dabei 
die Frage nach der Verantwortung des Einzel-
nen. Die Landeszentrale ist davon überzeugt, 
dass diese Debatte Teil einer lebendigen Erin-
nerungskultur sein muss, denn die Frage nach 
individueller Verantwortung berührt unmittel-
bar auch die Grundlagen unseres heutigen Zu-
sammenlebens.

• Förderung der demokratischen Gesprächs- 
und Diskussionskultur in einer pluralen Ge-
sellschaft: Ob „Hatespeech“, „Shitstorm“ 
oder „Fake News“ – die Kommunikationskultur 
innerhalb unserer Gesellschaft hat sich in den 
letzten Jahrzehnten verändert. Der Ton, in dem 
die Menschen mitunter miteinander kommuni-
zieren, reicht von rau über hart bis hin zu hass-
erfüllt. Die Verlagerung von Debatten in den 
digitalen Raum scheint vielerorts Hemmungen 
und Anstand abgebaut zu haben. Die Bereit-
schaft zu sachlichen, multiperspektivischen 
Debatten schwindet immer weiter. Die faire 
Debatte wird verlernt, wenn sie nicht gepflegt 
wird. In dieser Szenerie versteht es die Landes-
zentrale als ihre Aufgabe, eine wertebasierte 
Diskussions- und Streitkultur zu fördern. Oft-
mals kranken Debatten daran, dass sie in einer 
einfältigen Perspektive auf den Diskussions-
gegenstand verharren und keinen echten Pers-
pektivwechsel anstreben. Dieser ist jedoch der 
Schlüsselmoment, um gegenseitige Akzeptanz 
und auch gegenseitigen Respekt zu fördern. 
Anzuerkennen, dass es nicht nur die eigene 
Lebenswirklichkeit, sondern auch andere Le-
benswirklichkeiten gibt, ist hierbei der erste 
Schritt, um Vielfalt zu leben. 
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• Wahlen und politische Beteiligung: Die Facet-
ten politischer Beteiligung sind vielfältig. Jeder 
und jede Einzelne hat die Chance, sich in poli-
tische Entscheidungen einzubringen. Die Teil-
nahme an Wahlen, das Engagement in Partei-
en, Initiativen und Vereinen, die politische De-
batte in der Familie und im Freundeskreis, die 
Mitwirkung in einer digitalen oder analogen Öf-
fentlichkeit – dies sind nur einige der Optionen, 
die Teilhabe ermöglichen. Als überparteilich 
arbeitende Einrichtung der politischen Bildung 
motiviert die Landeszentrale Bürgerinnen und 
Bürger zu demokratischem Engagement, in-
dem wir demokratische Handlungskompeten-
zen fördern. Die Landeszentrale versteht es als 
ihre Aufgabe, über die verschiedenen Möglich-
keiten politischer Beteiligung zu informieren.

• Politische und kulturelle Bildung: Die Ver-
knüpfung von kultureller und politischer Bil-
dung bietet das große Potenzial, Demokratie 
in kreativer und künstlerischer Form erlebbar 
zu machen, Auseinandersetzungen mit poli-
tischen Fragestellungen anzuregen und alter-
native Zugänge zu gesellschaftspolitischen 
Debatten zu ermöglichen. Während die kultu-
relle Bildung häufig auf emotionale und kogni-
tive Vermittlungswege setzt und Reflexionspro-
zesse mit Gefühlserfahrungen verbindet, wird 
dieses Vorgehen nicht per se mit politischer 
Bildung in Verbindung gebracht. Daher besteht 
für die Landeszentrale für politische Bildung 
die wichtige Prämisse, dass kulturelle Formen 
von politischer Bildung Moderation und Beglei-
tung erfahren müssen. Auf diese Weise kann 
die Verknüpfung von politischer und kultureller 
Bildung einen großen Mehrwert bieten. 

• Historisch-politische Bildung und Landes-
kunde: Die Förderung der politischen Kultur 
in Nordrhein-Westfalen ist Kernaufgabe der 
Landeszentrale. Den Blick auf Nordrhein-West-
falen, seine Geschichte, sein politisches Sys-
tem und seine „Alltagskultur“ greift sie mit 
landeskundlichen Angeboten auf. Die Kennt-
nis der Vergangenheit ist eine wichtige Vor-
aussetzung, um die Gegenwart zu verstehen 
und die Zukunft mitzugestalten. Ziel ist daher, 
spezifische Themen, über die sich Bezüge und 
Vergleiche zur Gegenwart herstellen lassen, 
herauszuarbeiten und spannend aufzuberei-
ten. Das Lernen aus der Vergangenheit für die 
Zukunft unter Berücksichtigung aktueller Her-
ausforderungen – auch das gehört zu den Auf-

gaben politischer Bildung. Die Landeszentrale 
möchte das Geschichtsbewusstsein der Bür-
gerinnen und Bürger, ihr Verständnis für das 
politische, gesellschaftliche und kulturelle Le-
ben in Nordrhein-Westfalen überparteilich und 
zugleich auf der Höhe der wissenschaftlichen 
Forschung fördern. Die nordrhein-westfälische 
Geschichte und Politik soll so verständlich und 
öffentlich wahrnehmbar werden.

• Stärkung von politischer Bildungsarbeit und 
Forschung in der Auseinandersetzung mit 
aktuellem Antisemitismus: Aktuell steigt in 
unserer Gesellschaft die Gefahr des Antisemi-
tismus. Juden und Jüdinnen fühlen sich vieler-
orts in Deutschland nicht mehr sicher, auch in 
Nordrhein-Westfalen ist Judenfeindschaft ein 
Bestandteil ihres Alltags. Eine von der Antise-
mitismusbeauftragten des Landes Nordrhein-
Westfalen veröffentlichte Studie nennt vor al-
lem den israelbezogenen Antisemitismus als 
zunehmendes Problem. Die Landeszentrale 
für politische Bildung tritt allen Erscheinungs-
formen von Antisemitismus entschieden ent-
gegen. Sie initiiert Bildungsprozesse, um im 
Vorfeld und in Frühphasen der Radikalisierung 
identitätsstiftend bei gefährdeten jungen Men-
schen zu wirken. Die Stärkung der demokrati-
schen Haltung steht im Mittelpunkt. Gleichzei-
tig ist es wichtig, den Forschungsprozess in der 
Auseinandersetzung mit aktuellem Antisemi-
tismus zu fördern. 

 
Staatskanzlei 

Verschiedenen Untersuchungen zufolge findet 
Radikalisierung zunehmend im Online-Bereich 
statt (Soziale Netzwerke, Video- und Spieleplatt-
formen, Aggregatoren, Imageboards, Messen-
ger). Daher wird das Themenfeld auch in die Ak-
tivitäten des Landes Nordrhein-Westfalen im Be-
reich Medienkompetenzförderung einbezogen.

• Videospiel „Leons Identität“: Mit diesem 
Videospiel werden Kinder und Jugendliche 
über extremistische Einflüsse im Internet auf-
geklärt. Das Innenministerium (Verfassungs-
schutz) und die Staatskanzlei haben das 
Projekt gemeinsam beauftragt und begleitet. 
Entwickelt wurde das Spiel von der bildund-
tonfabrik (btf), unter anderem mehrfacher 
Gewinner des Grimmepreises sowie des deut-
schen Videospielpreises 2019. „Leons Identi-
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tät“ ist ein detektivisches Abenteuerspiel. Die 
Spielenden schlüpfen in die Rolle von Jonas, 
der sich auf die Suche nach seinem vermissten 
Bruder macht und dabei dessen Abdriften in 
die rechtsextreme Szene aufdeckt. Zum Spiel 
gehört eine Website (https://leon.nrw.de/). 
Hier können Spielende sich weiter informieren. 
Die Erstellung von Begleitmaterialien für den 
Einsatz des Spiels im Schulunterricht ist ge-
plant; die Entwicklung einer App, um das Spiel 
auf dem Smartphone nutzbar zu machen, wird 
derzeit geprüft.

• #DigitalcheckNRW: Der durch die Staats-
kanzlei geförderte „#DigitalcheckNRW“ nimmt 
– entsprechend dem Medienkompetenzrah-
men NRW (https://medienkompetenzrahmen.
nrw/) – mit den Bereichen „Informieren und 
Recherchieren“, „Kommunizieren und Koope-
rieren“ sowie „Analysieren und Reflektieren“ 
Fähigkeiten in den Blick, die für den demokrati-
schen Diskurs grundlegend sind. Konkret geht 
es um die kritische Bewertung von Informatio-
nen, ihren Quellen sowie den dahinterliegenden 
Strategien, die Einschätzung von Medieninhal-
ten hinsichtlich gesellschaftlicher Normen und 
Werte sowie die Gestaltung von Kommunika-
tionsprozessen im Sinne einer aktiven Teilhabe 
an der Gesellschaft. Auf www.digitalcheck.nrw 
können Nutzerinnen und Nutzer ihre Kenntnis-
se in den verschiedenen Themenfeldern testen 
und werden über passende Bildungsangebote 
von externen Trägern (in zahlreichen Formaten 
von Präsenzveranstaltungen bis zu Online-Kur-
sen) informiert. Das Angebot richtet sich vor-
rangig an junge Erwachsene nach Beendigung 
der Schulpflicht, ist aber grundsätzlich für alle 
Altersstufen offen. Umgesetzt wird es von der 
Gesellschaft für Medienpädagogik und Kom-
munikationskultur (GMK).

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales

• Projekt „Politische Partizipation Passge-
nau!“: Hierbei handelt es sich um ein vom 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales (MAGS) gefördertes Projekt der Lan-
desarbeitsgemeinschaft SELBSTHILFE NRW 
e. V. Menschen mit Behinderungen sind stark 
unterrepräsentiert in der (Komunal-)Politik. 
Die (Kommunal-)Politik ist noch sehr barriere-

behaftet und für Menschen mit Behinderungen 
oftmals nur schwer zugänglich. Für die Ge-
staltung eines inklusiven Gemeinwesens und 
die Einbeziehung von Menschen mit Behinde-
rungen in politischen Planungs- und Entschei-
dungsprozessen ist sie aber entscheidend und 
unabdingbar. Das Projekt „Politische Partizipa-
tion Passgenau!“ will die partizipativen Struk-
turen in den Kommunen Nordrhein-Westfalens 
verbessern, um effektive (politische) Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen und chro-
nischen Erkrankungen zu ermöglichen sowie 
strukturelle, kulturelle und praktische Voraus-
setzungen sichtbar zu machen, die es dafür 
braucht. Das Projekt unterstützt und berät bei 
den konkreten Schritten der Umsetzung auf 
kommunaler Ebene und trägt zur Bewusst-
seinsbildung und Sensibilisierung des Themas 
bei. 

• Kompetenzzentren „Selbstbestimmt Leben“: 
Die vom MAGS u. a. aus Mitteln des Europäi-
schen Sozialfonds geförderten sechs Kompe-
tenzzentren „Selbstbestimmt Leben“ bieten 
vielfältige Angebote zur politischen Bildung 
für Menschen mit Behinderungen in diversen 
– barrierefreien – Formaten an (z. B. zu anste-
henden Wahlen oder zu Wegen zu einem poli-
tischen Mandat). Weitere Informationen unter 
www.ksl-nrw.de. 

 
Ministerium des Innern

Politische Bildung wird im Geschäftsbereich des 
Ministeriums des Innern in der Aus- und Fort-
bildung an den folgenden Einrichtungen gelehrt 
bzw. unterrichtet:

• Hochschule für Polizei und Verwaltung NRW 
(HSPV),

• Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei NRW 
(LAFP),

• Deutsche Hochschule der Polizei (DHPol),

• Institut der Feuerwehr Nordrhein-Westfalen 
(IdF NRW),

• Fortbildungsakademie Mont-Cenis (FAH) und

• Institut für öffentlich Verwaltung (IöV).

Zudem ergeben sich Berührungspunkte zur Ar-
beit des Verfassungsschutzes des Landes NRW. 
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• Hochschule für Polizei und Verwaltung NRW 
(HSPV): 

a) Öffentliche Verwaltung: Die HSPV NRW ist 
die zentrale Einrichtung für die Ausbildung 
von Polizei und öffentlicher Verwaltung des 
gehobenen Dienstes (LG 2.1) in NRW. Mit 
der Verantwortung für die Qualifizierung des 
Beamtennachwuchses ist es von besonde-
rer Bedeutung, neben Wissen, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten auch Haltung zum Staat 
im Sinne der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung zu fördern. Die ausschließ-
liche Zielgruppe ist dabei der Beamten-
nachwuchs. Die HSPV hat aktuell keine Auf-
gaben für die Bildung anderer Zielgruppen, 
obgleich es durchaus verstreute Aktivitäten 
im Bereich der sog. Third-Mission gibt. Dem 
Charakter der Hochschule folgend, werden 
die Elemente der politischen Bildung in eher 
wissenschaftsbasierter Form (Vorlesung, 
Seminar, Vorträge etc.) vermittelt, wobei 
hier diverse Anknüpfungspunkte bestehen. 
Besondere fachliche Verantwortung liegt 
hier bei den Sozialwissenschaften (Politik-
wissenschaft [z. B. Demokratische Willens-
bildung und Entscheidungsfindung, Partizi-
pation, Pluralismus, Governance], Soziolo-
gie [z. B. Soziale Ungleichheit], Psychologie 
[z. B. zu Vorurteilen] oder Ethik [Akzeptanz 
von Diversität]). Besondere Bedeutung ha-
ben aber auch Staats- und Europarecht 
(Prinzipien der Demokratie, Gestaltung 
der politischen Strukturen und Prozesse, 
Rechtsstaatlichkeit). In der fachpraktischen 
Ausbildung sind vor allem die Kommunal-
verwaltungsstudierenden an demokrati-
schen Prozessen der kommunalen Selbst-
verwaltung beteiligt bzw. erhalten direkten 
Einblick, z. B. im Kontext von Vorbereitungen 
von Rats-/Ausschusssitzungen, beobach-
tender Teilnahme an kommunaler Demo-
kratie sowie Mitwirkung an demokratischen 
Prozessen wie z. B. in die Durchführung von 
Wahlen oder Bürgerentscheiden. Politische 
Bildung darf nicht nur kognitiv vermittelt 
werden. Vielmehr muss demokratisches 
Lernen gelebt werden. Insofern eröffnet 
die Hochschule auch Mitwirkungsmöglich-
keiten für die Interessen und Belange der 
Studierenden: Aufgaben als Kurssprecher, 
Mitwirkung im Studierendenparlament, Teil-
nahme an örtlichen Qualitätszirkeln, Mitwir-

kung in gewählten Gremien (Fachbereichs-
rat, Senat) und Kommissionen. 
Politische Bildung an der HSPV NRW ist ein 
breit angelegter, nicht auf einzelne Lehr-Dis-
ziplinen zu verengender kognitiver, affekti-
ver und konativer Prozess. Für die angehen-
den Staatsbediensteten ist die Orientierung 
an den Grundwerten des Systems und den 
Prinzipien der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung sowie der Rechts- und Sozial-
staatlichkeit von zentraler Bedeutung. Diese 
in allen Lehr- und Lernformaten zu betonen 
ist die Herausforderung an Studierende 
und Lehrende gleichermaßen. Aus Sicht der 
HSPV ist es wichtig, die benötigten Freiräu-
me für politische Bildung zu gewährleisten. 
In den hochschulinternen Diskussionen geht 
es vielfach um berufsrelevantes Wissen, Fä-
higkeiten und Fertigkeiten, während die zu-
gehörigen „Softskills“, die sich – auch im 
Sinne der politischen Bildung – auf Haltung 
und Verantwortung beziehen, nicht so im 
Vordergrund stehen. Hier ist die allgemeine 
Aufwertung der politischen Bildung gefor-
dert, um sie auch im speziellen Anwendungs-
feld der Beamtenqualifizierung angemessen 
zu würdigen.

b) Polizei: Zur Wahrnehmung ihres Auftrags in 
einer entsprechend komplexen Umwelt be-
nötigen Polizistinnen und Polizisten neben 
rechtlichen und polizeifachlichen Kenntnis-
sen zudem politische Bildung, welche sie 
befähigt, kritisch-reflektiert Einsatzanlässe 
in ihrem politisch-sozialen Kontext zu ver-
stehen, Urteilsfähigkeit zu entwickeln und 
die Menschenwürde achtend im Sinne der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
zu handeln. Vor dem Hintergrund der auf-
gezeigten Dynamiken bedarf es dabei einer 
stetigen Weiterentwicklung der polizeilichen 
Aus- und Fortbildung unter Einbeziehung 
polizeilicher sowie polizeiexterner Experti-
se. Menschenrechtsbildung ist Leitlinie in 
Grund- und Hauptstudium des Bachelor-
studiengangs Polizeivollzugsdienst an der 
HSPV. Schulungen hinsichtlich der Verfas-
sungsprinzipien und Grundrechte in ihrer 
Bedeutung für die Berufspraxis und für poli-
zeiliche Maßnahmen sind immanent. Die 
Thematisierung von Interkultureller Kom-
petenz und Politikwissenschaft, insbeson-
dere von Rassismus, Politisch Motivierter 
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Kriminalität, Demokratie, Extremismus und 
Terrorismus, findet im Grundstudium statt. 
Durch einzelne Lehrende werden Besuche 
von ausgewählten Gedenkstätten im Rah-
men des Teilmoduls 3.1.5 „Polizei im histo-
rischen Wandel“ durchgeführt. Es existiert 
darüber hinaus eine Bildungskooperation 
der HSPV mit der International School for 
Holocaust in Yad Vashem mit jährlich statt-
findenden Studienfahrten. Ferner lehren an 
der HSPV zahlreiche national ausgewiesene 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
die zur Polizeigeschichte im Nationalsozia-
lismus gearbeitet haben. Diese Forschun-
gen werden institutionell im „Institut für 
Geschichte und Ethik der Polizei und öffent-
liche Verwaltung“ (IGE) gebündelt.

• Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei NRW 
(LAFP): Im Rahmen der Fortbildung der Polizei 
NRW beim LAFP sind die Themen Demokratie, 
Rassismus, Antisemitismus, Ausländerfeind-
lichkeit und Formen der Ausgrenzung und An-
feindung sowie das Training zu Interkultureller 
Kompetenz im Einsatztraining NRW und in der 
Einführungsfortbildung der Spezialeinheiten 
platziert. Im Bildungszentrum Selm-Bork be-
findet sich derzeit eine Ausstellung über die 
Polizei in der Zeit des Nationalsozialismus in 
der Umsetzung. Diese soll historisches Wissen 
über die Rolle der Polizei und ihre aktive Teil-
nahme am begangenen Unrecht vermitteln. Im 
Rahmen der Fortbildungsmaßnahme „Extre-
mismusbeauftragte – Einführungsfortbildung“ 
wird der Geschichtsort „Villa Ten Hompel“ 
in Münster und die dortige Ausstellung „Ge-
schichte, Gewalt, Gewissen“ besucht. 

• Deutsche Hochschule der Polizei (DHPol): 
An der DHPol gibt es gegenwärtig die Koordi-
nierungsstelle „Politische Bildung und Polizei“ 
(KOST PolBiP), die auf Basis einer Modellpro-
jektförderung der Bundeszentrale für politische 
Bildung eingerichtet wurde. Partner des ent-
sprechenden Projekts mit dem Titel „Politische 
Bildung und Polizei 2“ sind die DHPol sowie die 
HSPV. Ziel ist die Stärkung von Kooperationen 
zwischen polizeilichen und nicht-polizeilichen 
Bildungsakteurinnen und -akteuren. Begleitet 
werden die Arbeiten des Projekts von einem 
Arbeitskreis „Politische Bildung und Polizei“, 
welcher sich aus Vertreterinnen und Vertretern 
der Projektpartner, Polizei, Wissenschaft und 

Zivilgesellschaft zusammensetzt. Ein beson-
derer Aufgabenschwerpunkt der KOST PolBiP 
ist die Installierung und Etablierung geeigneter 
Dialogformate für den inhaltlich-fachlichen so-
wie methodisch-didaktischen Austausch zwi-
schen polizeilichen, wissenschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteu-
ren der politischen Bildung. Entsprechend wird 
angestrebt, interdisziplinäre sowie interorga-
nisationale Synergiepotenziale im Bereich der 
polizeilich-politischen Bildungsarbeit langfris-
tig zu nutzen und damit die Voraussetzungen 
für eine kontinuierliche Reflexion über die Aus- 
und Fortbildung der Polizei zu schaffen. Wei-
terhin gilt es, die Entwicklung praxisrelevanter 
Bildungsangebote (Seminare, Workshops, Trai-
nings etc.) zu unterstützen und diese innerhalb 
der deutschen Polizeien bekannt zu machen.

• Institut der Feuerwehr Nordrhein-Westfalen 
(IdF NRW): Das IdF NRW ist fachspezifisch für 
die Führungskräfteaus- und -fortbildung für 
die Feuerwehren im Land zuständig. Das The-
ma politische Bildung oder Demokratiebildung 
steht am IdF NRW nicht als eigener Lehrgang 
oder als eigenes Unterrichtsfach auf dem Lehr-
plan. Gleichwohl fließen aktuelle gesellschafts-
politische Positionen regelmäßig in die Aus- 
und Fortbildung mit ein. Auch finden diese The-
men indirekt über einen Werteansatz und ein 
grundlegendes demokratisches Verhalten und 
entsprechenden Umgang und Miteinander in 
der Aus- und Fortbildung statt. Inhaltliche Be-
züge zur politischen Bildung / Demokratiebil-
dung ergeben sich in der Aus- und Fortbildung 
naturgemäß bei techniklastigen Veranstal-
tungen wie z. B. vorbeugender Brandschutz, 
Brandschutztechniker und Gerätewarte we-
niger als bei Führungslehrgängen wie Grup-
pen- und Zugführerlehrgängen oder bei den 
feuerwehrtechnischen Laufbahnausbildungen 
inkl. Personal- und Mitarbeiterführung. Das 
IdF NRW hat an dem Aktionsplan „Gemeinsam 
gegen Gewalt“ der gemeinsamen Initiative des 
Ministeriums des Innern NRW, des Ministeri-
ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW, 
der Unfallkasse NRW, der komba gewerkschaft 
nrw, des Verbandes der Feuerwehren NRW, 
des Städtetages NRW, des Landkreistages 
NRW und des Städte- und Gemeindebundes 
NRW mitgearbeitet. Im Januar 2018 war der 
Abschlussbericht der für den Aktionsplan im-
pulsgebenden Studie „Gewalt gegen Einsatz-



86 

Demokratiebericht zur Lage der politischen Bildung in Nordrhein-Westfalen

kräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste 
in Nordrhein-Westfalen“ der Ruhr-Universität 
Bochum im Rahmen eines Symposiums am IdF 
NRW vorgestellt worden. Auch hier geht es um 
gesellschaftliche Werte und demokratisches 
Grundverständnis.

• Fortbildungsakademie Mont-Cenis (FAH): In 
NRW gibt es eine Vielzahl an guten Adressen, 
die Veranstaltungen zur politischen Bildung an-
bieten: parteinahe Stiftungen, gewerkschaft-
liche und kirchliche Einrichtungen sowie Ein-
richtungen von Bürgerbewegungen und Initia-
tiven. Diese Einrichtungen sind alle nach dem 
Weiterbildungsgesetz anerkannt und bieten zu 
konkreten Themenstellungen ein umfassendes 
Angebot an, dass im Wege von Freistellungen 
in Anspruch genommen werden kann und zu 
dem die Fortbildungsakademie des Ministe-
riums des Innern nicht in Konkurrenz tritt. Die 
FAH in Herne hat den Auftrag, allgemeine Fort-
bildungsangebote für alle Beschäftigten der 
Landesverwaltung im beruflichen Kontext zu 
konzipieren und durchzuführen. Damit leistet 
sie einen wichtigen Beitrag zu einer modernen, 
leistungsfähigen und rechtsstaatlichen Lan-
desverwaltung. Die Angebote, die die FAH im 
Rahmen ihres Fortbildungsprogramms unter-
breitet, stützen die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer auftragsgemäß in erster Linie in der 
Bewältigung ihrer dienstlichen Aufgabenwahr-
nehmung und dem Umgang mit den Bürgerin-
nen und Bürgern. Sie haben darüber hinaus 
Einfluss auf die Handlungsmöglichkeiten im 
privaten, sozialen und politischen Umfeld und 
fördern damit indirekt auch die Demokratie-
kompetenzen. Demokratische Kompetenzen 
werden vor allem in den Themenfeldern Kom-
munikation und Kooperation, Führungskräf-
teentwicklung, Entscheidungsfindung und 
Durchsetzung am Beispiel Europa, Diversität 
und interkulturelle Kompetenz vermittelt. Dar-
über hinaus werden in zweistündigen Vorträgen 
Lernimpulse „Herne vor Ort“ nach Wahl der Be-
hörden Themen behandelt, die auch politische 
Zielsetzungen wie die Themen Nachhaltigkeit 
oder Digitalisierungsreife beleuchten. 

• Institut für öffentliche Verwaltung (IöV): 
In allen Lehrgängen der Vorbereitungsdiens-
te zur Qualifizierung und Ausbildung im Be-
reich der allgemeinen Verwaltung wird die Teil-
nehmerschaft nach Maßgabe der jeweiligen 

Lernzielkataloge in Staats- und Verfassungs-
recht unterrichtet. Auf diese Weise werden 
die Grundzüge des Demokratieverständnisses 
bei den Nachwuchskräften der allgemeinen 
Verwaltung – unabhängig von dem späteren 
Einsatzbereich – verankert. Im Wesentlichen 
werden folgende Themen behandelt: Staats-
recht, Verfassungsgrundsätze, Bundesorgane, 
Gesetzgebungszuständigkeiten/-verfahren, 
Ausführung der Bundesgesetze, Grundrechte. 
Die Teilnehmerschaft ist nach Abschluss ihrer 
Lehrgänge in der Lage, die Bedeutung der Ver-
fassung der Bundesrepublik Deutschland und 
die Bedeutung der Grundrechte zu interpre-
tieren. Sie verknüpft europäisches Recht mit 
deutschem Recht. Sie kann die verfassungs-
rechtlichen Grundentscheidungen, den Aufbau 
der Bundesrepublik, die Aufgaben der Verfas-
sungsorgane, die staatliche Tätigkeit und Stel-
lung der Rechtsprechung, die Systematik und 
die Sicherung der Grundrechte erklären. Zu-
dem kennt sie die Entstehungsgeschichte der 
EU und die Organe der EU. Sie ist über die Ent-
stehung und die Auswirkung des Europarechts 
informiert.

Verfassungsschutz

Informierte, mündige Bürgerinnen und Bürger 
sind der beste Schutz für eine demokratische 
Gesellschaft. Eine wachsame Bevölkerung kann 
die Propaganda, die Einstiegsmuster und das 
Agieren extremistischer Bestrebungen frühzei-
tig erkennen und entlarven. „Verfassungsschutz 
durch Aufklärung“ lautet daher ein wesentlicher 
Arbeitsauftrag des nordrhein-westfälischen Ver-
fassungsschutzes. Die Aufklärung über Erschei-
nungsweisen, Aktionsformen und Agitations-
muster des Extremismus zählt zu den Präventi-
onsmaßnahmen, die der Verfassungsschutz ins-
besondere in den Bereichen Islamismus, Rechts-
extremismus und Linksextremismus ergreift. 
Er bringt seine Erkenntnisse in alle drei grund-
legenden Felder der Prävention ein: die primäre 
(bzw. universelle), sekundäre (selektive) und ter-
tiäre (indizierte) Extremismusprävention. Diese 
werden danach unterschieden, ob extremistisch 
aktive Personen adressiert werden (tertiäre Prä-
vention), Menschen in Annäherungsbewegungen 
(sekundäre Prävention) oder Personen, die keine 
Nähe zum Extremismus haben und insofern be-
sonders wichtige Stützen der Demokratie sind 
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(primäre Prävention). Der Verfassungsschutz 
NRW bietet im Rahmen der Prävention zu den 
Themen Rechtsextremismus und Islamismus 
Sensibilisierungsmaßnahmen an, die Aufklärung 
über diese Formen des Extremismus beinhalten 
und zur Stärkung demokratischer Haltungen und 
Wachsamkeit beitragen. 

• Rechtsextremismusprävention: Die Rechts-
extremismusprävention umfasst mehr als 
100 Aufklärungsveranstaltungen pro Jahr (für 
Schülerinnen und Schüler – in der Regel ab 
Stufe 9, Lehrerinnen und Lehrer, Beschäftig-
te aus Justizvollzugsanstalten, der Polizei und 
aus Kommunalverwaltungen). Veranstaltungs-
formate sind variabel, von Vorträgen über Vor-
tragsgespräche bis hin zu Projekttagen mit 
verschiedenen Workshops. Diese Veranstaltun-
gen durchleuchten das Thema häufig anhand 
des Leitbegriffs der „Erlebniswelt Rechtsextre-
mismus“. Mit ihm werden Beweggründe analy-
siert, aus denen sich Jugendliche und junge Er-
wachsene der Szene annähern. Zu den zentra-
len Reizen zählt eine Erlebniswelt, in der men-
schenverachtende Botschaften und zum Teil 
moderne, jugendnahe Angebote verschmelzen. 

• Islamismusprävention: Im Rahmen der Is-
lamismusprävention werden regelmäßig Ver-
anstaltungen unter anderem für die Bereiche 
Schule, Wissenschaft, Jugend, Polizei und 
Justiz durchgeführt. Die Darstellung aktueller 
Erscheinungsformen des Islamismus durch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verfas-
sungsschutzes wird häufig durch Vorträge und 
Workshops von Beraterinnen und Beratern 
des Programms „Wegweiser“ ergänzt, die aus 
der Arbeit mit Betroffenen und deren Umfeld 
berichten. Schulen und Einrichtungen der Ju-
gendarbeit können darüber hinaus beim Ver-
fassungsschutz kostenlose Module, zum Bei-
spiel Theaterstücke und Workshops, buchen, 
mit denen das Thema extremistischer Salafis-
mus im Unterricht, in AGs oder Projektwochen 
behandelt werden kann. 

• Fachtagungen: Der Verfassungsschutz richtet 
darüber hinaus, in der Regel jährlich, Fachta-
gungen aus, die aktuelle Fragen des Extremis-
mus aufgreifen und analysieren, zuletzt die 
Tagung „Antisemitismus – alter Hass in neuen 
Formen?“ am 23. September 2019 in Koopera-
tion mit der Jüdischen Gemeinde Düsseldorf 
und dem Bürgerbündnis „Düsseldorfer Appell“. 

Etwa 170 Multiplikatorinnen und Multiplikato-
ren aus Politik und Verbänden, Sicherheitsbe-
hörden und Bildungspraxis nahmen daran teil.

• Projekt Prisma: Im Rahmen des Projekts Pris-
ma bietet der nordrhein-westfälische Verfas-
sungsschutz Veranstaltungen mit Aussteige-
rinnen und Aussteigern aus extremistischen 
Szenen an. Mit dem Namen Prisma drücken 
die Projektbeteiligten aus, dass sie – so wie das 
Prisma einen Lichtstrahl bricht – mit ihrer ex-
tremistischen und kriminellen Vergangenheit 
gebrochen haben. Prisma ist ein Projekt der 
Primärprävention und richtet sich an Schüle-
rinnen und Schüler sowie an Multiplikatorinnen 
und Multiplikatoren. Voraussetzung für die Ver-
anstaltung eines Aussteigergesprächs ist die 
Einbettung in einen didaktischen Kontext, so-
dass die Eindrücke mit den Teilnehmenden re-
flektiert und Informationen zur jeweiligen Form 
des Extremismus ergänzt werden können.

• Projekt „Kommunen gegen Extremismus“: 
Seit 2014 betreibt der Verfassungsschutz NRW 
zudem das Projekt „Kommunen gegen Extre-
mismus“ – eine Kooperation des Verfassungs-
schutzes und des polizeilichen Staatsschutzes 
mit Landräten, Städten und Gemeinden, um 
jeglicher Art von Extremismus zeitnah entge-
genzuwirken. Gleichzeitig werden den Kommu-
nalverwaltungen Infoveranstaltungen zu allen 
Extremismusbereichen angeboten. Bisher sind 
sechs Landkreise und zwei kreisfreie Städte an 
diesem Projekt beteiligt. Eine Ausweitung auf 
weitere Kommunen ist beabsichtigt.

• „Wegweiser“: Wegweiser ist ein Präventions-
programm gegen gewaltbereiten Salafismus 
und andere Formen des Islamismus. Es soll Ra-
dikalisierungsprozesse bei Jugendlichen und 
jungen Heranwachsenden bereits in ihren An-
fängen verhindern. Kern des Programms ist die 
Beratung vor Ort. Sie steht Jugendlichen und 
deren Angehörigen sowie anderen Personen 
offen, die Probleme erkennen und Verände-
rungen an jungen Menschen feststellen. Dar-
über hinaus bietet „Wegweiser“ für Behörden, 
Schulen oder andere Institutionen individuelle 
Beratungsangebote, Hilfestellungen und Sen-
sibilisierungsveranstaltungen. Das Programm 
wird seit 2014 durch zivilgesellschaftliche und 
kommunale Träger vor Ort umgesetzt. Mit ins-
gesamt 25 Beratungsstellen ist eine landeswei-
te Abdeckung erreicht.
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• Intervenierende Prävention: Im Bereich der 
intervenierenden Prävention betreibt der Ver-
fassungsschutz NRW die drei Aussteigerpro-
gramme „Spurwechsel“ (im Bereich Rechts-
extremismus), „API“ (Islamismus) und „Left“ 
(deutscher und auslandsbezogener Linksextre-
mismus), die sich an ausstiegswillige Extremis-
tinnen und Extremisten richten. Wesentliche 
Bestandteile der oft langjährigen Begleitungen 
sind die systematische Aufarbeitung der Ideo-
logie und die soziale Stabilisierung der Betrof-
fenen. Dabei werden Impulse für Reflexions- 
und Bewusstwerdungsprozesse gesetzt, die 
ausstiegswilligen Personen zu einem selbstbe-
stimmten Leben in der demokratischen Gesell-
schaft verhelfen.

• Projekt VIR: Darüber hinaus zählt der Verfas-
sungsschutz NRW zum Trägerkreis des Pro-
jekts VIR („VeränderungsImpulse setzen bei 
Rechtsorientierten Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen“), einem Qualifizierungskonzept 
für Personen, die beruflich oder ehrenamtlich 
mit rechtsorientierten Jugendlichen oder jun-
gen Erwachsenen im Kontakt sind. Ziel ist es, 
in Alltagssituationen Impulse zu setzen, die zur 

Veränderung motivieren und den Prozess der 
Veränderung unterstützen. VIR ist ein Koope-
rationsprojekt mit zivilgesellschaftlichen Part-
nern, es basiert auf einem Train-the-Trainer-
Ansatz. VIR-Trainerinnen und -Trainer sind zum 
Beispiel Fachkräfte der politischen Bildung, 
aus Aussteigerprogrammen, Jugendhilfe, Fan-
projekten, Polizei und Justiz.

Neben dem Verfassungsschutzbericht veröffent-
licht der Verfassungsschutz Nordrhein-West-
falen Publikationen, die sich gezielt an Akteure 
der politischen Bildung oder andere Akteure der 
Prävention richten: zum Beispiel den mit einem 
Online-Angebot verzahnten Sammelband „Erleb-
niswelt Rechtsextremismus. modern – subversiv 
– hasserfüllt. Hintergründe und Methoden für die 
Praxis der Prävention“ (5. Auflage 2017, Koope-
rationsprojekt mit jugendschutz.net) sowie die 
Broschüre „Wegweiser – Ressourcen aktivieren, 
Expertisen bündeln“ (Juli 2020), deren Fokus 
auf der Beschreibung von Radikalisierungshin-
tergründen sowie der Darstellung der pädago-
gischen Ansätze des „Wegweiser“-Programms 
liegt.
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2.  Fragebogen der repräsentativen Umfrage

Politikinteresse und Demokratiezufriedenheit 

1.  Wie stark interessieren Sie sich für das politische Geschehen in Deutschland: sehr stark, stark,  
weniger stark oder überhaupt nicht? 

2.  Und wie stark interessieren Sie sich für das politische Geschehen in Nordrhein-Westfalen: sehr stark, 
stark, weniger stark oder überhaupt nicht? 

3.  Wie zufrieden sind Sie alles in allem mit den heutigen Lebensbedingungen und Lebensverhältnissen 
in Nordrhein-Westfalen allgemein: sehr zufrieden, eher zufrieden, eher unzufrieden oder sehr un-
zufrieden? 

4.  Und wie zufrieden sind Sie alles in allem mit Ihrer persönlichen Lebenssituation: sehr zufrieden, 
zufrieden, eher unzufrieden oder sehr unzufrieden? 

5.  Wie zufrieden sind Sie allgemein mit der Demokratie in Deutschland, also mit unserem gesamten 
politischen System, so wie es im Grundgesetz festgelegt ist? Sind Sie damit sehr zufrieden, eher 
zufrieden, eher unzufrieden oder sehr unzufrieden? 

6.  Und wie zufrieden sind Sie mit der Demokratie in Deutschland, so wie sie tatsächlich funktioniert? 
Sind Sie damit sehr zufrieden, eher zufrieden, eher unzufrieden oder sehr unzufrieden? 

7.  Man kann unterschiedliche Vorstellungen davon haben, was zu einer Demokratie dazugehört. Bitte 
sagen Sie mir / geben Sie bei den folgenden Aspekten jeweils an, ob dieser Ihrer Ansicht nach un-
bedingt zu einer Demokratie dazugehört, eher zu einer Demokratie dazugehört, eher nicht zu einer 
Demokratie dazugehört oder ob er gar nicht zu einer Demokratie dazugehört. 

• dass durch Wahlen Machtwechsel möglich sind 

• Gewaltenteilung, also die Trennung und Unabhängigkeit von Regierung, Parlament und Gerichten 

• Konflikte offen auszutragen 

• Kompromissfähigkeit bei politischen Entscheidungen 

• das Recht von Minderheiten, nach ihren eigenen Regeln zu leben, solange dadurch nicht die all-
gemeinen Grundrechte verletzt werden 

• Respekt vor Andersdenkenden 

• Meinungsfreiheit 

• soziale Marktwirtschaft 

• Chancengleichheit, also gleiche Aufstiegschancen für alle 

• Gewaltmonopol des Staates, d. h., dass nur der Staat Gewalt anwenden darf, nicht der Einzelne 

• Pressefreiheit 

• Rechtsstaatlichkeit, also das Vorhandensein von allgemeingültigem und verbindlichem Recht 
und Gesetz
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Herausforderungen und Probleme 

8.  Was sind Ihrer Meinung nach die größten Herausforderungen für Deutschland in den kommenden 
fünf Jahren? 

9.  Und was sind Ihrer Meinung nach die größten Herausforderungen für Nordrhein- Westfalen in den 
kommenden fünf Jahren? 

10.  Ich nenne Ihnen / Sie sehen nun einige Themenbereiche. Wie wichtig ist es aus Ihrer Sicht, dass in 
den nächsten Jahren in diesen Bereichen Verbesserungen erreicht werden: sehr wichtig, wichtig, 
weniger wichtig oder gar nicht wichtig? 

• bei den Möglichkeiten der politischen Mitwirkung für die Bürger 

• beim Zustand unseres Schul- und Bildungssystems 

• bei der Integration von Zuwanderern und Geflüchteten 

• bei der Gesundheitsversorgung 

• bei der öffentlichen Sicherheit 

• beim Umwelt- und Klimaschutz  

• bei der Sicherung von Arbeitsplätzen 

• beim sozialen Zusammenhalt in unserer Gesellschaft 

• beim Vorgehen gegen Rassismus, Antisemitismus und jede Form von Extremismus 

• beim Zusammenhalt Europas 

• beim Thema alternde Gesellschaft 

• bei der Debattenkultur im Land 

• bei der Gleichberechtigung der Geschlechter 

Informations- und Kommunikationswege, politische Teilhabe 

11.  Wenn Sie sich über die politischen Themen in Nordrhein-Westfalen bzw. politische Entscheidungen 
informieren wollen, welche Informationswege nutzen Sie dann hauptsächlich? 

MEHRFACHNENNUNG: 

• Fernsehen 

• Radio 

• gedruckte Zeitungen 

• Zeitungen im Internet 

• soziale Medien im Internet, z. B. Facebook, Instagram, Twitter oder YouTube 

• persönliche Gespräche mit Freunden, Verwandten und Bekannten 

• Gespräche im beruflichen Umfeld, z. B. mit Kollegen, Kunden oder Geschäftspartnern 

• Informationen der Landesregierung 

• Informationen der politischen Parteien 

• Podcasts 

• Fachliteratur 

• Zeitschriften, Magazine 

• Recherchen im Internet 

• Sonstiges: NOTIEREN 

• nichts davon, informiere mich nicht aktiv 
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12.  Wie wichtig ist Ihnen persönlich, die Möglichkeit zu haben, sich an politischen Entscheidungen zu 
beteiligen bzw. diese zu beeinflussen? Finden Sie das sehr wichtig, eher wichtig, nicht so wichtig 
oder unwichtig? 

13.  Neben der Teilnahme an politischen Wahlen gibt es weitere Möglichkeiten für die Bürger, politischen 
Einfluss zu nehmen, darunter auch solche, die nicht alle Bürger gutheißen. Ich lese Ihnen jetzt ver-
schiedene Möglichkeiten vor und Sie sagen mir bitte jeweils, ob Sie diese Möglichkeit schon einmal 
genutzt haben, ob Sie sich das grundsätzlich vorstellen könnten oder ob das für Sie nicht in Frage 
kommt. 

• bei einer Unterschriftensammlung unterschreiben 

• im Internet seine politische Meinung kundtun 

• an einem Volksbegehren oder Bürgerentscheid teilnehmen 

• an einer genehmigten Demonstration teilnehmen 

• sich direkt an einen Politiker oder eine Politikerin wenden 

• in einer Bürgerinitiative oder einem politisch tätigen Verein mitarbeiten 

• sich in einer politischen Partei engagieren 

• sich an einem Streik beteiligen 

• an einer nicht genehmigten Demonstration teilnehmen 

• bei einem Boykott mitmachen, also bestimmte Waren oder Geschäfte aus politischen Gründen 
meiden 

• an einer Sitzblockade teilnehmen 

• an einer Besetzung teilnehmen, z. B. eines Hauses, Geländes oder Waldstücks 

• gewaltsamen Widerstand leisten 

14.  Und haben Sie das bislang schon häufiger oder eher selten getan? 

• bei einer Unterschriftensammlung unterschrieben 

• im Internet seine politische Meinung kundgetan 

• an einem Volksbegehren oder Bürgerentscheid teilgenommen 

• an einer genehmigten Demonstration teilgenommen 

• sich direkt an einen Politiker oder eine Politikerin gewendet 

• in einer Bürgerinitiative oder einem politisch tätigen Verein mitgearbeitet

• sich in einer politischen Partei engagiert 

• sich an einem Streik beteiligt 

• an einer nicht genehmigten Demonstration teilgenommen 

• bei einem Boykott mitgemacht, also bestimmte Waren oder Geschäfte aus politischen Gründen 
gemieden 

• an einer Sitzblockade teilgenommen 

• an einer Besetzung teilgenommen, z. B. eines Hauses, Geländes oder Waldstücks 

• gewaltsamen Widerstand geleistet 

15.  Glauben Sie, dass der einzelne Bürger durch seine oder ihre Aktivitäten großen, etwas oder keinen 
Einfluss auf die Politik nehmen kann? 
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16.  Hatten Sie schon einmal wegen irgendeiner Sache oder Angelegenheit Kontakt mit einem Abgeord-
neten im Landtag, Bundestag oder Europäischen Parlament oder einem Ratsmitglied? 

17.  Manche Leute arbeiten ja in ihrer Freizeit ehrenamtlich in einem Verein oder einer anderen Orga-
nisation mit. Wie ist das bei Ihnen: Sind Sie in Ihrer Freizeit in einer oder mehreren der folgenden 
Organisationen oder Vereinen aktiv tätig? 

MEHRFACHNENNUNG: 

• in einem kulturellen Verein 

• in einem Sportverein 

• in einer Gewerkschaft oder beruflichen Interessenvertretung 

• in einer politischen Partei 

• in einer Kirche oder religiösen Vereinigung 

• in einer Bürgerinitiative 

• in einer anderen Vereinigung oder Gruppe: NOTIEREN 

• nichts davon 

• weiß nicht/keine Angabe 

Themen 

18.  Für welche Themen aus dem Bereich Politik, Wirtschaft und Gesellschaft interessieren Sie sich per-
sönlich besonders? 

19.  Ich nenne Ihnen / Sie sehen nun verschiedene Themen aus den Bereichen Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Bitte geben Sie jeweils an, ob Sie sich für dieses Thema bzw. dieses Themenfeld sehr 
stark, stark, weniger stark oder gar nicht interessieren. 

• die Funktionsweise unserer Demokratie und ihrer Institutionen 

• Möglichkeiten der politischen Beteiligung für die Bürger 

• Medien, Medienlandschaft und ihre Veränderungen 

• Schule, Bildung und lebenslanges Lernen 

• Menschenrechte 

• Zeitgeschichte 

• Zuwanderung und Integration 

• Internationale Politik und Europa 

• Wirtschaft und Globalisierung 

• Umwelt und Klimawandel 

• Extremismus und Populismus 

• Antisemitismus 

• Landesgeschichte Nordrhein-Westfalen 

• Genderthemen bzw. Gleichberechtigung 
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Formen der Ansprache und Formate 

20.  In Nordrhein-Westfalen bieten verschiedene Institutionen den Bürgern Informationen zu politischen 
und gesellschaftlichen Themen an. Von welchen der folgenden Institutionen war Ihnen bekannt, 
dass sie Informationen zu politischen und gesellschaftlichen Themen anbieten? 

MEHRFACHNENNUNG: 

• Parteien 

• Verbände, z. B. Verbraucher- oder Wirtschaftsverbände 

• Vereinigungen und Vereine 

• Bürgerinitiativen 

• Bundeszentrale für politische Bildung 

• Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen 

• Stiftungen 

• Bildungswerke und andere freie Träger 

• von keiner davon 

• weiß nicht/keine Angabe 

21.  Als Bürger kann man sich auf verschiedene Weise zu politischen und gesellschaftlichen Themen  
informieren. Welche der folgenden Möglichkeiten, um sich zu politischen und gesellschaftlichen 
Themen zu informieren, haben Sie selbst schon einmal genutzt? 

MEHRFACHNENNUNG: 

• Teilnahme an Lesungen 

• Teilnahme an Vorträgen und Diskussionsveranstaltungen 

• Teilnahme an Workshops 

• Bücher bzw. E-Books zu aktuellen Themen 

• Filme zu aktuellen Themen 

• soziale Medien, z. B. Facebook, Instagram, YouTube, Twitter 

• interaktive Angebote wie z. B. Quiz, Escape Game oder Planspiel 

• Podcasts 

• TV-Formate 

• Besuch einer Gedenkstätte oder eines zeitgeschichtlichen Museums 

• Besuch einer politischen Theateraufführung 

• Teilnahme an Wochenend-/Tagesseminaren 

• Sonstiges: NOTIEREN 

• nichts davon 

• weiß nicht/keine Angabe 
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22.  Welche der folgenden Möglichkeiten könnten Sie sich denn vorstellen, einmal zu nutzen, um sich zu 
politischen und gesellschaftlichen Themen zu informieren? 

MEHRFACHNENNUNG: 

• Teilnahme an Lesungen 

• Teilnahme an Vorträgen und Diskussionsveranstaltungen 

• Teilnahme an Workshops 

• Bücher bzw. E-Books zu aktuellen Themen 

• Filme zu aktuellen Themen 

• soziale Medien, z. B. Facebook, Instagram, YouTube, Twitter 

• interaktive Angebote wie z. B. Quiz, Escape Game oder Planspiel 

• Podcasts 

• TV-Formate 

• Besuch einer Gedenkstätte oder eines zeitgeschichtlichen Museums 

• Besuch einer politischen Theateraufführung 

• Teilnahme an Wochenend-/Tagesseminaren 

• nichts davon 

• weiß nicht/keine Angabe 

23.  Haben Sie persönlich schon einmal Informationsangebote der Landeszentrale für politische Bildung 
Nordrhein-Westfalen genutzt? 

FALLS ANGEBOTE DER LZpB NRW GENUTZT 

24. Was war das denn genau? Welche Angebote der Landeszentrale haben Sie schon einmal genutzt? 

25. Und haben die Informationsangebote der Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfa-
len alles in allem Ihre Erwartungen erfüllt, nur teilweise erfüllt oder gar nicht erfüllt? 

• ja, Erwartungen erfüllt 

• teilweise erfüllt 

• gar nicht erfüllt 

• weiß nicht/keine Angabe 

FALLS ANGEBOTE TEILWEISE/GAR NICHT ANSPRECHEND UND HILFREICH 

26.  Warum haben die Informationsangebote der Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-West-
falen Ihre Erwartungen (teilweise) nicht erfüllt? 
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3. Soziodemografische Merkmale der Befragten 

 %

Menschen mit  
Einwanderungsgeschichte  12

Konfessionszugehörigkeit: 

• evangelisch 33

• katholisch 36

• sonstige Religionsgemeinschaft 3

• konfessionslos 28

Politische Selbsteinschätzung: 

• Links (1-4) 40

• Mitte (5-6) 42

• Rechts (7-10) 11

Bundestagswahlabsicht: 

• CDU 30

• SPD  15

• FDP 3

• Bündnis 90/Die Grünen 21

• Die Linke  4

• AfD 4

• Nichtwählende/Unentschlossene  22

• Sonstige  2

* Basis: Erwerbstätige

 % 

Männer 49

Frauen 51

14- bis 29-Jährige 21

30- bis 44-Jährige 21

45- bis 59-Jährige 27

60 Jahre und älter 32

Hauptschule 37

mittlerer Abschluss 22

Abitur, Studium 33

Erwerbstätige 53

Schüler, Studenten 10

Rentner, Pensionäre 28

Sonstiges 10

Selbstständige, Freiberufler* 5

Beamte 7

Angestellte 69

Arbeiter 12

Sonstiges 7

Haushaltsnettoeinkommen: 

• unter € 2.000 23

• € 2.000 bis € 3.000 24

• € 3.000 und mehr 24




